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3Vorwort
Liebe Bürgerinnen,
Liebe Bürger,
Familien stehen im Mittelpunkt einer sozial engagierten Gesellschaft.
Aus ihnen heraus erwächst die Zukunft eines Landes. Auch deshalb ist
die Stärkung und Förderung der Familien ein besonderes Anliegen der
Thüringer Landesregierung. Zu den Maßnahmen zur Stützung der
Familien gehört auch deren steuerliche Entlastung.
Durch die Steuergesetzgebung ergeben sich ab dem Jahr 2009
Veränderungen. So wurden beispielsweise das Kindergeld und der
Kinderfreibetrag ab dem 1. Januar 2009 erhöht.
Diese Broschüre gibt Tipps zu den wichtigsten steuerlichen Beson-
derheiten für Verheiratete und Eltern mit Kindern. Sie zeigt auf, von
welchen Steuererleichterungen Sie und Ihre Familie profitieren können.
Die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter Ihres Finanzamtes geben Ihnen
gerne weitere Auskünfte. Fragen zum Kindergeld beantworten die
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der Familienkasse Ihrer Agentur für
Arbeit.
Birgit Diezel
Thüringer Finanzministerin
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1. Einkommen- und Lohnsteuer
1.1 Einige Grundbegriffe der Einkommensteuer
Die meisten Besonderheiten für
Familien gibt es bei der Einkom-
men- und Lohnsteuer. Hier wer-
den die besonderen finanziellen
Belastungen von Familien stark
berücksichtigt. Die Lohnsteuer ist
eine besondere Erhebungsform
der Einkommensteuer während
des Kalenderjahres. Der Arbeit-
geber ist verpflichtet, von dem
Arbeitslohn die zutreffende Lohn-
steuer einzubehalten und an das
Finanzamt abzuführen.
1.1.1 Einkünfte, Einkommen,
zu versteuerndes
Einkommen
Im Sprachgebrauch der Steuerge-
setze ist das „zu versteuernde
Einkommen“ etwas anderes als
das tatsächliche Einkommen. Es
ist in der Regel deutlich niedriger.
Das zu versteuernde Einkommen
wird von den Finanzämtern in
einem mehrstufigen Verfahren
ermittelt. 
Ausgangspunkt sind die der Be-
steuerung unterworfenen „Ein-
künfte“, die im Gesetz genau auf-
gezählt sind. Dort werden sieben
Einkunftsarten unterschieden,
nämlich
  Einkünfte aus Land- und Forst-
wirtschaft,
  Einkünfte aus Gewerbebetrieb,
  Einkünfte aus selbständiger
Arbeit,
  Einkünfte aus nichtselbständi-
ger Arbeit,
  Einkünfte aus Kapitalvermögen,
  Einkünfte aus Vermietung und
Verpachtung und
  sonstige Einkünfte im Sinne
des § 22 EStG (zum Beispiel
Renten).
Einkünfte sind bei Land- und Forst-
wirtschaft, Gewerbebetrieb und
selbständiger Arbeit der Gewinn,
bei den anderen Einkunftsarten
der Überschuss der Einnahmen
über die Werbungskosten. Daher
spricht man auch von „Gewinn-
einkünften“ und „Überschussein-
künften“. Einkünfte können auch
negativ sein, also Verluste dar-
stellen, die die Steuerbelastung
mindern.
Die Summe der Einkünfte, vermin-
dert um den Altersentlastungsbe-
trag, den Entlastungsbetrag für
Alleinerziehende und den Abzugs-
betrag für Land- und Forstwirte, ist
der „Gesamtbetrag der Einkünfte“.
Der Gesamtbetrag der Einkünfte,
vermindert um die Sonderausga-
ben und die außergewöhnlichen
Belastungen, ist das „Einkom-
men“. Das Einkommen, vermin-
dert um die Freibeträge für Kinder
und bestimmte andere Einkom-
mensminderungen, ist das „zu
versteuernde Einkommen“. Dieses
erst bildet die Bemessungsgrund-
lage für die tarifliche Einkommen-
steuer.
1.1.2 Festzusetzende
Einkommensteuer
Die tarifliche Einkommensteuer,
vermindert um die „Steuerermäßi-
gungen“, ist die festzusetzende
Einkommensteuer. Das ist die
letztlich zu zahlende Einkommen-
steuer, die im Steuerbescheid
ausgewiesen wird.
1.1.3 Berücksichtigung der
Familienbelastungen
Die Belastungen für Familien
werden bei diesem Rechenweg
an unterschiedlichen Stellen be-
rücksichtigt. Die steuerlichen Er-
leichterungen werden entweder
in Form von Pausch- oder Frei-
beträgen bei der Berechnung des
zu versteuernden Einkommens
oder als Steuervergütung in Form
von Kindergeld gewährt.
Die Besonderheit des Ausgleichs
dieser Familienlasten liegt in der
Verknüpfung mit dem Kindergeld,
das seit 1996 bei der Einkommen-
steuerveranlagung berücksichtigt
wird. Die Finanzämter prüfen, ob
die steuerliche Freistellung des
Existenzminimums des Kindes
durch das Kindergeld oder den
Ansatz von Kinderfreibeträgen
bewirkt wird (Einzelheiten unter
1.10).
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1.2 Steuerpflicht
Jede Person - unabhängig von
Alter und Nationalität -, die einen
Wohnsitz oder ihren gewöhn-
lichen Aufenthalt im Inland hat,
ist unbeschränkt einkommensteu-
erpflichtig. Die unbeschränkte
Steuerpflicht erstreckt sich auf
sämtliche inländischen und aus-
ländischen Einkünfte, soweit nicht
für bestimmte Einkünfte abwei-
chende Regelungen bestehen,
zum Beispiel in Doppelbesteue-
rungsabkommen und anderen
zwischenstaatlichen Vereinbarun-
gen.
Die Angaben in dieser Broschüre
setzen die unbeschränkte Ein-
kommensteuerpflicht voraus. Nur
in diesem Fall können sämtliche
steuerlichen Vergünstigungen,
Pauschbeträge oder Steuerbe-
freiungen in Betracht kommen.
Rechtsquelle: § 1 EStG
1.3.1 Drei Erhebungsarten
Die Einkommensteuer kennt drei
verschiedene Erhebungsarten. Die
Einkommensteuer wird grund-
sätzlich im Rahmen von Veranla-
gungen erhoben. Dies bedeutet,
dass bei dem zuständigen Finanz-
amt Einkommensteuererklärungen
eingereicht werden müssen. Da-
neben kann die Einkommensteu-
er aber auch vorab durch Abzug
von Löhnen oder Kapitalerträgen
erhoben werden.
1.3.1.1 Veranlagung
Bei der Steuerveranlagung ermit-
telt das Finanzamt das zu ver-
steuernde Einkommen auf der
Grundlage einer Steuererklärung
und setzt die darauf entfallende
Einkommensteuer fest. Über die
Ermittlung und Festsetzung erteilt
das Finanzamt einen Steuerbe-
scheid. Für die zu erwartende Ein-
kommensteuerschuld sind unter
Umständen vierteljährlich (zum
10.03., 10.06., 10.09. und 10.12.)
Einkommensteuer-Vorauszahlun-
gen zu leisten.
Rechtsquelle: §§ 2, 36, 37 EStG
1.3.1.2 Lohnsteuerabzug
Bei Einkünften aus nichtselbstän-
diger Tätigkeit (Löhne, Gehälter
usw.) wird die Einkommensteuer
durch Abzug vom Arbeitslohn
erhoben (Lohnsteuer). Mit dem
Lohnsteuerabzug gilt die Einkom-
mensteuerschuld als abgegolten,
sofern nicht eine Veranlagung vor-
geschrieben ist oder vom Arbeit-
nehmer beantragt wird (vgl. 1.3.3).
Bei der Veranlagung wird die ein-
behaltene Lohnsteuer auf die fest-
zusetzende Einkommensteuer
angerechnet.
Einzelheiten zum Lohnsteuerab-
zugsverfahren vgl. 1.7.1.
Rechtsquelle: §§ 38, 41a EStG
R 38.1, 38.2. 38.3, 38.4, 38.5, 41a.1, 41a.2 LStR
1.3.1.3 Kapitalertragsteuer
(Abgeltungssteuer)
Bei Kapitalerträgen (zum Beispiel
Zinsen, Dividenden, Erträgen aus
Veräußerungen von Wertpapie-
ren) wird die Einkommensteuer
durch Abzug vom Kapitalertrag
(Kapitalertragsteuer) erhoben, der
ab 2009 grundsätzlich abgeltend
ist, d.h. die Kapitalerträge brau-
chen nicht mehr in der Steuer-
erklärung angegeben zu werden.
In bestimmten Fällen müssen die
Erträge jedoch auch weiterhin
erklärt werden. Es besteht darü-
ber hinaus die Möglichkeit den
1.3 Erhebungsverfahren -
Einkommensteuerveranlagung
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Steuerabzug - u.a. im Wege einer
Günstigerprüfung - überprüfen zu
lassen.
Einzelheiten sind unter 1.7.2 auf-
geführt.
Rechtsquelle: §§ 32d, 43 - 45d EStG
1.3.2 Veranlagung von
Ehegatten -
Veranlagungswahlrecht
Ehegatten, die beide unbeschränkt
steuerpflichtig sind, nicht dauernd
getrennt leben und bei denen diese
Voraussetzungen zu Beginn des
Veranlagungszeitraums vorgele-
gen haben oder im Lauf dieses
Zeitraums eingetreten sind, kön-
nen zwischen getrennter Veranla-
gung und Zusammenveranlagung
wählen. Für das Jahr der Ehe-
schließung können die Ehegatten
aber auch die besondere Veran-
lagung beantragen. Eine Sonder-
regelung gilt für Staatsangehörige
eines Mitgliedstaats der Europä-
ischen Union (EU) oder eines
Staates, auf den das Abkommen
über den Europäischen Wirtschafts-
raum (EWR) anwendbar ist. Inso-
weit kommt das Veranlagungs-
wahlrecht auch dann in Betracht,
wenn der Ehegatte seinen Wohn-
sitz im Hoheitsgebiet eines ande-
ren EU- oder EWR-Mitgliedstaats
hat, sofern die Einkünfte beider
Ehegatten zusammen mindes-
tens zu 90 % der deutschen Ein-
kommensteuer unterliegen oder die
nicht der deutschen Einkommen-
steuer unterliegenden Einkünfte
den doppelten Grundfreibetrag
(vgl. 1.11.1) nicht übersteigen. Der
Nachweis ist durch eine Beschei-
nigung der zuständigen ausländi-
schen Steuerbehörde zu erbringen.
Rechtsquelle: §§ 1a, 26 EStG
R 26 EStR
1.3.2.1 Getrennte Veranlagung
Bei der getrennten Veranlagung von
Ehegatten sind jedem Ehegatten
die von ihm bezogenen Einkünfte
zuzurechnen. In den meisten Fäl-
len ist aber davon auszugehen,
dass eine getrennte Veranlagung
zu einer höheren Steuerbelastung
führt, da die Einkommensteuer für
jeden Ehegatten nach dem Grund-
tarif zu berechnen ist. Die Summe
der abziehbaren außergewöhnli-
chen Belastungen (siehe dazu 1.12)
wird wie bei einer Zusammenver-
anlagung ermittelt und ist bei bei-
den Ehegatten jeweils zur Hälfte zu
berücksichtigen, wenn diese nicht
gemeinsam eine andere Aufteilung
beantragen. Sonderausgaben (Ein-
zelheiten unter 1.6 ff.) können da-
gegen nur von dem Ehegatten
abgezogen werden, der sie gelei-
stet hat. Der Abzugsbetrag ist in-
soweit für beide Ehegatten unab-
hängig voneinander zu ermitteln. 
Rechtsquelle: § 26a EStG
§ 61 EStDV
R 26a EStR
1.3.2.2 Zusammenveranlagung
Bei einer Zusammenveranlagung
von Ehegatten werden die Ein-
künfte, die die Ehegatten erzielt
haben, zunächst getrennt ermittelt
und dann den Ehegatten gemein-
sam zugerechnet. Soweit nichts
anderes vorgeschrieben ist, wer-
den die Ehegatten gemeinsam als
Steuerpflichtiger behandelt. Dies
ist die häufigste und regelmäßig
günstigste Veranlagungsart. Die
Einkommensteuer wird nach dem
Splittingtarif berechnet.
Rechtsquelle: § 26b EStG
R 26b EStR
1.3.2.3 Besondere Veranlagung
Die besondere Veranlagung kann
nur für das Jahr der Eheschließung
durchgeführt werden. Vorausset-
zung ist allerdings, dass sie die
Ehegatten gemeinsam wählen. Die
Ehegatten werden dann so ver-
anlagt, als wären sie unverheira-
tet. Diese Veranlagungsart bietet
sich insbesondere dann an, wenn
Arbeitnehmer vor der Eheschlie-
ßung als verwitwete Person An-
spruch auf Anwendung des Split-
tingverfahrens (Lohnsteuerklasse
III) haben. Für das Jahr der Ehe-
schließung führt in diesem Fall
sowohl die Zusammenveranlagung
als auch die getrennte Veranla-
gung regelmäßig zu einer Steuer-
nachzahlung, wenn auch der Ehe-
gatte steuerpflichtige Einkünfte hat.
Rechtsquelle: § 26c EStG
1.3.3 Wann ist eine Einkom-
mensteuer-Veranlagung
durchzuführen?
Hier ist zu unterscheiden zwi-
schen Arbeitnehmern und Perso-
nen, die im Veranlagungszeit-
raum keinen Arbeitslohn bezogen
haben:
1.3.3.1 Arbeitnehmer
Bei Arbeitnehmern ist die Einkom-
mensteuer grundsätzlich durch den
Lohnsteuerabzug abgegolten. Sie
können jedoch in jedem Fall eine
Veranlagung zur Einkommensteu-
er beantragen (Antragsveranla-
gung). Sinnvoll ist das im Regel-
fall nur dann, wenn Lohnsteuer
oder Kapitalertragsteuer einbe-
17 18
halten wurde, die im Rahmen der
Veranlagung zumindest teilweise
zu erstatten ist.
Ein Antrag auf Einkommensteuer-
veranlagung kann sich beispiels-
weise lohnen: 
  wenn Werbungskosten, erwerbs-
bedingte Kinderbetreuungs-
kosten, Sonderausgaben oder
außergewöhnliche Belastun-
gen zu berücksichtigen sind,
für die kein Freibetrag auf der
Lohnsteuerkarte eingetragen
worden ist,
  wenn Sie nicht während des
gesamten Kalenderjahres in
einem Dienstverhältnis gestan-
den haben,
  wenn für Sie und Ihren Ehe-
gatten jeweils eine Lohnsteu-
erkarte mit der Steuerklasse IV
ausgestellt worden ist,
  wenn die steuerliche Entlas-
tung aufgrund der Freibeträge
für Kinder höher ist als der An-
spruch auf Kindergeld (vgl. 1.10).
Der Antrag ist durch Abgabe einer
Einkommensteuererklärung zu
stellen. 
In bestimmten Fällen ist bei Ar-
beitnehmern die Durchführung
einer Einkommensteuerveranla-
gung zwingend vorgeschrieben
(Pflichtveranlagung). 
Dies ist zum Beispiel der Fall,
wenn
  die positive Summe der Ein-
künfte, die nicht dem Lohnsteu-
erabzug unterlegen haben,
mehr als 410 Euro beträgt,
  bestimmte steuerfreie Entgelt-/-
Lohnersatzleistungen (zum Bei-
spiel Arbeitslosengeld I, Kran-
kengeld, Mutterschaftsgeld),
Aufstockungsbeträge bei Alters-
teilzeit oder ausländische Ein-
künfte von mehr als 410 Euro
bezogen worden sind,
  beide Ehegatten Arbeitslohn
bezogen haben und einer
von ihnen nach der Steuer
klasse V oder VI besteuert
worden ist,
  ein Arbeitnehmer gleichzeitig
Arbeitslohn von mehreren
Arbeitgebern bezogen hat
oder
  das Finanzamt auf der Lohn-
steuerkarte einen Freibe-
trag eingetragen hat. Das gilt
nicht, wenn lediglich der
Pauschbetrag für behinderte
Menschen (vgl. 1.12.2.2), der
Pauschbetrag für Hinterblie-
bene (vgl. 1.12.2.4), der Ent-
lastungsbetrag für Alleinerzie-
hende (vgl. 1.9) eingetragen
oder die Zahl der Kinder-
freibeträge geändert worden
sind.
1.3.3.2 Personen, die keinen
Arbeitslohn bezogen
haben
Alle übrigen Personen, die keinen
Arbeitslohn bezogen haben, wer-
den mit ihren steuerpflichtigen
Einkünften zur Einkommensteuer
veranlagt.
1.3.4. Verpflichtung zur
Abgabe einer
Steuererklärung
Arbeitnehmer haben in den Fällen,
in denen eine Pflichtveranlagung
durchzuführen ist, unaufgefordert
eine Einkommensteuererklärung
einzureichen (siehe dazu 1.3.3.1).
Von Personen, die keinen Arbeits-
lohn bezogen haben, sind u. a.
Erklärungen abzugeben, wenn
  bei Ehegatten, die das Veranla-
gungswahlrecht haben (vgl.
1.3.2), der Gesamtbetrag der
Einkünfte mehr als das Dop-
pelte des Grundfreibetrages
(vgl. 1.11.1) betragen hat, die
getrennte Veranlagung oder
die besondere Veranlagung
für das Kalenderjahr der
Eheschließung beantragt wird
oder
  bei anderen Personen (zum
Beispiel Ledigen) der Gesamt-
betrag der Einkünfte den
Grundfreibetrag (vgl. 1.11.1)
überstiegen hat.
Einkommensteuererklärungen sind
bis zum 31. Mai des Folgejahrs
beim zuständigen Finanzamt ein-
zureichen (für 2009 also bis
31.05.2010). An die Abgabe der
Steuerklärung wird alljährlich un-
ter anderem auch durch öffentli-
che Aufforderung erinnert. Bei
Nichtabgabe der Steuererklärung
drohen Schätzung und Zwangs-
maßnahmen seitens des Finanz-
amtes. Wegen der Abgabefrist bei
einer Antragsveranlagung siehe
1.3.3.1.
Rechtsquelle: §§ 25, 46 EStG
§§ 56, 60 EStDV
§ 149 AO
Verschiedene Einnahmen sind
steuerfrei und werden deshalb zur
Einkommensteuer nicht herange-
zogen. Allerdings werden bestim-
mte steuerfreie Einnahmen bei der
Berechnung des Steuersatzes für
die steuerpflichtigen Einkünfte
berücksichtigt (so genannter Pro-
gressionsvorbehalt, vgl. 1.11.2),
insbesondere wenn es sich um
Lohnersatzleistungen handelt. Steu-
erfrei sind im Wesentlichen die
hier aufgezählten Einnahmen.
1.4.1 Krankenversicherung/
Unfallversicherung
Steuerfrei sind Leistungen aus ei-
ner Krankenversicherung, aus ei-
ner Pflegeversicherung und aus der
gesetzlichen Unfallversicherung,
und zwar sowohl Bar- als auch
Sachleistungen. Es ist auch ohne
Bedeutung, ob die Leistungen dem
ursprünglich Berechtigten oder den
Hinterbliebenen gewährt werden.
Die Steuerfreiheit kann auch für
Leistungen aus einer ausländi-
schen gesetzlichen Unfallversiche-
rung in Betracht kommen.
Rechtsquelle: § 3 Nr. 1a EStG
1.4.2 Gesetzliche
Rentenversicherung
Sachleistungen und Kinderzu-
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1.4 Steuerfreie Einnahmen
schüsse aus den gesetzlichen
Rentenversicherungen einschließ-
lich der Sachleistungen nach dem
Gesetz über die Alterssiche-
rung der Landwirte sind steuer-
frei.
Rechtsquelle: § 3 Nr. 1b EStG
Ebenfalls steuerfrei sind Zuschüs-
se der Träger der gesetzlichen
Rentenversicherung für die Kran-
kenversicherung der Rentner.
Rechtsquelle: § 3 Nr. 14 EStG
1.4.3 Mutterschaftsgeld
Steuerfrei sind das Mutterschafts-
geld nach dem Mutterschutzge-
setz, der Reichsversicherungs-
ordnung und dem Gesetz über
die Krankenversicherung der
Landwirte, die Sonderunterstüt-
zung für im Familienhaushalt be-
schäftigte Frauen, der Zuschuss
zum Mutterschaftsgeld nach dem
Mutterschutzgesetz sowie der Zu-
schuss bei Beschäftigungsverbo-
ten für die Zeit vor oder nach der
Entbindung sowie für den Ent-
bindungstag während einer El-
ternzeit nach beamtenrechtlichen
Vorschriften.
Rechtsquelle: § 3 Nr. 1d EStG
1.4.4 Erziehungsgeld, Eltern-
geld und Rentenzuschlä-
ge für Kindererziehung
Das Erziehungsgeld nach dem
Bundeserziehungsgeldgesetz und
vergleichbare Leistungen der
Länder, das Elterngeld nach dem
Bundeselterngeld- und Elternzeit-
geld und vergleichbare Leistun-
gen der Länder sowie Leistungen
für Kindererziehung an Mütter der
Geburtsjahrgänge vor 1921 nach
den §§ 294 bis 299 des Sechsten
Buches Sozialgesetzbuch und
die Zuschläge nach den §§ 50a
bis 50e des Beamtenversor-
gungsgesetzes oder den §§ 70
bis 74 des Soldatenversorgungs-
gesetzes sind ebenfalls von der
Steuer befreit.
Rechtsquelle: § 3 Nr. 67 EStG
1.4.5 Leistungen an
Wehrpflichtige und
Zivildienstleistende
Steuerfrei sind die Geld- und Sach-
bezüge sowie die Heilfürsorge,
die an Wehrpflichtige und Zivil-
dienstleistende nach § 1 Abs. 1
Satz 1 Wehrsoldgesetz und § 35
Zivildienstgesetz gezahlt werden.
Rechtsquelle: § 3 Nr. 5 EStG
R 3.5 LStR
1.4.6 Versorgungsbezüge an
Wehr- und
Zivildienstbeschädigte
Auch die Versorgungsbezüge, die
aufgrund gesetzlicher Vorschriften
aus öffentlichen Mitteln an Wehr-
und Zivildienstbeschädigte oder
ihre Hinterbliebenen, Kriegsbe-
schädigte, Kriegshinterbliebene
und ihnen gleichgestellte Perso-
nen gezahlt werden, sind steuerfrei,
soweit es sich nicht um Bezüge
handelt, die aufgrund der Dienst-
zeit gewährt werden.
Rechtsquelle: § 3 Nr. 6 EStG
R 3.6 LStR
1.4.7 Beihilfen für Zwecke 
der Erziehung,
Ausbildung
Steuerfrei sind Bezüge aus öf-
fentlichen Mitteln oder aus Mitteln
einer öffentlichen Stiftung, die
wegen Hilfsbedürftigkeit oder als
Beihilfe zu dem Zweck bewilligt
werden, die Erziehung oder Aus-
bildung, die Wissenschaft oder
Kunst unmittelbar zu fördern.
Nicht hierunter fallen Kinderzu-
schläge und Kinderbeihilfen, die
aufgrund der Besoldungsgesetze,
besonderer Tarife oder ähnlicher
Vorschriften gewährt werden.
Voraussetzung für die Steuerfrei-
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heit ist, dass der Empfänger mit
den Bezügen nicht zu einer be-
stimmten wissenschaftlichen oder
künstlerischen Gegenleistung oder
zu einer bestimmten Arbeitneh-
mertätigkeit verpflichtet wird.
Rechtsquelle: § 3 Nr. 11 EStG
R 3.11 LStR
1.4.8 Leistungen nach dem
Bundeskindergeld-
gesetz
Leistungen, die aufgrund des Bun-
deskindergeldgesetzes gewährt
werden (vgl. 2.5), sind ebenfalls
steuerfrei.
Rechtsquelle: § 3 Nr. 24 EStG
1.4.9 Einnahmen 
aus nebenberuflichen
Tätigkeiten
Steuerfrei sind Einnahmen aus
nebenberuflichen Tätigkeiten als
Übungsleiter, Ausbilder, Erzieher,
Betreuer oder vergleichbaren ne-
benberuflichen Tätigkeiten, aus
nebenberuflichen künstlerischen
Tätigkeiten oder der nebenberuf-
lichen Pflege alter, kranker oder
behinderter Menschen im Dienst
oder Auftrag einer inländischen
juristischen Person des öffent-
lichen Rechts oder einer unter § 5
Abs. 1 Nr. 9 KStG fallenden Ein-
richtung zur Förderung gemein-
nütziger, mildtätiger oder kirch-
licher Zwecke (§§ 52 - 54 AO) bis
zur Höhe von 2.100 Euro im Jahr.
Einnahmen aus anderen neben-
beruflichen Tätigkeiten im Dienst
oder Auftrag einer inländischen
juristischen Person des öffent-
lichen Rechts oder einer unter § 5
Abs. 1 Nr. 9 KStG fallenden
Einrichtung sind bis zur Höhe von
500 Euro im Jahr steuerfrei.
Überschreiten die Einnahmen für
die genannten Tätigkeiten den
steuerfreien Betrag, dürfen die mit
den nebenberuflichen Tätigkeiten
in unmittelbarem wirtschaftlichem
Zusammenhang stehenden Aus-
gaben nur insoweit als Betriebs-
ausgaben oder Werbungskosten
abgezogen werden, als sie den
Betrag der steuerfreien Einnah-
men übersteigen.
Rechtsquelle: § 3 Nr. 26 und 
Nr. 26a EStG
1.4.10 Leistungen nach
dem Arbeitsplatzschutz-
gesetz
Leistungen nach §§ 14a Abs. 4,
14b Arbeitsplatzschutzgesetz sind
ebenfalls steuerfrei.
Rechtsquelle: § 3 Nr. 47 EStG
1.4.11 Leistungen nach dem
Unterhaltssicherungs-
gesetz
Leistungen nach dem Unterhalts-
sicherungsgesetz sind steuerfrei,
soweit sie nicht nach dessen § 15
Abs. 1 Satz 2 steuerpflichtig sind. 
Rechtsquelle: § 3 Nr. 48 EStG
1.4.12 Wohngeld
Wohngeld nach dem Wohngeldge-
setz ist steuerfrei ebenso wie die
sonstigen Leistungen zur Sen-
kung der Miete oder Belastung
im Sinne des § 11 Abs. 2 Nr. 4
Wohngeldgesetz.
Rechtsquelle: § 3 Nr. 58 EStG
1.4.13 Soldaten-
versorgungsgesetz
Die Arbeitslosenbeihilfe und die
Arbeitslosenhilfe, die nach dem
Soldatenversorgungsgesetz bei
Ausscheiden aus dem Dienstver-
hältnis geleistet werden, sind
steuerfrei.
Rechtsquelle: § 3 Nr. 2a EStG
1.4.14 Unterbringung und
Betreuung nicht
schulpflichtiger Kinder
Leistungen des Arbeitgebers zur
Unterbringung von nicht schul-
pflichtigen Kindern in Kindergär-
ten oder vergleichbaren Einrich-
tungen sind steuerfrei. Die
Leistungen müssen aber zusätz-
lich zum ohnehin geschuldeten
Arbeitslohn erbracht werden.
Rechtsquelle: § 3 Nr. 33 EStG R 3.33 LStR
1.4.15 Aufstockungsbeträge
im Sinne des
Altersteilzeitgesetzes
und die hälftigen
Beiträge im Sinne 
des § 187 a SGB VI
Aufstockungsbeträge im Sinne
des § 187a SGB VI Aufstock-
ungsbeträge im Sinne des § 3
Abs. 1 Nr. 1 Buchst. a sowie die
Beiträge und Aufwendungen im
Sinne des § 3 Abs. 1 Nr. 1 Buchst.
b und des § 4 Abs. 2 des
Altersteilzeitgesetzes sind steuer-
frei. Zahlungen des Arbeitgebers
zur Übernahme der Beiträge im
Sinne des § 187 a SGB VI sind
steuerfrei, soweit sie 50 v. H. der
Beiträge nicht übersteigen.
Rechtsquelle: § 3 Nr. 28 EStG, R 3.28 LStR
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1.4.16 Leistungen nach dem
Dritten Buch
Sozialgesetzbuch
Steuerfrei sind beispielsweise das
Arbeitslosengeld (I), das Teilar-
beitslosengeld, das Kurzarbeiter-
geld, das Winterausfallgeld, die
Arbeitslosenhilfe, der Zuschuss
zum Arbeitsentgelt, das Über-
gangsgeld, das Unterhaltsgeld,
die Eingliederungshilfe, das Über-
brückungsgeld, der Gründungszu-
schuss, der Existenzgründungs-
zuschuss nach dem Dritten Buch
Sozialgesetzbuch oder dem Ar-
beitsförderungsgesetz.
Rechtsquelle: § 3 Nr. 2 EStG, 
R 3.2 LStR
1.4.17 Leistungen 
nach dem Zweiten
Buch Sozialgesetzbuch
Steuerfrei sind Leistungen zur
Sicherung des Lebensunterhalts
und zur Eingliederung in Arbeit
nach dem Zweiten Buch Sozial-
gesetzbuch (z.B. Arbeitslosen-
geld II).
Rechtsquelle: § 3 Nr. 2b EStG
1.4.18 Leistungen zur Verbes-
serung des allgemeinen
Gesundheitszustandes
und der betrieblichen
Gesundheitsförderung
Leistungen des Arbeitgebers zur
Verbesserung des allgemeinen
Gesundheitszustandes und der
betrieblichen Gesundheitsförde-
rung, die hinsichtlich Qualität,
Zweckbindung und Zielgerichtet-
heit den Anforderungen der §§ 20
und 20a des Fünften Buches
Sozialgesetzbuch genügen, so-
weit sie 500 Euro im Kalenderjahr
nicht übersteigen, sind steuerfrei.
Die Leistungen müssen aber
zusätzlich zum ohnehin geschul-
deten Arbeitslohn erbracht wer-
den.
Rechtsquelle: § 3 Nr. 34 EStG
1.5.1 Was sind
„Werbungskosten“?
Unter Werbungskosten versteht
man Aufwendungen, die dem Er-
werb, der Sicherung und Erhal-
tung von Einnahmen dienen. Sie
sind bei der Einkunftsart zu be-
rücksichtigen, bei der sie entstan-
den sind. Werbungskosten gibt es
bei den Einkünften aus 
  nichtselbständiger Arbeit,
  Kapitalvermögen,
  Vermietung und Verpachtung
und
  den sonstigen Einkünften im
Sinne des § 22 EStG.
Bei den anderen Einkunftsarten
spricht man von Betriebsausgaben.
1.5.1.1 Erwerbsbedingte
Kinderbetreuungs-
kosten
Die steuerliche Behandlung von
Kinderbetreuungskosten wurde
ab dem 1. Januar 2006 durch das
Gesetz zur steuerlichen Förderung
von Wachstum und Beschäfti-
gung neu geregelt.
Danach können erwerbsbedingte
Kinderbetreuungskosten
  eines zum Haushalt des Steu-
erbürgers gehörenden Kindes
im Sinne des § 32 Abs.1 EStG, 
  das das 14. Lebensjahr noch
nicht vollendet hat oder
  wegen einer vor Vollendung
des 25. Lebensjahres1 einge-
tretenen körperlichen, geisti-
gen oder seelischen Behinde-
rung außerstande ist, sich
selbst zu unterhalten,
  in Höhe von zwei Dritteln
der Aufwendungen, höchstens
4.000 Euro je Kind 
wie Betriebsausgaben oder Wer-
bungskosten abgezogen werden.
Im Falle des Zusammenlebens der
Eltern kommt ein Abzug erwerbs-
bedingter Kinderbetreuungskosten
nur in Betracht, wenn beide Eltern
erwerbstätig sind.
Zu den Kinderbetreuungskosten
zählen z. B. Aufwendungen für:
  die Unterbringung von Kindern
in Kindergärten, Kindertages-
stätten, Kinderkrippen sowie
bei Tagesmüttern,
1.5 Werbungskosten/Betriebsausgaben
1 Die Absenkung der Altersgrenze wirkt sich erstmals für solche Kinder aus, die im Veranlagungszeit-
raum 2007 außerstande sind, sich selbst zu unterhalten, wenn dies auf eine körperliche, geistige oder
seelische Behinderung zurückzuführen ist, die vor Vollendung des 25. Lebensjahres eintrat. Kinder, die
vor dem 1. Januar 2007 in der Zeit ab ihrem 25. Geburtstag und vor ihrem 27. Geburtstag eine Behinde-
rung erlitten haben, deretwegen sie außerstande sind, sich selbst zu unterhalten, werden bei Vorliegen
der materiell-rechtlichen Voraussetzungen auch im Veranlagungszeitraum 2007 und darüber hinaus
berücksichtigt. Dadurch sollen bisher schon erfasste Kinder weiterhin berücksichtigungsfähig bleiben.
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  die Beschäftigung von Kinder-
pflegerinnen, Erzieherinnen und
Kinderschwestern,
  die Beschäftigung von Hausge-
hilfinnen oder Haushaltshilfen,
soweit diese Kinder betreuen. 
Nicht berücksichtigt werden Auf-
wendungen für:
  jede Art von Unterricht (auch
Nachhilfeunterricht)
  Vermittlung besonderer Fähig-
keiten (z. B. Schreibmaschinen-
kurs, Fahrschule)
  sportliche und andere Freizeit-
betätigungen
  Nebenleistungen, die nicht un-
mittelbar der Betreuung dienen
(z. B. Fahrtkosten des Kin-
des).
Voraussetzung für den Abzug ist,
dass dem Steuerbürger eine
Rechnung und ein Beleg über die
Zahlung des Entgeltes auf das
Konto des Erbringers der
Leistung vorliegen, mit denen auf
Anforderung die Aufwendungen
und die unbare Zahlung gegenü-
ber dem Finanzamt nachgewie-
sen werden können.
Ist das zu betreuende Kind nicht
unbeschränkt einkommensteuer-
pflichtig, ist der Höchstbetrag von
4.000 Euro zu kürzen, soweit es
nach den Verhältnissen im Wohn-
sitzstaat notwendig und ange-
messen ist. 
Die erwerbsbedingten Kinderbe-
treuungskosten können neben
dem Arbeitnehmer-Pauschbetrag
(vgl. 1.5.2) gesondert berücksich-
tigt werden. Kommt eine Berück-
sichtigung der Kinderbetreuungs-
kosten nicht in Betracht, weil die
Voraussetzung der Erwerbstätig-
keit nicht erfüllt ist, können die
Aufwendungen ggfs. als Sonder-
ausgaben abzugsfähig sein (vgl.
1.6.2).
Rechtsquelle: §§ 4f, 9 Abs. 5, 9a EStG
(ab VZ 2009: § 9c EStG)
1.5.1.2 Kosten der
Lebensführung
Soweit im Einkommensteuerge-
setz nichts anderes bestimmt ist
(vgl. 1.6 und 1.12), sind die Auf-
wendungen für den Haushalt des
Steuerbürgers und den Unterhalt
seiner Familienangehörigen nicht
abzugsfähig. Repräsentationsauf-
wendungen und Aufwendungen für
Ernährung, Kleidung und Woh-
nung sind in der Regel Kosten der
Lebensführung und deshalb kei-
ne Werbungskosten. Bei solchen
Aufwendungen besteht oft ein
Zusammenhang mit der berufli-
chen Tätigkeit des Arbeitnehmers.
In diesen Fällen ist zu prüfen, ob
und in welchem Umfang die Auf-
wendungen ausschließlich beruf-
lichen Zwecken dienen und nichts
mit dem Privatleben des Arbeit-
nehmers zu tun haben.
Dienen die Aufwendungen aus-
schließlich beruflichen Zwecken,
so sind sie als Werbungskosten
zu berücksichtigen. Sind die Auf-
wendungen nur zum Teil durch
berufliche Zwecke veranlasst
worden und lässt sich dieser Teil
der Aufwendungen von den Aus-
gaben, die ganz oder teilweise
der privaten Lebensführung ge-
dient haben, leicht und einwand-
frei trennen, so sind die Aufwen-
dungen insoweit als Werbungs-
kosten zu berücksichtigen. Lässt
sich eine Trennung der Aufwen-
dungen in Werbungskosten und in
Kosten der Lebensführung nicht
leicht und einwandfrei durchführen
(zum Beispiel bei Aufwendungen
für Körperpflege, Kleidung und
Schuhe), so gehört der gesamte
Betrag zu den nicht abzugsfähi-
gen Ausgaben. Aufwendungen
für Kleidung und Schuhe - ausge-
nommen typische Berufskleidung
- sind als Aufwendungen der Le-
bensführung auch dann nicht ab-
ziehbar, wenn der Steuerbürger
die Kleidungsstücke ausschließ-
lich bei der Berufsausübung trägt. 
1.5.1.3 Zuwendungen an Dritte
Freiwillige Zuwendungen und sol-
che aufgrund freiwillig begründeter
Rechtspflicht an bestimmte Perso-
nen, auch an gesetzlich unterhalts-
berechtigte Personen (zum Bei-
spiel geschiedene Ehegatten),
sind ebenfalls nicht abzugsfähig,
siehe aber 1.6.3 und 1.12.4.1.
1.5.1.4 Nicht abzugsfähige
Steuern
Auch die Einkommensteuer und
sonstige Personensteuern sowie
die Umsatzsteuer für Umsätze, die
Entnahmen sind, sind nicht ab-
zugsfähig.
1.5.1.5 Bußgelder, Geldstrafen
Weiterhin nicht abzugsfähig sind
auch Geldbußen, Ordnungs- und
Verwarnungsgelder sowie Geld-
strafen; soweit mit Geldbußen
auch der wirtschaftliche Vorteil
abgeschöpft wird und hierbei Er-
tragsteuern nicht berücksichtigt
wurden, kann dieser Teil vom Ab-
zugsverbot ausgenommen werden.
Aufwendungen für die Strafver-
teidigung und das Strafverfahren
können aber Werbungskosten
oder Betriebsausgaben sein, wenn
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die Tat in Ausübung der berufli-
chen oder betrieblichen Tätigkeit
begangen worden ist.
Rechtsquelle: §§ 9 Abs. 1, 12 EStG
R 9.1 LStR
1.5.2. Pauschbeträge
für Werbungskosten
Bei verschiedenen Einkunftsarten
werden Pauschbeträge für Wer-
bungskosten und wie Werbungs-
kosten zu berücksichtigende Auf-
wendungen für Fahrten zwischen
Wohnung und Arbeitsstätte ab-
gezogen, sofern nicht höhere Auf-
wendungen nachgewiesen wer-
den.
Die Pauschbeträge betragen:
  bei Einnahmen aus nichtselb-
ständiger Arbeit (Arbeitnehmer-
Pauschbetrag)        920 Euro;
  bei Einnahmen aus wiederkeh-
renden Bezügen
(zum Beispiel aus Renten,
Unterhaltsleistungen und Al-
tersvorsorgeverträgen i.S.v.
§ 82 EStG)             102 Euro.
Erzielen beide Ehegatten Einnah-
men aus nichtselbständiger Arbeit,
so steht ihnen - unabhängig von
der Veranlagungsform - jeweils ein
Arbeitnehmer-Pauschbetrag zu.
Sind bei einem Ehegatten die Ein-
nahmen niedriger als 920 Euro,
so können dessen Einnahmen
nur bis auf 0 Euro gemindert wer-
den, der ggf. anteilig nicht bean-
spruchte Arbeitnehmer-Pausch-
betrag kann nicht auf den anderen
Ehegatten übertragen werden.
Bei Einnahmen aus wiederkeh-
renden Bezügen, Unterhaltsleis-
tungen und Altersvorsorgeverträ-
gen i.S.v. § 82 EStG erhält bei der
Zusammenveranlagung jeder Ehe-
gatte, der solche Einnahmen hat,
den Werbungskosten-Pausch-
betrag in Höhe von 102 Euro.
Sind die Einnahmen niedriger als
102 Euro, dann ist der
Pauschbetrag nur bis zur Höhe
der Einnahmen zu gewähren. Der
Pauschbetrag ist nicht zu ermäßi-
gen, wenn die unbeschränkte
Steuerpflicht lediglich während
eines Teils des Kalenderjahrs
bestanden hat.
Rechtsquelle: § 9a EStG
R 9a EStR
1.6.1 Was sind
„Sonderausgaben“?
Sonderausgaben sind private Aus-
gaben für bestimmte Kosten der
Lebensführung, die vom Staat aus-
nahmsweise steuerlich begünstigt
werden. Das Einkommensteuer-
gesetz enthält eine abschließen-
de Aufzählung der Sonderaus-
gaben (§§ 10 ff. EStG).
Sonderausgaben sind in der
Einkommensteuererklärung im
Mantelbogen auf Seite 3 bzw. in
der Anlage AV ("Riester-Rente")
zu erklären. 
Abzugsberechtigt ist derjenige,
der zur Zahlung verpflichtet ist
und die entsprechenden Auf-
wendungen auch selbst entrich-
tet.
Abzugszeitpunkt ist das Kalen-
derjahr, in dem die Sonderaus-
gaben geleistet werden.
Die Abzugshöhe bestimmt sich
grundsätzlich nach den tatsäch-
lichen Zahlungen innerhalb eines
Kalenderjahres abzüglich der im
gleichen Kalenderjahr erstatteten
oder gutgeschriebenen Beträge
der gleichen Art (z. B. erstattete
Kirchensteuer, rückvergütete Ver-
sicherungsbeiträge).
1.6.2 Welche Aufwendungen
werden anerkannt?
Sonderausgaben sind folgende
Aufwendungen, wenn sie weder
Betriebsausgaben noch Werbungs-
kosten sind oder wie Betriebsaus-
gaben oder Werbungskosten be-
handelt werden:
  Unterhaltsleistungen an den
geschiedenen oder dauernd
getrennt lebenden Ehegatten,
wenn der Geber dies mit Zu-
stimmung des Empfängers
beantragt, bis zu 13.805 Euro
im Kalenderjahr (siehe hierzu
ausführlich 1.6.3.1);
  auf besonderen Verpflichtungs-
gründen beruhende Renten
und dauernde Lasten, die nicht
mit Einkünften in wirtschaftli-
chem Zusammenhang stehen,
die bei der Veranlagung außer
Betracht bleiben (z. B. im Zu-
sammenhang mit einer Be-
triebsübergabe im Rahmen
der vorweggenommenen Erb-
folge vereinbarte Versorgungs-
leistungen an die Eltern); 
  Altersvorsorgeaufwendungen
(siehe hierzu ausführlich
1.6.4.1);
  sonstige Vorsorgeaufwendun-
gen (siehe hierzu ausführlich
1.6.4.2);
  gezahlte Kirchensteuer (siehe
hierzu ausführlich 1.6.5);
1.6 Sonderausgaben
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  Aufwendungen für die eigene
Berufsausbildung bis zu 4.000
Euro im Kalenderjahr (siehe
hierzu ausführlich 1.6.6);
  30 % des Entgelts, höchstens
5.000 Euro, das die Eltern für
den Besuch einer Schule in
freier Trägerschaft oder einer
überwiegend privat finanzier-
ten Schule eines Kindes ent-
richten, für das sie Kindergeld
oder einen Kinderfreibetrag
erhalten. Voraussetzung ist,
dass die Schule zu einem an-
erkannten allgemein bildenden
oder berufsbildenden Schul-,
Jahrgang- oder Berufsab-
schluss führt oder ordnungs-
gemäß auf einen solchen vor-
bereitet. Nicht abzugsfähig –
auch nicht teilweise – ist das
Entgelt für die Beherbergung,
Betreuung und Verpflegung
des Kindes.
  Kinderbetreuungskosten (sie-
he hierzu ausführlich 1.6.7);
  Beiträge zu einer Riester-
Rente (siehe hierzu ausführ-
lich 1.6.4.3)
  Spenden (siehe hierzu aus-
führlich 1.6.8)
Rechtsquelle: §§ 10, 10a, 10b, 34f, 79ff. EStG
1.6.3 Unterhaltsleistungen
Für den Abzug von Unterhaltslei-
stungen an den geschiedenen
oder dauernd getrennt lebenden
Ehegatten kommen zwei Mög-
lichkeiten in Betracht, und zwar:
  als Sonderausgaben (so ge-
nanntes begrenztes Realsplit-
ting); dabei werden die Unter-
haltsleistungen beim Geber (=
Unterhaltsverpflichteter) als
Sonderausgaben abgezogen
und beim Empfänger (= Unter-
haltsberechtigter) als steuer-
pflichtige sonstige Einkünfte
erfasst. Sowohl der Abzug als
auch die Versteuerung sind
auf einen Jahreshöchstbetrag
von 13.805 Euro begrenzt;
  als außergewöhnliche Belas-
tung; abgezogen werden hier
die Unterhaltsleistungen beim
Geber bis zu einem Höchstbe-
trag von 7.680 Euro. Beim Emp-
fänger bleiben diese steuerfrei.
Der Abzug kann aber bei eige-
nen Bezügen und Einkünften
des Empfängers entfallen.
Beide Vergünstigungen können
für die Unterhaltsleistung an eine
Person nicht nebeneinander be-
ansprucht werden. 
1.6.3.1 Berücksichtigung
als Sonderausgaben
(„begrenztes Realsplitting“)
Es ist unerheblich, ob die Unter-
haltsleistungen freiwillig oder auf-
grund gesetzlicher Unterhalts-
pflicht erbracht werden und ob es
sich um laufende oder einmalige
Leistungen handelt. Auch als Un-
terhalt erbrachte Sachleistungen
können berücksichtigt werden.
Übersteigen die Unterhaltsleis-
tungen den Höchstbetrag von
13.805 Euro im Kalenderjahr, so
sind die darüber hinaus gezahlten
Beträge nicht abzugsfähig, auch
nicht als außergewöhnliche Be-
lastungen. Dies gilt auch dann,
wenn der Sonderausgabenabzug
auf einen niedrigeren Betrag als
13.805 Euro beschränkt wird. Ist
Unterhalt an mehrere geschiede-
ne Ehegatten zu leisten, so sind
die Unterhaltsleistungen an jeden
Empfänger bis zu 13.805 Euro
abziehbar.
Voraussetzung für den Sonder-
ausgabenabzug ist, dass der
Unterhaltsverpflichtete beim Fi-
nanzamt einen entsprechenden
Antrag stellt, dem der Empfänger
zugestimmt hat. Der Antrag kann
nur jeweils für ein Kalenderjahr
gestellt und nicht zurückgenom-
men werden. Eine einmal erteilte
Zustimmung bleibt solange wirk-
sam, bis sie ausdrücklich widerru-
fen wird. Der Widerruf ist vor Be-
ginn des Kalenderjahres, für das
die Zustimmung erstmals nicht
mehr gelten soll, gegenüber dem
Finanzamt zu erklären. 
Der Sonderausgabenabzug kommt
grundsätzlich nur in Betracht, wenn
der unterhaltsberechtigte Ehegat-
te unbeschränkt einkommensteu-
erpflichtig ist. Eine Sonderregelung
gilt für Staatsangehörige eines
Mitgliedstaats der Europäischen
Union (EU) oder eines Staates, auf
den das Abkommen über den Eu-
ropäischen Wirtschaftsraum (EWR)
anwendbar ist, sofern deren Ein-
künfte mindestens zu 90 % der
deutschen Einkommensteuer un-
terliegen oder die nicht der deut-
schen Einkommensteuer unterlie-
genden Einkünfte nicht mehr als
6.136 Euro im Kalenderjahr be-
tragen. In diesen Fällen kommt der
Sonderausgabenabzug in Betracht,
wenn der Unterhaltsempfänger
seinen Wohnsitz oder gewöhnli-
chen Aufenthalt im Hoheitsgebiet
eines anderen EU- oder EWR-Mit-
gliedstaats hat und die Besteu-
erung der Unterhaltszahlungen
beim Empfänger durch eine Be-
scheinigung der zuständigen aus-
ländischen Steuerbehörde nach-
gewiesen wird.
Beim Empfänger werden die zu-
fließenden Unterhaltsleistungen,
soweit sie beim Geber als Son-
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derausgaben abzugsfähig sind,
als sonstige Einkünfte behandelt,
höchstens jedoch bis zum Jah-
resbetrag von 13.805 Euro. Wer-
bungskosten, mindestens aber ein
Werbungskosten-Pauschbetrag von
102 Euro, können von den Einnah-
men (gegebenenfalls zusammen
mit anderen wiederkehrenden Be-
zügen) abgezogen werden. Sind
die Unterhaltsleistungen höher als
13.805 Euro, so können die Wer-
bungskosten nur anteilig berük-
ksichtigt werden, soweit sie den
Betrag von 102 Euro übersteigen.
Die Höhe der zu entrichtenden Ein-
kommensteuer für die Unterhalts-
leistungen richtet sich nach den
Umständen des Einzelfalls.
Damit der Unterhaltsberechtigte
durch diese Regelung nicht be-
nachteiligt wird, hat der Gesetz-
geber den Abzug der Unterhalts-
leistungen von der Zustimmung
des Empfängers abhängig ge-
macht. Der Unterhaltsempfänger
kann die Zustimmung der Höhe
nach beschränken. Bei der Zu-
stimmung muss der Unterhalts-
empfänger bedenken, dass sein
zu versteuerndes Einkommen
durch die Einbeziehung der Un-
terhaltsleistungen Einkommens-
grenzen überschreiten kann, die
ihm bestimmte Vergünstigungen,
wie Vermögensbildung, Wohnungs-
bauförderung, Sozialwohnung,
Wohngeld oder BAföG, verweh-
ren. Die Zustimmung kann bür-
gerlich-rechtlich mit der Verein-
barung verknüpft werden, dass
der Unterhaltsverpflichtete die auf
die Unterhaltsleistungen entfallen-
de Steuer zu ersetzen und andere
Nachteile auszugleichen hat.
Das Realsplitting ist für Unter-
haltsverpflichtete zumeist von
Vorteil, da die Steuerermäßigung
beim Geber regelmäßig höher ist
als die dem Empfänger zu erstat-
tende Steuer. Um die auf die
Unterhaltsleistungen entfallende
Einkommensteuer festzustellen,
dürfte in aller Regel eine zur
Steuerhilfe berechtigte Person
oder das zuständige Finanzamt
zu Rate zu ziehen sein.
Verweigert der Empfänger seine
Zustimmung, obwohl ihm die Er-
stattung der anfallenden Steuer
und der Ausgleich anderer Nach-
teile zugesagt worden ist, kann auf
die Zustimmung des Empfängers
bürgerlich-rechtlich ein Anspruch
bestehen, der ggf. im Rahmen
eines zivilgerichtlichen Verfahrens
durchgesetzt werden müsste. Ei-
ne rechtskräftige Verurteilung zur
Zustimmung und die Zustimmung
im Rahmen eines Prozessver-
gleichs sind als Zustimmung an-
zusehen. Im Fall der rechtskräftigen
Verurteilung wirkt die Zustim-
mung nur für das Kalenderjahr,
das Gegenstand des Rechts-
streits war, und hat daher für die
Folgejahre keine Bindungswir-
kung.
Kommt es trotzdem nicht zur Zu-
stimmung oder wird kein Antrag
auf Sonderausgabenabzug ge-
stellt, so besteht für den Unter-
haltsverpflichteten nur die Mög-
lichkeit, die Unterhaltsleistungen
als außergewöhnliche Belastung
geltend zu machen. Dies gilt
auch, wenn der Empfänger nicht
unbeschränkt einkommensteuer-
pflichtig und die Sonderregelung
für EU- oder EWR-Staatsange-
hörige nicht anwendbar ist.
1.6.3.2 Berücksichtigung
als außergewöhnliche
Belastungen
Der Geber kann die Unterhalts-
leistungen an den geschiedenen
oder getrennt lebenden Ehegatten
bis zu einem Höchstbetrag von
7.680 Euro im Kalenderjahr als
außergewöhnliche Belastungen
abziehen (vgl. 1.12.4.1). Verfügt der
Unterhaltsempfänger jedoch über
weitere eigene Einkünfte und
Bezüge, wird der Höchstbetrag
um diese Einkünfte oder Bezüge
gekürzt, soweit sie 624 Euro im
Kalenderjahr übersteigen. Die
Unterhaltsleistungen, gleich wel-
cher Höhe, unterliegen in diesem
Fall beim Unterhaltsempfänger
nicht der Einkommensteuer.
Rechtsquelle: §§ 1a Abs. 1 Nr. 1, 10
Abs. 1 Nr. 1, 33a Abs. 1 EStG
R 10, 33a EStR
1.6.4 Vorsorgeaufwendungen
und Riesterförderung
Durch das Alterseinkünftegesetz
wurde ab dem 01.01.2005 die
einkommensteuerliche Behand-
lung von Altersbezügen und Vor-
sorgeaufwendungen neu geregelt.
Durch die Gesetzesänderung ist
nunmehr zu unterscheiden zwi-
schen Altersvorsorgeaufwendun-
gen (siehe dazu 1.6.4.1) und son-
stigen Vorsorgeaufwendungen
(siehe dazu 1.6.4.2). Neben dem
Sonderausgabenabzug für Alters-
vorsorgeaufwendungen und für
sonstige Vorsorgeaufwendungen
ist weiterhin eine steuerliche För-
derung für die sog. „Riester-Ren-
te“ möglich (siehe dazu 1.6.4.3).
Rechtsquelle: § 10 Abs. 1 Nr. 2 und 3
sowie §§ 10a und 79 ff. EStG
R 10.4 EStR
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1.6.4.1 Altersvorsorge-
aufwendungen
Zu den Altersvorsorgeaufwendun-
gen zählen Beiträge zu:
  gesetzlichen Rentenversiche-
rungen,
  landwirtschaftlichen Alterskassen,
  berufständischen Versorgungs-
einrichtungen, die den gesetz-
lichen Rentenversicherungen ver-
gleichbare Leistungen erbringen,
  sonstigen privaten Leibrenten-
versicherungen (siehe „Rürup-
Rente“) und 
  Versicherungen gegen Berufs-
unfähigkeit oder verminderte
Erwerbsfähigkeit sowie Hinter-
bliebenenversicherungen als Zu-
satzversicherung zur vorgenann-
ten Leibrentenversicherung.
Der Sonderausgabenabzug von
Altersvorsorgeaufwendungen ist
an folgende Voraussetzungen
gebunden:
1. Die Vorsorgeaufwendungen
dürfen nicht in unmittelbarem
wirtschaftlichen Zusammenhang
mit steuerfreien Einnahmen
(z.B. steuerfreier Arbeitslohn
bei Auslandstätigkeit) stehen.
2. Die Vorsorgeaufwendungen
müssen an
  Versicherungsunternehmen,
die ihren Sitz oder ihre Ge-
schäftsleitung in einem Mit-
gliedsstaat der Europäischen
Gemeinschaft oder einem
anderen Vertragsstaat des
Europäischen Wirtschafts-
raumes haben und das Ver-
sicherungsgeschäft im In-
land betreiben dürfen oder 
  Versicherungsunternehmen,
denen die Erlaubnis zum Ge-
schäftsbetrieb im Inland er-
teilt ist oder
   eine berufsständische Ver-
sorgungseinrichtung oder
  einen Sozialversicherungs-
träger
gezahlt werden.
Die steuerliche Begünstigung von
Beiträgen zu einer Leibrentenver-
sicherung („Rürup-Rente“) ist an zu-
sätzliche Voraussetzungen gebun-
den. Der Vertrag zum Aufbau einer
eigenen kapitalgedeckten Alters-
versorgung muss eine monatliche,
auf das Leben des Steuerbürgers
bezogene lebenslange Leibrente
vorsehen. Dabei darf die Auszah-
lung nicht vor Vollendung des 60.
Lebensjahres erfolgen. Des Wei-
teren dürfen die Ansprüche aus
der Versicherung nicht vererblich,
nicht kapitalisierbar und nicht
übertragbar, beleihbar oder ver-
äußerbar sein. Ferner sind solche
Verträge nur begünstigt, wenn die
Vertragslaufzeit nach dem
31.12.2004 begonnen hat.
Ab dem 01.01.2005 sind damit
Beiträge zu Versicherungen, die
die genannten Voraussetzungen
der „Rürup-Rente“ nicht erfüllen
und bei denen der Beginn der Ver-
tragslaufzeit nach dem 31.12.2004
liegt, nicht als Sonderausgaben
abziehbar (zu „Altverträgen“ siehe
unter 1.6.4.2).
Altersvorsorgeaufwendungen wer-
den in einem Übergangszeitraum
stufenweise steuerfrei gestellt, bis
im Jahr 2025 letztendlich 100 Pro-
zent der Aufwendungen bis zu ei-
nem Höchstbetrag von 20.000 Euro
bzw. 40.000 Euro bei Ehegatten
abzugsfähig sind. Bei Arbeitneh-
mern, die ganz oder teilweise ohne
eigene Beitragsleistung einen An-
spruch auf Altersversorgung erwer-
ben, z. B. Beamte, Richter, Ge-
sellschafter-Geschäftsführer mit
Pensionszusage oder Abgeord-
nete, vermindert sich der Höchst-
betrag um einen fiktiven Gesamt-
beitrag zur gesetzlichen Renten-
versicherung. Dieser wird nach dem
jeweils gültigen Beitragssatz zur
gesetzlichen Rentenversicherung
der Arbeiter und Angestellten (zz.
19,9 Prozent) und den aus der be-
treffenden Tätigkeit erzielten steu-
erpflichtigen Einnahmen ermittelt. 
Im Jahr 2009 sind 68 Prozent der
Beispiel 1: Herr Schmidt hat im Jahr 2009 einen Bruttoarbeitslohn von 30.000 €. Der
Arbeitgeberanteil und Arbeitnehmeranteil zur gesetzlichen Rentenversicherung
beträgt je 9,95 % = 2.985 €). Zusätzlich hat er eine private Leibrentenversiche-
rung abgeschlossen und dort Beiträge in Höhe von 1.000 € eingezahlt:
Gesamtbeiträge 
(2.985 €  +  2.985 €  + 1.000 €) 6.970 €
Höchstbetrag 20.000 €
anzusetzen 6.970 €
davon 68 % 4.740 €
abzüglich (voller steuerfreier Arbeitgeberanteil) - 2.985 €
Abzugsbetrag 1.755 €
Beispiel 2: wie Beispiel 1, aber Herr Schmidt ist Beamter und erhält Besoldung in Höhe von
30.000 €
Gesamtbeiträge 1.000 €
Höchstbetrag 20.000 €
fiktiver Gesamtrentenbeitrag
(30.000 € x 19,9 % =)                  -   5.970 €
gekürzter Höchstbetrag 14.030 €
anzusetzen 1.000 €
davon 68 % 680 €
Abzugsbetrag 680 €
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innerhalb des Höchstbetrages
gezahlten Beiträge abzugsfähig.
Dieser Prozentsatz steigt in den
Folgejahren jährlich um 2 Pro-
zentpunkte an.
In einer Übergangsphase bis zum
Jahr 2010 prüft das Finanzamt
zur Vermeidung einer eventuellen
Schlechterstellung des Steuer-
bürgers von Amts wegen, ob der
nach aktuellem Recht ermittelte
Abzugsbetrag für Altersvorsorge-
aufwendungen und für sonstige
Vorsorgeaufwendungen gegebe-
nenfalls geringer ist als der
Abzugsbetrag, der nach dem bis
zum 31.12.2004 geltenden Recht
anzusetzen wäre. Im Ergebnis
dieser Prüfung wird jeweils der
höhere Abzugsbetrag der Besteu-
erung zugrunde gelegt. Die Güns-
tigerprüfung wird über das Jahr
2010 hinaus bis zum Jahr 2019
fortgeführt, allerdings dann mit
sinkenden Beträgen beim Vor-
wegabzug2.
1.6.4.2 sonstige Vorsorge-
aufwendungen
Neben den Altersvorsorgeauf-
wendungen sind sonstige Vorsor-
geaufwendungen bis zu einem
gesonderten Höchstbetrag als
Sonderausgaben abziehbar. Da-
zu zählen Beiträge zu:
  Versicherungen gegen Arbeits-
losigkeit (gesetzliche Beiträge
an die Bundesagentur für Ar-
beit und Beiträge zu privaten
Versicherungen),
  gesetzlichen und privaten Kran-
ken- und Pflegeversicherungen,
  Erwerbs- und Berufsunfähig-
keitsversicherungen, die nicht
Bestandteil einer Leibrenten-
versicherung („Rürup-Rente“,
Nr. 1.2) sind,
  Unfallversicherungen, wenn es
sich nicht um eine Unfallversi-
cherung mit garantierter Bei-
tragsrückzahlung handelt,
  Haftpflichtversicherungen,
  Lebensversicherungen, die nur
für den Todesfall eine Leistung
vorsehen (Risikolebensversi-
cherungen).
Ferner sind Beiträge zu folgen-
den Versicherungen berücksichti-
gungsfähig:
  „alte“ Leibrentenversicherun-
gen, die die Voraussetzungen
der sog. „Rürup-Rente“ erfüllen,
  Rentenversicherungen ohne
Kapitalwahlrecht, bei denen
die vorgenannten Vorausset-
zungen nicht vorliegen,
  Rentenversicherungen mit Ka-
pitalwahlrecht gegen laufende
Beitragsleistungen, wenn das
Kapitalwahlrecht nicht vor Ab-
lauf von zwölf Jahren seit dem
Vertragsabschluss ausgeübt
werden kann (max. 88 Prozent
der Beiträge),
  Kapitalversicherungen gegen
laufende Beitragsleistungen
mit Sparanteil, wenn der Ver-
trag für die Dauer von mindes-
tens zwölf Jahren abgeschlos-
sen wird (max. 88 Prozent der
Beiträge),
jedoch nur, wenn die Laufzeit die-
ser Versicherungen vor dem
01.01.2005 begonnen hat und
mindestens ein Versicherungs-
beitrag bis zum 31.12.2004 gelei-
stet worden ist.
Berücksichtigungsfähig sind auch
die Abschluss- und Ausfertigungs-
gebühren sowie die Versiche-
rungssteuer.
Nicht als Sonderausgaben ab-
ziehbar sind Beiträge zu folgen-
den Versicherungen:
  fondsgebundene Lebensver-
sicherung,
  Hausratversicherung,
  Kaskoversicherung,
  Rechtsschutzversicherung.
Abzugsberechtigt ist derjenige,
der die Beiträge als Versiche-
rungsnehmer gezahlt hat. Es ist
ohne Bedeutung, wer der Ver-
sicherte ist oder wem die Ver-
sicherungssumme oder eine an-
dere Leistung später zufließt.
Auch hier ist der Sonderausga-
benabzug an weitere Vorausset-
zungen gebunden (vgl. hierzu
Ausführungen unter 1.6.4.1).
Der Abzug der sonstigen Vorsor-
geaufwendungen als Sonderaus-
gaben ist auf folgende Höchstbe-
träge begrenzt:
  2.400 Euro pro Kalenderjahr
bei Personen, die Aufwendun-
gen für ihre Krankenversiche-
rung und Krankheitskosten
vollständig aus eigenen Mit-
teln tragen (z. B. Selbstän-
dige) bzw. die keinen eigenen
Anspruch auf vollständige
oder teilweise Erstattung oder
Übernahme der Krankheits-
kosten ganz oder teilweise
ohne eigene Aufwendungen
haben (z.B. Ehefrau eines
Beamten, die nicht selbst kran-
kenversicherungspflichtig ist
und für die aufgrund der Bei-
hilfeberechtigung des Ehe-
mannes teilweise Krankheits-
kosten erstattet werden)
2 Nach der Rechtslage bis zum 31.12.2004 wurde ein sog. Vorwegabzug in Höhe von 3.068 Euro/
6.136 (Ledige/Ehegatten) gewährt.
Der Sonderausgabenabzug für Altersvorsorgeleistungen beträgt
in den Veranlagungszeiträumen
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  1.500 Euro pro Kalenderjahr
bei Personen, die ganz oder
teilweise ohne eigene Aufwen-
dungen einen Anspruch auf
vollständige oder teilweise Er-
stattung oder Übernahme der
Krankheitskosten haben oder
für deren Krankenversiche-
rung steuerfreie Arbeitgeber-
leistungen bzw. steuerfreie
Zuschüsse des gesetzlichen
Rentenversicherungsträgers
erbracht werden. Das betrifft
z.B. sozialversicherungspflich-
tige Arbeitnehmer, Beamte,
Rentner und beitragsfrei mit-
versicherte Familienangehörige.
Bei zusammen veranlagten Ehe-
gatten ist zunächst für jeden
Ehegatten der ihm zustehende
Höchstbetrag zu bestimmen. Ge-
meinsame Aufwendungen sind bis
zur Summe der beiden Höchst-
beträge abziehbar.
Auch beim Sonderausgabenab-
zug für sonstige Vorsorgeaufwen-
dungen erfolgt für eine Über-
gangszeit von Amts wegen eine
Günstigerprüfung(vgl. hierzu Aus-
führungen unter 1.6.4.1).
1.6.4.3 Riesterförderung
(„Riester-Rente“)
Durch das Gesetz zur Reform der
gesetzlichen Rentenversicherung
und Förderung eines kapitalge-
deckten Altersvorsorgevermö-
gens (Altersvermögensgesetz) vom
26.06.2001 soll als Ausgleich für
künftige Leistungskürzungen in
der gesetzlichen Rentenversiche-
rung eine zusätzliche kapitalge-
deckte Altersversorgung geför-
dert werden. Neben dem bereits
bestehenden Sonderausgabenab-
zug für Vorsorgeaufwendungen
wurde durch das Altersvermö-
gensgesetz ein neuer zusätzli-
cher Sonderausgabenabzug oder
alternativ eine progressionsunab-
hängige Altersvorsorgezulage
(siehe dazu 2.6) eingeführt.
Zum begünstigten Personenkreis
gehören insbesondere die Pflicht-
versicherten in der gesetzlichen
Rentenversicherung und der Alters-
sicherung der Landwirte sowie
Beamte, Richter und Soldaten,
die im aktiven Dienstverhältnis
stehen oder zeitweise beurlaubte
Beamte, deren Beurlaubungszeit
ruhegehaltfähig ist bzw. die sich
in Elternzeit (Kindererziehungs-
zeit) befinden. Ehegatten von be-
günstigten Personen zählen eben-
falls dazu. Nicht gefördert werden
z.B. Selbständige und Altersrentner.
Für Altersvorsorgebeiträge, die
auf einen nach dem Altersvorsor-
geverträge-Zertifizierungsgesetz
(AltZertG) zertifizierten Altersvor-
sorgevertrag geleistet wurden,
wird auf Antrag eine Altersvorsor-
gezulage gewährt. Der Antrag ist
jährlich bei dem Anbieter des Ver-
trages (z.B. Versicherungsgesell-
schaft, Bank, Fondsgesellschaft)
zu stellen. Es besteht auch die
Möglichkeit, den Anbieter mit der
Beantragung der Zulage für jedes
Beitragsjahr schriftlich zu bevoll-
mächtigen (sog. "Dauerzulagen-
antrag"). Wird eine entsprechen-
de Vollmacht erteilt, entfällt ein
jährlicher Antrag. Der Anbieter
übermittelt die erforderlichen Ver-
tragsdaten an die Zentrale Zu-
lagenstelle für Altersvermögen
(ZfA). Die ZfA errechnet daraufhin
den Anspruch auf eine Altersvor-
sorgezulage und überweist diese
an den Anbieter. Der Anbieter
schreibt die Zulage dann dem
begünstigten Altersvorsorgever-
trag gut.
Darüber hinaus können die gelei-
steten Altersvorsorgebeiträge zu-
züglich der zustehenden Zulage
in der Einkommensteuererklä-
rung als Sonderausgaben geltend
gemacht werden. Dabei prüft das
Finanzamt, ob sich der Sonder-
ausgabenabzug steuerlich günsti-
ger auswirkt als der Anspruch auf
die Altersvorsorgezulage. Ergibt
sich bei der Berechnung durch
den Sonderausgabenabzug ein
zusätzlicher Steuervorteil, erhöht
sich die unter Berücksichtigung
dieses Abzugsbetrages ermittelte
tarifliche Einkommensteuer um
den Zulagenanspruch. Im Ergeb-
nis wird nur der überschießende
Betrag im Rahmen der Einkom-
mensteuerveranlagung erstattet
(keine Doppelförderung).
Die Günstigerprüfung wird durch
das Finanzamt von Amts wegen
durchgeführt, wenn der Einkom-
mensteuererklärung die Anlage
AV beigefügt wird. Darüber hin-
aus ist die Bescheinigung des
Anbieters, in der die geleisteten
Altersvorsorgebeiträge bestätigt
werden, im Original vorzulegen.
2006 und 2007
ab 2008
max. 1.575 Euro/Jahr
max. 2.100 Euro/Jahr
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1.6.5 Kirchensteuer
Als Sonderausgaben abziehbare
Kirchensteuern (dazu zählt auch
das Kirchgeld) sind Geldleistungen,
die anerkannte Religionsgemein-
schaften als Körperschaften des
öffentlichen Rechts von ihren Mit-
gliedern aufgrund gesetzlicher
Vorschriften erheben. 
Abzugsfähig ist die im Kalender-
jahr geleistete Kirchensteuer ab-
züglich der in demselben Kalen-
derjahr erstatteten Kirchensteuer.
Dabei ist es grundsätzlich un-
erheblich, für welche Jahre die
Kirchensteuer geleistet oder er-
stattet wurde.
Keine Kirchensteuern sind frei-
willige Beiträge, die an öffent-
lich-rechtliche Religionsgemein-
schaften geleistet werden. Diese
können gegebenenfalls als Spen-
den geltend gemacht werden
(vgl. 1.6.8).
Rechtsquelle: § 10 Abs. 1 Nr. 4 EStG
R 10.7 EStR
1.6.6 Berufsausbildungs-
kosten
Aufwendungen für die eigene Be-
rufsausbildung sind bis zu einem
Höchstbetrag von 4.000 Euro im
Kalenderjahr als Sonderausgaben
abziehbar, wenn sie nicht aus-
nahmsweise Werbungskosten oder
Betriebsausgaben sind. Für Ehe-
gatten, die zusammen zur Ein-
kommensteuer veranlagt werden,
gilt der vorgenannte Höchstbe-
trag für jeden Ehegatten geson-
dert. Zu den Aufwendungen für die
eigene Berufsausbildung gehören
insbesondere Aufwendungen für
eine erstmalige Berufsausbildung
oder für ein Erststudium.
Eine erstmalige Berufsausbildung
liegt vor, wenn der Steuerbürger
durch eine berufliche Ausbil-
dungsmaßnahme die notwendi-
gen fachlichen Fertigkeiten und
Kenntnisse erwirbt und dadurch
erstmalig zur Aufnahme eines
Berufes befähigt ist. Der Beruf
muss durch eine Ausbildung im
Rahmen eines öffentlich-rechtlich
geordneten Ausbildungsgangs er-
lernt werden, der durch eine Prü-
fung abgeschlossen wird. Eine
erstmalige Berufsausbildung liegt
auch dann vor, wenn ein Steu-
erbürger jahrelang - ohne ent-
sprechende Berufsausbildung - in
einem Beruf tätig war, die dazu-
gehörige Berufsausbildung aber
erst später absolviert.
Ein Erststudium liegt vor, wenn
ihm kein anderes durch einen
berufsqualifizierenden Abschluss
beendetes Studium vorangegan-
gen ist. Um ein Studium handelt es
sich, wenn es an einer Hochschule
im Sinne des § 1 Hochschulrah-
mengesetzes (z. B. Universität,
Pädagogische Hochschule, Kunst-
hochschule, Fachhochschule) ab-
solviert wird. Das Studium kann
auch als Fernstudium durchge-
führt werden.
Als Sonderausgaben abzugsfähig
sind u. a.:
  Studiengebühren,
  Kosten für Lehrbücher und
andere Arbeitsmittel,
  Aufwendungen für Wege zwi-
schen Wohnung und Ausbil-
dungsort
  Aufwendungen für ein häusli-
ches Arbeitszimmer,
  Mehraufwendungen wegen
doppelter Haushaltsführung
und
  Fahrtkosten und Verpflegungs-
mehraufwendungen für gele-
gentliche Reisen zu anderen
Ausbildungsorten (hier gelten
Dienstreisegrundsätze, siehe
Anleitung zur Einkommensteu-
ererklärung, Anlage N - Reise-
kosten bei Dienstreisen).
Steuerfreie Bezüge, die aus-
schließlich zur Bestreitung der o. g.
Aufwendungen gezahlt werden,
mindern die abziehbaren Aufwen-
dungen entsprechend. Eine Ver-
rechnung unterbleibt, wenn die
steuerfreien Bezüge ausschließ-
lich oder teilweise Aufwendungen
für den Lebensunterhalt - ausge-
nommen solche für auswärtige
Unterbringung - abgelten (z. B.
Berufsausbildungsbeihilfen nach
§ 59 SGB III, Leistungen nach
den §§ 12 und 13 BAföG).
Steuerlich wirkt sich der Abzug
der o. g. Aufwendungen nur aus,
wenn eigene Einkünfte vorliegen.
Hat z. B. ein Student oder Aus-
zubildender in dem Jahr, in dem
die Ausgaben angefallen sind,
keine eigenen Einkünfte, kann ein
nicht ausgenutzter Sonderaus-
gabenabzug nicht auf spätere
Jahre vorgetragen werden.
Findet die Ausbildung im Rahmen
eines Ausbildungsdienstverhält-
nisses statt, sind die in diesem
Zusammenhang anfallenden Kos-
ten nicht als Sonderausgaben,
sondern als Werbungskosten zu
berücksichtigen. Dies gilt auch für
Aufwendungen für Fortbildungen
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in einem bereits erlernten Beruf
und für Umschulungsmaßnahmen
zur Vorbereitung eines Berufs-
wechsels oder für ein weiteres
Studium nach Abschluss des
Erststudiums. Voraussetzung für
den Werbungskostenabzug (oder
Betriebsausgabenabzug) ist, dass
die Aufwendungen in einem kon-
kreten, objektiv feststellbaren Zu-
sammenhang mit späteren im In-
land steuerpflichtigen Einnahmen
aus der angestrebten beruflichen
Tätigkeit stehen.
Praktika und Anerkennungsjahre
sind Bestandteil der erstmaligen
Berufsausbildung, soweit keine
vorherige abgeschlossene Be-
rufsausbildung vorangegangen
ist. Kosten für ein nach einer
abgeschlossenen Berufsausbil-
dung oder nach einem berufsqua-
lifizierenden Studium aufgenom-
menes Praktikum können dagegen
Werbungskosten sein.
Eine Promotion stellt keinen be-
rufsqualifizierenden Abschluss
eines Studienganges dar, da der
Promotion in der Regel der Ab-
schluss eines Studiums voran-
geht. Entsprechende Aufwendun-
gen können Werbungskosten oder
Betriebsausgaben sein, sofern
ein berufsbezogener Zusammen-
hang besteht. Dies gilt auch,
wenn die Promotion ausnahms-
weise ohne vorherigen Studien-
abschluss durchgeführt wird.
Rechtsquelle: § 10 Abs. 1 Nr. 7 EStG
R 10.9 EStR
1.6.7 Kinderbetreuungs-
kosten
Aufgrund der Neuregelung der
steuerlichen Behandlung von Kin-
derbetreuungskosten durch das
Gesetz zur steuerlichen Förderung
von Wachstum und Beschäftigung
sind ab dem 1. Januar 2006 privat
veranlasste Betreuungsaufwen-
dungen in bestimmten Fällen als
Sonderausgaben abzugsfähig.
Danach können zwei Drittel der
Aufwendungen für Dienstleistun-
gen zur Betreuung eines zum
Haushalt des Steuerbürgers
gehörenden Kindes im Sinne des
§ 32 Abs.1 EStG, welches das
dritte Lebensjahr vollendet, das
sechste Lebensjahr aber noch
nicht vollendet hat, ohne Vorlie-
gen weiterer Voraussetzungen
als Sonderausgaben berücksich-
tigt werden.
Zwei Drittel der Betreuungskos-
ten für zum Haushalt gehörende
Kinder, die das 14. Lebensjahr
noch nicht vollendet haben oder
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die wegen einer vor Vollendung
des 25. Lebensjahres3 eingetrete-
nen körperlichen, geistigen oder
seelischen Behinderung außer-
stande sind, sich selbst zu unter-
halten, können als Sonderaus-
gaben berücksichtigt werden,
wenn sich der Steuerbürger
  in Ausbildung befindet, 
  körperlich, geistig oder see-
lisch behindert oder 
  krank ist. Die Krankheit muss
innerhalb eines zusammenhän-
genden Zeitraums von min-
desten 3 Monaten bestanden
haben, es sei denn, der Krank-
heitsfall tritt unmittelbar im An-
schluss an eine Erwerbstätig-
keit oder Ausbildung ein.
Bei zusammenlebenden Eltern ist
ein Abzug der Kinderbetreuungs-
kosten nur möglich, wenn bei bei-
den Elternteilen die vorgenannten
Voraussetzungen vorliegen oder
ein Elternteil erwerbstätig ist und
der andere Elternteil sich in Aus-
bildung befindet, körperlich, gei-
stig oder seelisch behindert oder
krank ist.
Kinderbetreuungskosten können
in beiden vorgenannten Fällen bis
zu 4.000.Euro je Kind als Sonder-
ausgaben abgezogen werden. Ist
das zu betreuende Kind nicht un-
beschränkt einkommensteuerpflich-
tig, ist dieser Betrag zu kürzen,
soweit es nach den Verhältnissen
im Wohnsitzstaat notwendig und
angemessen ist. 
Hinsichtlich der berücksichtigungs-
fähigen Aufwendungen und der
Nachweiserfordernisse gilt das
Gleiche wie bei erwerbsbedingten
Kinderbetreuungskosten (vgl.1.5.1.1)
Rechtsquelle: § 10 Abs. 1 Nr. 5 und 8 EStG
(ab VZ 2009: § 9c EStG)
1.6.8 Spenden
Zuwendungen (Spenden und Mit-
gliedsbeiträge) zur Förderung
steuerbegünstigter Zwecke (z. B.
zur Förderung kirchlicher, religiö-
ser und als besonders förde-
rungswürdig anerkannter ge-
meinnütziger Zwecke) sind bis
zur Höhe von 10 Prozent des
3 Die Absenkung der Altersgrenze wirkt sich erstmals für solche Kinder aus, die im Veranlagungszeit-
raum 2007 außerstande sind, sich selbst zu unterhalten, wenn dies auf eine körperliche, geistige oder
seelische Behinderung zurückzuführen ist, die vor Vollendung des 25. Lebensjahres eintrat. Kinder,
die vor dem 1. Januar 2007 in der Zeit ab ihrem 25. Geburtstag und vor ihrem 27. Geburtstag eine Be-
hinderung erlitten haben, deretwegen sie außerstande sind, sich selbst zu unterhalten, werden bei
Vorliegen der materiell-rechtlichen Voraussetzungen auch im Veranlagungszeitraum 2007 und darüber
hinaus berücksichtigt. Dadurch bleiben bisher schon erfasste Kinder weiterhin berücksichtigungsfähig.
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Gesamtbetrages der Einkünfte
als Sonderausgaben abziehbar.
Dabei kommen neben Geld- auch
Sachspenden in Frage.
Dagegen sind Mitgliedsbeiträge
an Vereine, deren Tätigkeit in
erster Linie der Freizeitgestaltung
ihrer Mitglieder dient, z. B. Sport-,
Heimat- oder Gesangsvereine,
steuerlich nicht begünstigt.
Darüber hinaus sind Zuwendun-
gen in den Vermögensstock einer
Stiftung bis zu 1 Million Euro be-
günstigt.
Für Mitgliedsbeiträge und Spen-
den an politische Parteien sieht
das Einkommensteuergesetz zu-
nächst zwingend eine Steuerer-
mäßigung nach § 34g EStG vor
(sog. Tarifermäßigung). Für gelei-
stete Mitgliedsbeiträge und Spen-
den an eine politische Partei wird
bis zur Höhe von 1.650 Euro, bei
zusammen veranlagten Ehegat-
ten bis zur Höhe von 3.300 Euro,
stets eine Tarifermäßigung von
50 v. H. dieser Ausgaben ge-
währt. Von der geschuldeten
Einkommensteuer werden also
825 Euro bzw. bei zusammen
veranlagten Ehegatten max.
1.650 Euro abgezogen. Liegt die
tatsächliche Steuerschuld unter
dem Steuerermäßigungsbetrag,
so verringert sich die Einkom-
mensteuer auf null Euro.
Ein zusätzlicher Abzug der Spen-
de als Sonderausgabe kommt nur
für Spenden, die 1.650/3.300 Euro
übersteigen und nur für den über-
steigenden Betrag in Betracht.
Dieser Sonderausgabenabzug ist
ebenfalls auf 1.650 Euro, bei
zusammen veranlagten Ehegat-
ten auf 3.300 Euro begrenzt.
Soweit über diese Beträge hinaus
Spenden geleistet werden, wirken
sie sich steuerlich nicht aus.
Alle Zuwendungen für steuerbe-
günstigte Zwecke sind grundsätz-
lich durch eine Zuwendungsbestä-
tigung (Spendenbescheinigung)
nachzuweisen.
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Bei Zuwendungen bis zu 200 Euro
genügt dagegen als vereinfachter
Nachweis der Bareinzahlungsbe-
leg oder die Buchungsbestätigung
des Kreditinstituts (z. B. Konto-
auszug), wenn der Zuwendungs-
empfänger:
  eine inländische juristische Per-
son des öffentlichen Rechts
oder eine inländische öffentli-
che Dienststelle ist 
oder
  eine als gemeinnützig aner-
kannte Körperschaft (Verein,
Stiftung) ist, wenn deren steu-
erbegünstigter Zweck und die
Angaben über deren Freistel-
lung von der Körperschaftsteu-
er auf einem von ihr herge-
stellten Beleg aufgedruckt
sind und darauf angegeben
ist, ob es sich um eine Spende
oder einen Mitgliedsbeitrag
handelt 
oder
  eine politische Partei im Sinne
des § 2 Parteiengesetz ist und
bei Spenden der Verwen-
dungszweck auf dem von ihr
hergestellten Beleg aufge-
druckt ist.
Als Nachweis für die Zahlung von
Mitgliedsbeiträgen an politische
Parteien genügen Bareinzahlungs-
belege, Buchungsbestätigungen
oder Beitragsquittungen.
Für Spenden anlässlich eines Ka-
tastrophenfalles, die innerhalb ei-
nes bestimmten Zeitraumes auf ein
speziell eingerichtetes Sonderkon-
to einer inländischen juristischen
Person des öffentlichen Rechts,
einer inländischen öffentlichen
Dienststelle oder eines amtlich an-
erkannten Verbandes der freien
Wohlfahrtspflege (z. B. Deutsches
Rotes Kreuz e. V. oder Deutscher
Caritasverband e. V.) eingezahlt
wurden, gilt ohne betragsmäßige
Beschränkung ebenfalls der ver-
einfachte Zuwendungsnachweis. 
Rechtsquelle: §§ 10b, 34g EStG
§§ 48 - 50 EStDV
§§ 51 - 68 AO
1.6.9 Sonderausgaben-
Pauschbetrag/
Vorsorgepauschale
Werden keine höheren Aufwen-
dungen nachgewiesen, wird u. a.
für die unter 1.6.3.1, 1.6.5, 1.6.6,
1.6.7 und 1.6.8 angeführten Son-
derausgaben ein jährlicher Pausch-
betrag von 36 Euro bzw. 72 Euro
bei Ehegatten berücksichtigt.
Hat ein Steuerbürger Arbeitslohn
bezogen, wird für die Altersvor-
sorge- und für die sonstigen Vor-
sorgeaufwendungen (siehe dazu
Beispiel: Herr Meier, ledig, hat im Jahr 2009 Spenden an politische Parteien von insgesamt 
4.000 € geleistet:
Steuerermäßigung nach § 34g EStG:
50 % der Aufwendungen, max. 825 €
Sonderausgabenabzug für die verbleibende Spende:
(4.000 € - 1.650 € =) 2.350 €
davon sind max. abziehbar 1.650 €
(Höchstbetrag)
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1.7 Sonderregelungen
für einzelne Einkunftsarten
1.6.4.1 und 1.6.4.2) eine Vorsor-
gepauschale abgezogen, falls er
keine höheren Aufwendungen
nachweist. 
Vereinfacht dargestellt, ist die
Vorsorgepauschale bei renten-
versicherungspflichtigen Arbeit-
nehmern die Summe aus einem
prozentualen Anteil des Arbeit-
nehmerbeitrages zur Rentenver-
sicherung und einem Betrag i.H.v.
11 % des Arbeitslohns, der jedoch
auf höchstens 1.500 Euro be-
grenzt ist. Der prozentuale Anteil
des Arbeitnehmeranteils beträgt
im Jahr 2005 20 v.H. und erhöht
sich in den folgenden Jahren um
jeweils 4 Prozentpunkte. Bei nicht
rentenversicherungspflichtigen
Arbeitnehmern beträgt die Vor-
sorgepauschale unter bestimm-
ten Voraussetzungen 11 % des
Arbeitslohns, jedoch höchstens
1.500 Euro. Gleiches gilt für Al-
tersrentner und Empfänger von
Versorgungsbezügen.
Zur Vermeidung einer eventuel-
len Schlechterstellung wird auch
hier in den Jahren 2005 bis 2019
durch das Finanzamt eine Güns-
tigerprüfung zwischen der „neuen“
und der „bisherigen“ Vorsorge-
pauschale (ab 2011 mit abge-
schmolzenen Höchstbeträgen) vor-
genommen und der günstigere
Betrag der Besteuerung zugrun-
de gelegt.
Rechtsquelle: § 10c EStG
1.7.1 Einkünfte aus nicht-
selbständiger Arbeit
1.7.1.1 Lohnsteuer-
Abzugsverfahren
Der Lohnsteuerabzug wird vom
Arbeitgeber auf der Grundlage
der Lohnsteuerkarte durchge-
führt. Diese erhalten Sie von der
Gemeinde, in der Sie am 20. Sep-
tember des Vorjahres mit Ihrer
Wohnung, bei mehreren Woh-
nungen mit Ihrer Hauptwohnung
gemeldet waren; bei Ehegatten
ist die gemeinsame Hauptwoh-
nung maßgeblich. Für Ledige und
geschiedene Arbeitnehmer sowie
für verheiratete Arbeitnehmer,
deren Ehegatte im Ausland wohnt
oder die von ihrem Ehegatten
dauernd getrennt leben, gilt die
Steuerklasse I. Für die vorge-
nannten Arbeitnehmer gilt die
Steuerklasse II, wenn bei ihnen
der Entlastungsbetrag für Allein-
erziehende (vgl. 1.9) zu berük-
ksichtigen ist. Für die Höhe der
Lohnsteuer sind die Lohnsteuer-
klassen von besonderer Bedeu-
tung. Werden bei Ehegatten die
Einkünfte auch grundsätzlich
gemeinsam besteuert, so kann
beim Lohnsteuerabzug trotzdem
nur der Arbeitslohn des einzelnen
Arbeitnehmers zugrunde gelegt
werden. Die Arbeitslöhne beider
Ehegatten können erst nach Ab-
lauf des Jahres zusammenge-
führt werden. Erst dann ergibt
sich die zutreffende Jahressteuer.
Um diesem Ergebnis jedoch be-
reits im Lohnsteuer-Abzugsver-
fahren möglichst nahe zu kom-
men, stehen den Ehegatten zwei
Steuerklassenkombinationen zur
Auswahl. Die Steuerklassenkom-
bination IV/IV geht davon aus,
dass die Ehegatten ungefähr
gleich viel verdienen. Die Steuer-
klassenkombination III/V ist so
gestaltet, dass die Summe der
Jahressteuerabzugsbeträge für
beide Ehegatten in etwa der ge-
meinsamen Jahressteuer ent-
spricht, wenn der in der Steuer-
klasse III eingestufte Ehegatte
60 v. H., der in der Steuerklasse V
eingestufte Ehegatte 40 v. H. des
gemeinsam zu versteuernden
Einkommens erzielt. Das hat zur
Folge, dass der Steuerabzug bei
der Steuerklasse V verhältnismä-
ßig höher ist als bei den Steuer-
klassen III und IV. Zur einfachen
Steuerklassenwahl liegen Ihrer
Wohnsitzgemeinde bzw. im für
Sie zuständigen Finanzamt ent-
sprechende Merkblätter vor. Einen
Steuerklassenwechsel im Laufe
des Jahres können Sie bei Ihrer
Gemeinde einmal, und zwar bis
spätestens bis zum 30. November
des jeweiligen Jahres, beantragen.
47 48
Für den Lohnsteuerabzug 2010
können Ehegatten erstmals auch
anstelle der Steuerklassenkom-
bination III/V auf der Lohnsteuer-
karte durch das Finanzamt
jeweils die Steuerklasse IV in
Verbindung mit einem Faktor zur
Ermittlung der Lohnsteuer eintra-
gen lassen. Mit dem Faktorver-
fahren wird erreicht, dass bei dem
jeweiligen Ehegatten mindestens
die ihm persönlich zustehenden
steuerentlastend wirkenden Vor-
schriften beim Lohnsteuerabzug
berücksichtigt werden (Grundfrei-
betrag, Vorsorgepauschale, Son-
derausgaben-Pauschbetrag).
Im Lohnsteuer-Abzugsverfahren
kann die Lohnsteuer durch die
Eintragung eines Freibetrags auf
der Lohnsteuerkarte ermäßigt
werden. Ein Antrag auf Eintra-
gung eines Freibetrags kann
wegen erhöhter Werbungskos-
ten, erhöhter Sonderausgaben
oder außergewöhnlicher Belas-
tungen beim zuständigen Finanz-
amt gestellt werden, wenn die
beantragten Aufwendungen bzw.
die absehbaren Beträge ins-
gesamt eine Antragsgrenze von
600 Euro überschreiten. Für die
Feststellung, ob die Antragsgren-
ze überschritten wird, dürfen Wer-
bungskosten nicht in voller Höhe,
sondern nur mit dem Betrag
angesetzt werden, der den
Arbeitnehmer-Pauschbetrag von
920 Euro übersteigt. Dies gilt
nicht für erwerbsbedingte Kinder-
betreuungskosten. Außerdem
können Pauschbeträge für behin-
derte Menschen und Hinterblie-
bene oder Freibeträge für haus-
haltsnahe Beschäftigungen bzw.
Dienstleistungen oder Handwer-
kerleistungen, zur Förderung des
Wohneigentums oder wegen
negativer Einkünfte aus anderen
Einkunftsarten eingetragen wer-
den, wofür jedoch nicht die vorge-
nannte Antragsgrenze gilt. 
Bei steuerfreien Einnahmen, z. B.
Aufstockungsbeträge nach dem
Altersteilzeitgesetz, oder bei Ein-
nahmen, die durch den Arbeit-
geber pauschal versteuert werden,
wird keine Lohnsteuer im Lohnsteu-
er-Abzugsverfahren einbehalten.
Versorgungsbezüge, die vom frühe-
ren Arbeitgeber gezahlt werden,
bleiben unter bestimmten Voraus-
setzungen teilweise steuerfrei
(Versorgungsfreibetrag und Zu-
schlag zum Versorgungsfreibetrag).
1.7.1.2 Steuerliche Behandlung
Behandlung der gering-
fügigen Beschäftigung
Der Arbeitslohn aus einer gering-
fügigen Beschäftigung von bis zu
400 Euro monatlich (Mini-Job
bzw. haushaltsnaher Mini-Job) un-
terliegt ausnahmslos dem Lohn-
steuerabzug, entweder pauschal
oder nach den Merkmalen der
Lohnsteuerkarte.
Bei der Pauschalversteuerung
muss dem Arbeitgeber keine
Lohnsteuerkarte vorgelegt wer-
den. Wegen der abgeltenden
Wirkung bleibt der Arbeitslohn
aus der geringfügigen Beschäfti-
gung bei der Einkommensteuer-
veranlagung außer Ansatz. Wird
von der Pauschalversteuerung
kein Gebrauch gemacht, muss
sich der Arbeitgeber vom Arbeit-
nehmer eine Lohnsteuerkarte
vorlegen lassen und die einzube-
haltenden Steuerabzugsbeträge
(Lohnsteuer, Solidaritätszuschlag
und etwaige Kirchensteuer) an-
hand der hierauf eingetragenen
Merkmale ermitteln. 
Weitere Informationen zur steuer-
und sozialversicherungsrechtli-
chen Behandlung von geringfügi-
gen Beschäftigungen sind in der
von der Minijob-Zentrale in 45115
Essen herausgegebenen Broschü-
re „Minijobs - Informationen für
Arbeitgeber und Arbeitnehmer“
sowie im Internet unter: http://
www.Minijob-Zentrale.de zu finden.
1.7.2 Einkünfte
aus Kapitalvermögen -
Abgeltungssteuer
Ab dem Jahr 2009 wurde die
Besteuerung von Einkünften aus
Kapitalvermögen mit dem Inkraft-
treten der Abgeltungssteuer neu
geregelt. Die für Kapitalerträge im
Privatvermögen anfallende Ein-
kommensteuer soll durch einen
Steuerabzug an der Quelle der
Erträge grundsätzlich abgegolten
werden; eine Angabe in der
Steuererklärung soll dadurch ent-
fallen.
Kapitalerträge sind jedoch für die
Prüfung bestimmter Einkommens-
grenzen weiterhin von Bedeu-
tung, wenn diese auf die steuer-
lichen Begriffe abstellen, so dass
unter Umständen dennoch eine
Erklärung der Erträge erfolgen
muss. Dies betrifft z.B. die Ein-
kunftsgrenze für die Gewährung
des Kindergeldes bzw. der Frei-
beträge für Kinder (eigene Ein-
künfte und Bezüge des Kindes;
vgl. 1.10.2.4) und die Höhe der
Einkünfte und Bezüge bei der
Prüfung des Abzugs von außer-
gewöhnlichen Belastungen (vgl.
1.12.3, 1.12.4.1 und 1.12.4.2),
aber auch außersteuerliche
Vorschriften, die auf steuerliche
Begriffe zurück greifen.
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Zu den Einkünften aus Kapitalver-
mögen gehören unter anderem auch
  Gewinnanteile (Dividenden)
aus Aktien, GmbH-Anteilen,
Anteilen an Erwerbs- und Wirt-
schaftsgenossenschaften;
  Einnahmen aus der Beteiligung
an einem Handelsgewerbe als
stiller Gesellschafter;
  Erträge aus bestimmten Ver-
sicherungen auf den Erle-
bens- oder Todesfall;
  Erträge aus sonstigen Kapi-
talforderungen jeder Art, zum
Beispiel aus Einlagen und
Guthaben bei Kreditinstituten,
aus Darlehen und Anleihen
(Wertpapiere);
  Einnahmen aus Optionsge-
schäften;
  Gewinne aus Termingeschäf-
ten und aus Veräußerungsge-
schäften (z.B. von Aktien,
Investmentfondsanteilen, Zer-
tifikaten und anderen Wert-
papieren, aber auch Lebens-
versicherungen) unabhängig
von einer Haltefrist.
Das Halbeinkünfteverfahren gilt
im Privatvermögen nicht mehr,
d.h. Gewinnanteile (Dividenden,
Ausschüttungen) aus Anteilen an
Kapital¬gesellschaften und der
Gewinn aus der Veräußerung der
Anteile unterliegen in voller Höhe
der Abgeltungssteuer.
Kapitalerträge sind grundsätzlich
auch einkommensteuerpflichtig,
wenn sie im Ausland erzielt weden.
1.7.2.1 Sparer-Pauschbetrag,
Berücksichtigung
von Verlusten
Bei der Ermittlung der Einkünfte
aus Kapitalvermögen ist ein Be-
trag von 801 Euro abzuziehen
(Sparer-Pauschbetrag). Dieser
ersetzt den bisherigen Sparer-
Freibetrag (750 Euro) und die
Werbungskostenpauschale (51
Euro). Mit diesem Abzug sind alle
Kosten im Zusammenhang mit
den Kapitalerträgen abgegolten.
Ein Abzug von höheren tatsäch-
lichen Werbungskosten ist ab
2009 nicht mehr möglich.
Ehegatten, die zusammen veran-
lagt werden, wird ein gemeinsa-
mer Sparer-Pauschbetrag von
1.602 Euro gewährt. Der gemein-
same Sparer-Pauschbetrag ist
bei der Einkunftsermittlung bei
jedem Ehegatten je zur Hälfte
abzuziehen. Sind die Kapitaler-
träge eines Ehegatten niedriger
als 801 Euro, so kann der nicht
ausgeschöpfte Betrag auf den
anderen Ehegatten übertragen
werden. Der Abzug des Sparer-
Pauschbetrages (oder des ge-
meinsamen Sparer-Pauschbetra-
ges) darf nicht höher ausfallen als
die Kapitalerträge.
Beispiele
Ehemann Ehefrau
Euro
1. Einnahmen aus Kapitalvermögen 2.500 2.000
- gemeinsamer Sparer-Freibetrag -       801         -        801
Einkünfte aus Kapitalvermögen 1.699 1.199
2. Einnahmen aus Kapitalvermögen 1.000 500
- gemeinsamer Sparer-Freibetrag -     1.000         -        500
Einkünfte aus Kapitalvermögen 0 0
Da die Ehefrau die ihr zustehende Hälfte des gemeinsamen Sparer-
Pauschbetrags nicht ausschöpfen kann, ist der Restbetrag (301 Euro =
801 Euro – 500 Euro) auf den Ehemann zu übertragen, so dass bei die-
sem insgesamt (801 Euro + 301 Euro =) 1.102 Euro berücksichtigt wer-
den könnten. Der Abzug ist jedoch begrenzt auf die Höhe der Erträge
(1.000 Euro).
Negative Kapitalerträge (z.B.
gezahlte Stückzinsen beim Kauf
von festverzinslichen Wertpapie-
ren, Veräußerungsverluste) kön-
nen nur mit positiven Kapital-
erträgen ausgeglichen werden.
Eine Verrechnung mit anderen
positiven Einkünften (als Arbeit-
nehmer oder aus einem Gewer-
bebetrieb) ist nicht (mehr) mög-
lich. Für Verluste aus Aktien-
geschäften ist die Verrechnung
noch weiter auf den Ausgleich nur
mit künftigen Gewinnen aus sol-
chen Geschäften eingeschränkt,
d.h. ein Veräußerungsverlust aus
Aktien kann nicht mit Zinsein-
nahmen verrechnet werden.
Die Verlustverrechnung wird vor
Abzug des Sparer-Pauschbetrags
vorgenommen.
Rechtsquelle: § 20 EStG
R 20 EStR
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1.7.2.2 Steuerabzug, Tarif,
Günstigerprüfung
Die genannten Kapitalerträge
unterliegen einem Steuerabzug,
der – wie bisher – von den Ban-
ken bzw. ausschüttenden Ka-
pitalgesellschaften vorgenommen
wird und nun einheitlich 25 %
zzgl. Solidaritätszuschlag beträgt.
Kapitalerträge sind auch weiter-
hin kirchensteuerpflichtig. Die
Kirchensteuer kann bereits im
Abzugsverfahren einbehalten
werden, wenn der Steuerbürger
seine Bank damit beauftragt, so
dass sich der Steuerabzug noch
entsprechend erhöhen würde.
Dabei wird die Kirchensteuer
selbst jedoch – wie im normalen
Veranlagungsverfahren (vgl. 1.6.5)
– steuermindernd berücksichtigt.
Im Rahmen des Steuerabzugs
wird – wie bisher der Sparer-
Freibetrag – auch der Sparer-
Pauschbetrag bereits berücksich-
tigt, wenn dies vom Steuerbürger
mit einem entsprechenden Frei-
stellungsauftrag gegenüber der
Bank beantragt wurde. Die
Banken führen ebenfalls eine
Verlustverrechnung bei den Ka-
pitalerträgen durch und schreiben
diese über den Jahreswechsel
auch fort, es sei denn der Steu-
erbürger verlangt bis zum 15.12.
eines Jahres die Ausstellung
einer Bescheinigung über die am
Jahresende noch nicht verrech-
neten Verluste (Verlustbescheini-
gung). In diesem Fall wird der
sog. „Verlustverrechnungstopf“
bei der Bank auf 0,- gestellt; die
Verluste können nur noch im
Rahmen der Steuererklärung
zum Ausgleich anderweitiger
positiver Kapitalerträge einge-
setzt werden.
Der Steuerabzug ist zwar als
Abgeltung der Einkommensteuer
vorgesehen, d.h. eine Angabe in
der Steuererklärung soll dadurch
entbehrlich sein, dennoch kann
eine Verpflichtung zur Angabe der
Erträge in der Steuererklärung
bestehen, z.B. wenn
  dies zur Prüfung von Einkom-
mensgrenzen erforderlich ist;
  der Steuerbürger kirchensteu-
erpflichtig ist und seine Bank
nicht beauftragt hat, die Kir-
chensteuer im Abzugswege
einzubehalten und abzuführen;
  von Kapitaglerträgen kein
Steuerabzug vorgenommen
wurde (z.B. bei Kapitalerträ-
gen im Ausland, die im Inland
steuerpflichtig sind).
Auch in diesen Fällen kommt der
Abgeltungssteuertarif im Rahmen
der Veranlagung zur Einkommen-
steuer zur Anwendung.
Darüber hinaus kann der Steu-
erbürger einzelne Kapitalerträge
auch zur Überprüfung des Steu-
erabzugs erklären. Ebenso kön-
nen Kapitalerträge erklärt werden,
um einen noch nicht ausge-
schöpften Sparer-Pauschbetrag
noch abzuziehen oder eine Ver-
rechnung von positiven Erträgen
mit in einer Verlustbescheinigung
ausgewiesenen Verlusten zu
erreichen (z.B. wenn Konten/De-
pots bei unterschiedlichen Ban-
ken bestehen).
Schließlich hat der Steuerbürger
auch die Möglichkeit, seine Ka-
pitalerträge der normalen tarifli-
chen Einkommensbesteuerung
zu unterwerfen, wenn dies für ihn
günstiger als die Anwendung des
Abgeltungssteuersatzes ist. Für
diese Günstigerprüfung sind
sämtliche Kapitalerträge zu erklä-
ren. Die Banken sind verpflichtet,
auf Verlangen der Bürger ent-
sprechende Steuerbescheinigun-
gen auszustellen.
Rechtsquelle: §§ 32d, 43 – 45d EStG
1.7.3 Einkünfte aus Land-
und Forstwirtschaft
Bei der Veräußerung oder Auf-
gabe eines land- und forstwirt-
schaftlichen Betriebs wie auch
bei Veräußerung/Entnahme von
Grundstücken zur Abfindung wei-
chender Erben und zur Tilgung
bestimmter Betriebsschulden gibt
es einkommensteuerrechtliche
Sonderregelungen. 
Rechtsquelle: §§ 14, 14a EStG
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1.8 Altersentlastungsbetrag
Das auf die Vollendung
des 64. Lebensjahres
folgende Kalenderjahr
Das auf die Vollendung
des 64. Lebensjahres
folgende Kalenderjahr
Altersentlastungs-
betrag
Altersentlastungs-
betrag
in v.H. der
Einkünfte
in v.H. der
Einkünfte
Höchst-
betrag
Höchst-
betrag
2005 2023
2024
2025
2026
2027
2028
2029
2030
2031
2032
2033
2034
2035
2036
2037
2038
2039
2040
40,0
38,4
36,8
35,2
33,6
32,0
30,4
28,8
27,2
25,6
24,0
22,4
20,8
19,2
17,6
16,0
15,2
14,4
13,6
12,8
12,0
11,2
10,4
9,6
8,8
8,0
7,2
6,4
5,6
4,8
4,0
3,2
2,4
1,6
0,8
0,0
1 900
1 824
1 748
1 672
1 596
1 520
1 444
1 368
1 292
1 216
1 140
1 064
988
912
836
760
722
684
646
608
570
532
494
456
418
380
342
304
266
228
190
152
114
76
38
0
2006
2007
2008
2009
2010
2011
2012
2013
2014
2015
2016
2017
2018
2019
2020
2021
2022
1.9 Entlastungsbetrag für Alleinerziehende
Ein Altersentlastungsbetrag kommt
bei Steuerbürgern zum Ansatz, die
vor Beginn des Kalenderjahres, in
dem das Einkommen bezogen
wurde, das 64. Lebensjahr vollen-
det haben. Er mindert die Summe
der Einkünfte. 
Er ermittelt sich nach einem
Prozentsatz aus der Summe des
Arbeitslohns und der positiven
Summe der Einkünfte. Einkünfte
aus Versorgungsbezügen und
aus Leibrenten sind nicht zu
berücksichtigen.
Bis einschließlich 2004 betrug
der Altersentlastungsbetrag 40%,
höchstens 1.900 Euro. Der Al-
tersentlastungsbetrag wird im
Zuge der Angleichung der Ren-
ten- an die Pensionsbesteuerung
schrittweise bis zum Jahr 2040
auf null reduziert. Der Vom-Hun-
dert-Satz und der Höchstbetrag
stehen zeitlebens fest, wobei auf
das dem Jahr der Vollendung des
64. Lebensjahres folgende Kalen-
derjahr abgestellt wird.
Die Werte können der nachstehen-
den Tabelle entnommen werden.
Rechtsquelle: § 24a EStG     R 24a EStR
1.9.1 Anspruchs-
voraussetzungen
Alleinerziehende können einen
Entlastungsbetrag für Alleiner-
ziehende geltend machen, der
bei der Veranlagung zur Einkom-
mensteuer von der Summe der
Einkünfte abgezogen wird. Der
Entlastungsbetrag wird Steuer-
bürgern gewährt, die „allein ste-
hend“ sind, d. h. Elternteilen,
  die nicht verheiratet (ledig,
geschieden) sind,
  die von ihrem Ehegatten dau-
ernd getrennt leben,
  die verwitwet sind oder
  deren Ehegatte im Ausland
lebt und nicht unbeschränkt
einkommensteuerpflichtig ist 
und
  die keine Haushaltsgemein-
schaft mit einer anderen voll-
jährigen Person bilden.
Weitere Voraussetzung ist, dass
zum Haushalt des Alleinerziehen-
den mindestens ein Kind gehört,
für das ihm Kindergeld oder ein
Freibetrag für Kinder zusteht
(leibliches Kind, Adoptiv-, Pflege-,
Stief- oder Enkelkind).
Eine Haushaltszugehörigkeit (räum-
liches Zusammenleben bei ge-
meinsamer Versorgung) des Kin-
des ist anzunehmen, wenn das
Kind mit Haupt- oder Neben-
wohnsitz in der Wohnung des
Alleinstehenden gemeldet ist. Bei
vorübergehender auswärtiger Un-
terbringung des Kindes zu Aus-
bildungszwecken reicht grund-
sätzlich eine Meldung mit Neben-
wohnsitz aus. Für die Frage, zu
wessen Haushalt ein Kind gehört
(z. B. Meldung des Kindes bei
mehreren Steuerpflichtigen), sind
allein die tatsächlichen Verhält-
nisse maßgebend. Im Regelfall
steht der Entlastungsbetrag für
Alleinerziehende demjenigen zu,
der das Kindergeld erhält.
Liegt eine Haushaltsgemein-
schaft („Wirtschaften aus einem
Topf“) mit einer anderen volljähri-
gen Person vor, ist eine steuerli-
che Entlastung nicht möglich. Dies
gilt insbesondere für Ehegatten,
eheähnliche Gemeinschaften und
eingetragene Lebenspartnerschaf-
ten.
Unschädlich ist jedoch die Haus-
haltsgemeinschaft mit einem voll-
jährigen Kind,
  für das Anspruch auf einen
Freibetrag für Kinder oder
Kindergeld besteht (z. B. ein
Kind in Berufsausbildung),
  das den gesetzlichen Grund-
wehrdienst oder den Zivil-
dienst leistet,
  das sich anstelle des gesetz-
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lichen Grundwehrdienstes frei-
willig für die Dauer von nicht
mehr als drei Jahren zum Wehr-
dienst verpflichtet hat oder
  das eine Tätigkeit als Entwick-
lungshelfer ausübt.
Eine Haushaltsgemeinschaft be-
steht nicht, wenn in der Wohnung
des Alleinerziehenden eine voll-
jährige Person lebt, die sich tat-
sächlich und finanziell nicht an
der Haushaltsführung beteiligt.
Die Fähigkeit, sich tatsächlich an
der Haushaltsführung zu beteili-
gen, fehlt grundsätzlich bei Per-
sonen, die pflegebedürftig (Pfle-
gestufe I, II oder III) oder blind
sind. Dem Finanzamt müssen in
diesen Fällen entsprechende
Nachweise vorgelegt werden
(z. B. Behindertenausweis, Fest-
stellungsbescheid des Versor-
gungsamtes, Bescheid über die
Einstufung in die Pflegeklasse I, II
oder III nach SGB XI).
1.9.2 Höhe
Der Entlastungsbetrag für Allein-
erziehende beträgt - unabhängig
von der Kinderzahl - 1.308 Euro
pro Jahr. Er wird nur einmal ge-
währt. Eine Übertragung des
Entlastungsbetrages, z.B. von ei-
nem Elternteil auf den anderen,
ist nicht möglich.
Für jeden vollen Kalendermonat,
in dem die Voraussetzungen nicht
vorliegen, wird der Entlastungs-
betrag um ein Zwölftel gekürzt.
Eine Ausnahme besteht jedoch
im Jahr der Heirat oder einer
Trennung von Ehegatten. Hier
entfällt der Anspruch für das
gesamte Kalenderjahr.
1.9.3 Berücksichtigung
im Lohnsteuer-
Abzugsverfahren
Bei Arbeitnehmern wird der Ent-
lastungsbetrag im Lohnsteuer-
Abzugsverfahren in der Lohn-
steuerklasse II berücksichtigt.
Eine Ausnahme gilt für den Fall,
dass ein verwitweter Alleinerzie-
hender mit Steuerklasse III die
Voraussetzungen für den Ent-
lastungsbetrag für Alleinerzie-
hende erfüllt. Dann wird der Ent-
lastungsbetrag auf Antrag vom
Finanzamt als Freibetrag auf der
Lohnsteuerkarte eingetragen.
Wenn die Voraussetzungen für
die Gewährung des Entlastungs-
betrages erfüllt sind, auf der
Lohnsteuerkarte aber die Steuer-
klasse I eingetragen ist, kann der
Steuerbürger die Eintragung der
Steuerklasse II bei der Gemeinde
(wenn ein minderjähriges Kind
zum Haushalt gehört) oder beim
Finanzamt (bei volljährigen Kin-
dern) beantragen. Entsprechende
Vordrucke sind bei der Gemeinde
oder dem Finanzamt erhältlich.
Entfallen die Voraussetzungen im
Laufe des Kalenderjahres, muss die
Eintragung auf der Lohnsteuer-
karte umgehend korrigiert werden.
Rechtsquelle: §§ 24b, 38b, 39 Abs. 4, 52
Abs. 51 EStG
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1.10 Kindergeld - Freibeträge für Kinder -
1.10.1 Kindergeld
oder Freibeträge?
Bei der Einkommensbesteuerung
muss vom Einkommen der Eltern
ein Betrag in Höhe des Existenz-
minimums für jedes steuerlich zu
berücksichtigende Kind steuerfrei
bleiben. Nach den Vorgaben des
Bundesverfassungsgerichts um-
fasst das Existenzminimum eines
Kindes nicht nur den sächlichen
Bedarf (zum Beispiel Ernährung,
Unterkunft, Bekleidung), sondern
auch den Betreuungs- und Er-
ziehungsbedarf. Die Steuerfrei-
stellung sowohl des sächlichen
Existenzminimums als auch des
Betreuungs- und Erziehungsbe-
darfs erfolgt entweder durch das
Kindergeld oder die steuerlichen
Freibeträge (Kinderfreibetrag,
Freibetrag für Betreuungs- und
Erziehungs- oder Ausbildungsbe-
darf).
1.10.1.1  Laufendes
Kalenderjahr
Im laufenden Kalenderjahr erfolgt
die Steuerfreistellung ausschließ-
lich über das als monatliche Steu-
ervergütung gezahlte Kindergeld.
Eine Berücksichtigung von Kin-
derfreibeträgen und Betreuungs-
freibeträgen im Rahmen des
Lohnsteuerabzugs oder im Rah-
men der Einkommensteuer-Vor-
auszahlungen ist nicht möglich.
Die Eintragung eines Freibetrags
auf der Lohnsteuerkarte ist je-
doch möglich, wenn an ein Kind,
für das kein Anspruch auf Kin-
dergeld besteht, Unterhaltszah-
lungen nach § 33a Abs.1 EStG
geleistet werden. 
Für Zwecke des Solidaritätszu-
schlags und der Kirchensteuer
muss allerdings die Kinderzahl
nach wie vor auf der Lohnsteuer-
karte eingetragen werden.
1.10.1.2  Abgelaufenes
Kalenderjahr
Nach Ablauf des Kalenderjahrs
prüft das Finanzamt im Rahmen
der Einkommensteuerveranlagung
von Amts wegen, ob das Kinder-
geld im Einzelfall ausreicht, die
erforderliche Steuerfreistellung in
vollem Umfang zu bewirken. Ist
dies nicht der Fall - nämlich dann,
wenn die durch die Freibeträge
für Kinder sich ergebende Steuer-
minderung höher ist als der An-
spruch auf Kindergeld - werden
bei der Ermittlung des zu versteu-
ernden Einkommens die Freibe-
träge für Kinder abgezogen. Ist
die sich daraus ergebende Steu-
erminderung geringer als der An-
spruch auf Kindergeld, so bleibt
es bei dem für die Eltern günsti-
geren Kindergeld. In die Ver-
gleichsrechnung einbezogen wer-
den also sowohl der Kinderfrei-
betrag als auch der Freibetrag für
Betreuungs- und Erziehungs- oder
Ausbildungsbedarf. Das bedeu-
tet, dass es nur zu einem Abzug
dieser beiden Freibeträge kommt,
wenn ihre (zusammengefasste)
steuerliche Wirkung höher als der
Anspruch auf Kindergeld ist.
1.10.1.3  Verrechnung
mit Kindergeld
Sind im Rahmen der Einkommen-
steuerveranlagung Freibeträge
für Kinder abgezogen worden, so
ist die Steuerminderung mit dem
Anspruch auf Kindergeld zu ver-
rechnen. Zu diesem Zweck wird
der Anspruch auf Kindergeld der
Einkommensteuer hinzugerechnet.
Im Ergebnis erhält der Steuer-
bürger somit noch den Differenz-
betrag zwischen dem Anspruch
auf Kindergeld und der steuerli-
chen Auswirkung der abgezoge-
nen Freibeträge. Bei Eltern, die
nicht zusammen zur Einkommen-
steuer veranlagt werden, erfolgt
die Hinzurechnung des Kinder-
geldanspruchs im gleichen Um-
fang, in dem der Kinderfreibetrag
angesetzt wurde.
Rechtsquelle: § 31 EStG
1.10.2. Berücksichtigungs-
fähige Kinder
Berücksichtigungsfähig sind:
  leibliche Kinder und Adoptiv-
kinder sowie
  Pflegekinder
Ein Pflegekind hat nur, wer wie
die leiblichen Eltern einem Kind in
seinem Haushalt ein Zuhause ge-
währt. Dazu gehört, dass es von
seinen Pflegeeltern auf Dauer wie
ein leibliches Kind betreut wird
und dass die Pflegeeltern einen
nicht unwesentlichen Teil zum
Unterhalt des Kindes beitragen.
Weitere Voraussetzung für die
Anerkennung eines Pflegekind-
schaftsverhältnisses ist, dass das
Kind aus dem natürlichen Ob-
huts- und Pflegeverhältnis zu sei-
nen leiblichen Eltern ausgeschie-
den ist. Ein Kind, das wegen des
Erwerbs im Haushalt aufgenom-
men wird und das bei Wegfall von
Unterhaltszahlungen nicht mehr
betreut würde (Kostkind), ist kein
Pflegekind.
Besteht bei einem adoptierten
Kind das Kindschaftsverhältnis zu
den leiblichen Eltern weiter, so ist
das Kind nur als Adoptivkind zu
berücksichtigen. Ist ein leibliches
Kind oder ein Adoptivkind zu-
gleich ein Pflegekind, so ist das
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Kind nur als Pflegekind zu be-
rücksichtigen.
Die Voraussetzungen für die
Berücksichtigung von Kindern für
die Gewährung des Kindergeldes
bzw. der Freibeträge für Kinder
sind für bestimmte Altersgruppen
unterschiedlich geregelt.
1.10.2.1  Kinder bis 18 Jahre
Kindergeld bzw. Freibeträge für
Kinder stehen - ohne weitere
Voraussetzung - in vollem
Umfang ab dem Kalendermonat
zu, in dem das Kind geboren
wurde, und in jedem folgenden
Kalendermonat, zu dessen
Beginn es das 18. Lebensjahr
noch nicht vollendet hat.
1.10.2.2  Kinder
von 18 bis 21 Jahren
Kinder dieser Altersgruppe wer-
den auch dann berücksichtigt,
wenn sie arbeitslos sind und der
Arbeitsvermittlung im Inland zur
Verfügung stehen.
Hat das Kind den gesetzlichen
Grundwehr- oder Zivildienst gelei-
stet oder sich an Stelle des
gesetzlichen Grundwehrdienstes
freiwillig für die Dauer von nicht
mehr als drei Jahren zum Wehr-
dienst verpflichtet oder eine vom
gesetzlichen Grundwehr- oder
Zivildienst befreiende Tätigkeit
als Entwicklungshelfer ausgeübt,
so verlängert sich der Berück-
sichtigungszeitraum über das 21.
Lebensjahr hinaus für einen der
Dauer des Dienstes oder der Tä-
tigkeit entsprechenden Zeitraum,
höchstens für die Dauer des in-
ländischen gesetzlichen Grund-
wehr- oder Zivildienstes. Bei
anerkannten Kriegsdienstverwei-
gerern verlängert sich der Zeit-
raum um die Dauer des inländi-
schen gesetzlichen Zivildienstes.
Wurde der gesetzliche Grund-
wehr- oder Zivildienst in einem
anderen Mitgliedstaat der Euro-
päischen Union oder in Island,
Liechtenstein oder Norwegen
geleistet, so ist die Dauer dieses
Dienstes maßgebend.
Bei eigenen Einkünften und
Bezügen des Kindes kann die
Berücksichtigung ausgeschlos-
sen sein.
1.10.2.3  Kinder von
18 bis 25 Jahren
Hat das Kind das 18. aber noch
nicht das 25. Lebensjahr vollendet,
so wird es berücksichtigt, wenn
es
  für einen Beruf ausgebildet
wird
Dazu gehören die Schulausbil-
dung, der Besuch von Fach- und
Hochschulen, weiterführende Aus-
bildungen (z. B. Meisterschule)
oder die Ausbildung für einen wei-
teren Beruf. Zur Berufsausbil-
dung gehört auch die Zeit eines
Praktikums, sofern dadurch die
Kenntnisse, Fähigkeiten und Er-
fahrungen vermittelt werden, die
als Grundlagen für die Ausübung
des angestrebten Berufs geeig-
net sind und es sich nicht lediglich
um ein gering bezahltes Arbeits-
verhältnis handelt. Auch Sprach-
aufenthalte im Ausland können
als Berufsausbildung anerkannt
werden, wenn der Erwerb der
Fremdsprachenkenntnisse nicht
dem Kind allein überlassen bleibt,
sondern Ausbildungsinhalt und
Ausbildungsziel von einer fach-
lich autorisierten Stelle vorgege-
ben werden. Bei Au-pair-Verhält-
nissen setzt die Anerkennung
voraus, dass der Aufenthalt von
einem theoretisch-systematischen
Sprachunterricht begleitet wird,
der wöchentlich mindestens zehn
Unterrichtsstunden umfasst. Wird
die Ausbildung wegen Erkran-
kung oder Mutterschaft vorüber-
gehend unterbrochen, wird das
Kindergeld grundsätzlich weiter-
gezahlt, nicht jedoch während
des Bezuges von Erziehungsgeld
bzw. während der Elternzeit.
Auch für Kinder in Berufsausbil-
dung verlängert sich die Alters-
grenze von 25 Jahren, wenn sie
- den gesetzlichen Grundwehr-
dienst bzw. Zivildienst gelei-
stet haben,
- sich freiwillig für nicht mehr als
drei Jahre zum Wehrdienst
verpflichtet haben oder
- eine vom Grundwehr- bzw.
Zivildienst befreiende Tätigkeit
als Entwicklungshelfer ausge-
übt haben,
und zwar für die Dauer des gelei-
steten Dienstes, längstens für die
Dauer des inländischen gesetz-
lichen Grundwehr- oder Zivil-
dienstes. Für die Zeit der Ableis-
tung der genannten Dienste
selbst besteht kein Anspruch auf
Kindergeld.
oder
  sich in einer Übergangszeit
von höchstens vier Monaten
befindet
zwischen zwei Ausbildungsab-
schnitten oder
zwischen einem Ausbildungsab-
schnitt und der Ableistung des
gesetzlichen Wehr- oder Zivil-
dienstes oder eines freiwilligen
sozialen oder ökologischen Jahres
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oder dem Europäischen Freiwilli-
gendienst für junge Menschen
bzw. einer Tätigkeit als Entwick-
lungshelfer.
Eine Begünstigung scheidet je-
doch aus, wenn das Kind in die-
ser Übergangszeit einer Vollzeit-
erwerbstätigkeit nachgeht.
Wie bei sich in Ausbildung befind-
lichen Kindern wird auch hier das
Kindergeld über das 25. Lebens-
jahr hinaus weitergezahlt, wenn
das Kind vor Vollendung des 25.
Lebensjahres den gesetzlichen
Grundwehrdienst, Zivildienst oder
einen entsprechenden Dienst ab-
geleistet hat.
oder
  eine Berufsausbildung man-
gels Ausbildungsplatzes
nicht beginnen oder fortset-
zen kann
Ausbildungsplätze sind neben
betrieblichen und überbetriebli-
chen auch solche an Fach- und
Hochschulen. Die Berücksichti-
gung eines Kindes ohne Ausbil-
dungsplatz setzt voraus, dass
trotz ernsthafter Bemühungen die
Suche nach einem Ausbildungs-
platz zum frühestmöglichen Zeit-
punkt erfolglos verlaufen ist und
dies anhand geeigneter Unterla-
gen (Bewerbungsschreiben, Zwi-
schennachricht, Ablehnung, Be-
stätigung der Berufsberatung der
Agentur für Arbeit) nachgewiesen
werden kann.
oder
  ein freiwilliges soziales Jahr
oder ein freiwilliges ökologi-
sches Jahr ableisten oder
am Aktionsprogramm „Ju-
gend“ der EU oder einem
Auslandsdienst nach dem
Zivildienstgesetz teilnehmen
Die beiden erstgenannten Diens-
te können ebenfalls im europäi-
schen Ausland abgeleistet wer-
den, wenn der Träger seinen
Hauptsitz in Deutschland hat.
Ein Kind wird in der Zeit nicht be-
rücksichtigt, in der es den gesetz-
lichen Grundwehr- oder Zivil-
dienst oder einen davon befreien-
den Dienst leistet und die Berufs-
ausbildung durch die Aufnahme
des Dienstes oder der Tätigkeit
unterbrochen worden ist. Statt-
dessen sind bei arbeitslosen Kin-
dern, Kindern in Berufsausbildung
sowie Kindern in der Übergangs-
zeit zwischen zwei Ausbildungs-
abschnitten von höchstens vier
Monaten Dauer die o.a. Verlänge-
rungstatbestände eingeführt wor-
den.
Bei eigenen Einkünften und Be-
zügen des Kindes kann die Be-
rücksichtigung ausgeschlossen sein.
Mit dem Steueränderungsgesetz
2007 vom 19. Juli 2006 (BGBl Teil I
S. 1652) wurde die Altersgrenze
ab dem 1. Januar 2007 von 27
auf 25 Jahre herabgesetzt. Es gilt
jedoch eine Übergangsregelung.
Kinder, die im Veranlagungszeit-
raum 2006 bereits das 24. bzw.
das 25./26. Lebensjahr vollendet
haben, werden noch bis zur Voll-
endung des 26. bzw. 27. Lebens-
jahres für den Anspruch auf
Kindergeld/kindbedingte Steuer-
freibeträge berücksichtigt. Dies
hat entsprechende Auswirkung
auf die Verlängerungszeiten nach
§ 32 Abs. 5 Satz 1 EStG bei Ab-
leistung von Wehr- oder Zivildienst.
1.10.2.4  Einkünfte und Bezüge
des Kindes
Weitere Voraussetzung für die
Berücksichtigung eines Kindes,
das bereits das 18. Lebensjahr
vollendet hat, ist, dass die eige-
nen Einkünfte und Bezüge des
Kindes, die zur Bestreitung sei-
nes Unterhalts oder seiner Be-
rufsausbildung bestimmt oder
geeignet sind, 7.680 Euro im
Kalenderjahr nicht überschreiten.
Bei der Prüfung, ob der Jahres-
grenzbetrag überschritten ist,
sind im jeweiligen Jahr geleistete
Pflichtbeiträge zur gesetzlichen
Sozialversicherung, Beiträge zu
einer freiwilligen gesetzlichen
Kranken- und Pflegeversicherung
sowie unvermeidbare Beiträge zu
einer privaten Krankenversierung
nach Ermittlung der Einkünfte
und Bezüge des Kindes abzuzie-
hen.
Für Kinder, die ihren Wohnsitz
außerhalb der Europäischen Uni-
on haben, kann sich dieser Be-
trag um 1/4, 1/2 oder 3/4 je nach
den Verhältnissen im Wohnsitz-
staat des Kindes vermindern.
Zu den Einkünften gehören in
erster Linie die steuerpflichtigen
Einnahmen aus nichtselbständi-
ger Arbeit, Kapitalvermögen, Ver-
mietung und Verpachtung sowie
aus Renten, vermindert um die
Beträge, die als Werbungskosten
abziehbar sind. Bei Einkünften
aus Land- und Forstwirtschaft,
Gewerbebetrieb und selbständi-
ger Arbeit ist der nach Abzug der
Betriebsausgaben von den Be-
triebseinnahmen verbleibende
Gewinn maßgeblich. Zu den Ein-
künften zählen insbesondere:
  Ausbildungsvergütungen und
Einkünfte aus einer neben der
Ausbildung, während einer
63 64
4 Die Höhe des Versorgungsfreibetrags bzw. des Zuschlags zum Versorgungsfreibetrag richtet sich
ab 2005 nach dem Beginn des Versorgungsbezugs. Bei Versorgungsbeginn bis 2005 beträgt der
Versorgungsfreibetrag z. B. 40 % der Versorgungsbezüge, höchstens 3.000 Euro bzw. der Zuschlag
zum Versorgungsfreibetrag 900 Euro. Bei einem späteren Versorgungsbeginn erfolgt eine schritt-
weise Absenkung der Freibeträge für Versorgungsbezüge.
Übergangszeit oder in den
Schul- bzw. Semesterferien
ausgeübten Erwerbstätigkeit
einschließlich einmaliger Zu-
wendungen; bei Arbeitnehmern
ist der Arbeitnehmer-Pausch-
betrag von 920 Euro abzuzie-
hen, soweit nicht höhere Wer-
bungskosten geltend gemacht
werden,
  Einnahmen aus Kapitalvermö-
gen nach Abzug des Sparer-
Pauschbetrags von 801 Euro
bzw. 1.602 Euro bei Verhei-
rateten, auch wenn sie der
Abgeltungssteuer unterlegen
haben (vgl. 1.7.2)
  vom Träger gewährte Sachbe-
züge und Taschengeld wäh-
rend eines freiwilligen sozialen
bzw. ökologischen Jahres oder
der Teilnahme am Aktions-
programm „Jugend“ der EU
abzüglich des Arbeitnehmer-
Pauschbetrages von 920 Euro
  Hinterbliebenenbezüge nach
beamtenrechtlichen Vorschrif-
ten abzüglich der Freibeträge
für Versorgungsbezüge (Versor-
gungsfreibetrag und Zuschlag
zum Versorgungsfreibetrag4)
und des Werbungskosten-
Pauschbetrags von 102 Euro
bzw. höherer tatsächlicher Wer-
bungskosten (der in Anspruch
genommene Versorgungsfrei-
betrag wird jedoch als Bezug
angerechnet),
  Hinterbliebenen- und Erwerbs-
unfähigkeitsrenten aus der ge-
setzlichen Rentenversicherung
mit ihrem - vom Jahr des Ren-
tenbeginns abhängigen - Be-
steuerungsanteil (z. B. bei
Rentenbeginn bis 2005: 50 %,
in 2006: 52 %) abzüglich des
Werbungskosten-Pauschbe-
trags von 102 Euro bzw. höherer
tatsächlicher Werbungskosten,
  Unterhaltsleistungen des ge-
schiedenen oder dauernd
getrennt lebenden Ehegatten
des Kindes, soweit diese als
sonstige Einkünfte i.S.d. § 22
Nr.1a EStG erfasst werden.
Zu den Bezügen zählen alle Ein-
nahmen in Geld oder Geldeswert,
die nicht im Rahmen der einkom-
mensteuerrechtlichen Einkunfts-
ermittlung erfasst werden. Zu den
Bezügen gehören insbesondere:
  Arbeitslosengeld, Arbeitslosen-
geld II, Krankengeld, Sozialgeld,
Mutterschaftsgeld (für die Zeit
bis zur Entbindung; im Zeit-
raum nach der Entbindung
nur, soweit es nicht auf das
Erziehungsgeld angerechnet
wurde),
  Leistungen aus der gesetz-
lichen Unfallversicherung,
  der über den Besteuerungs-
anteil hinausgehende Renten-
betrag aus einer gesetzlichen
Rentenversicherung,
  die im Rahmen der Einkunfts-
ermittlung bis zur Höhe des
Versorgungsfreibetrags steu-
erfrei bleibenden Einnahmen,
  pauschal versteuerter Arbeits-
lohn,
  die steuerfreien Zuschläge für
Sonntags-, Feiertags- und
Nachtarbeit,
  Sachbezüge und Taschengeld
im Rahmen von Au-pair-Ver-
hältnissen im Ausland,
  Ausbildungshilfen (z. B. nach
dem BAföG, soweit dieses als
Zuschuss gezahlt wird),
  ausgezahlte Arbeitnehmer-
Sparzulage und ausgezahlte
Wohnungsbauprämie.
  Elterngeld, soweit der Min-
destbetrag von 300 bzw. 150
Euro überschritten wird.
Von der Summe der Bezüge ist -
wenn keine höheren tatsächlichen
Aufwendungen, die in unmittelba-
ren Zusammenhang mit den Be-
zügen stehen, entstanden sind -
eine Kostenpauschale von 180 Euro
pro Kalenderjahr abzuziehen.
Nicht zu den Bezügen zählen vor
allem:
  Unterhaltsleistungen der Eltern,
  Erziehungsgeld,
  Leistungen der Pflegeversi-
cherung,
  Leistungen, die wegen eines
individuellen Sonderbedarfs
(z. B. für besondere Ausbil-
dungszwecke oder wegen
einer Behinderung) gewährt
werden.
Erhält das Kind einen Teil seiner
Einkünfte oder Bezüge in Form
von Sachbezügen (z. B. Kost und
Logis), sind diese nach der Sach-
bezugsverordnung zu bewerten. 
Von den ermittelten Einkünften
und Bezügen können vor der
Prüfung der Einkunftsgrenze noch
sog. besondere Ausbildungskos-
ten abgezogen werden, soweit
sie nicht bereits bei der Ermittlung
der Einkünfte und Bezüge be-
rücksichtigt worden sind. Beson-
dere Ausbildungskosten sind bei-
spielsweise Fahrtkosten zwischen
Wohnung und Ausbildungsstätte,
Aufwendungen für Bücher, die bei
der Ausbildung benötigt werden,
Aufwendungen für Studiengebüh-
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Beispiel:
Ein 23-jähriges Kind befindet sich
bis 15. August 2008 in Berufsaus-
bildung und ist anschließend als
Arbeitnehmer erwerbstätig.
Das Kind kann für den Zeitraum
Januar bis August 2008 berück-
sichtigt werden, wenn seine eige-
nen Einkünfte und Bezüge in die-
sem Zeitraum insgesamt (8/12
von 7.680 Euro =) 5.120 Euro
nicht überschreiten. Der Arbeits-
lohn des Kindes ab 16. August
2008 bleibt außer Ansatz.
ren und Arbeitsmittel; nicht dazu
zählen hingegen Aufwendungen
für die auswärtige Unterbringung.
Bei der Feststellung der maßge-
benden Einkünfte und Bezüge ist
grundsätzlich auf das gesamte
Kalenderjahr abzustellen. Über-
steigt die Summe der Einkünfte
und Bezüge des Kindes abzüg-
lich der Pflichtbeiträge zur ge-
setzlichen Sozialversicherung den
Grenzbetrag von 7.680 Euro, ent-
fällt der Kindergeldanspruch für
das gesamte Kalenderjahr.
Besteht für ein über 18 Jahre
altes Kind nur für einen Teil des
Kalenderjahres Anspruch auf
Kindergeld (z. B. weil das Kind im
Laufe des Kalenderjahres seine
Berufsausbildung beendet), ver-
ringert sich der Grenzbetrag für
jeden Monat, in dem kein Kinder-
geldanspruch mehr besteht, um
ein Zwölftel. Gleichzeitig sind die
in diesen Monaten erzielten Ein-
künfte und Bezüge nicht mehr zu
berücksichtigen. Erfolgt der
Wechsel von Berufsausbildung
zur Berufstätigkeit mitten im Mo-
nat, besteht für diesen Monat
grundsätzlich noch Anspruch auf
Kindergeld. Bei der Prüfung der
Einkünfte- und Bezügegrenze
werden jedoch nur die Einkünfte
und Bezüge berücksichtigt, die
auf die Tage bis zur Berufstätig-
keit entfallen.
Ein Verzicht auf Teile der dem
Kind zustehenden Einkünfte und
Bezüge wird kindergeldrechtlich
nicht anerkannt, d. h. diese wer-
den trotzdem in die Berechnung
mit einbezogen.
1.10.2.5  Behinderte Kinder
Kinder, die wegen körperlicher,
geistiger oder seelischer Behin-
derung außerstande sind, sich
selbst zu unterhalten, können
ohne altersmäßige Begrenzung
berücksichtigt werden. Voraus-
setzung ist, dass die Behinderung
vor Vollendung des 25. Lebens-
jahres eingetreten ist. 
Für Kinder, die vor dem 1. Januar
2007 in der Zeit ab ihrem 25. Ge-
burtstag und vor ihrem 27. Ge-
burtstag eine Behinderung erlitten
haben, deretwegen sie außer-
stande sind, sich selbst zu unter-
halten, gilt eine Übergangsrege-
lung. Sie werden bei Vorliegen
der materiell-rechtlichen Voraus-
setzungen auch im Veranla-
gungszeitraum 2007 und darüber
hinaus berücksichtigt. Dadurch
bleiben bisher schon erfasste
Kinder weiterhin berücksichti-
gungsfähig.
In Betracht kommen insbesondere
Kinder, deren Schwerbehinderung
festgestellt ist oder die einem
schwerbehinderten Menschen
gleichgestellt sind.
Es kommt dabei nicht nur auf die
Unfähigkeit des Kindes an, durch
eigene Erwerbstätigkeit seinen
gesamten notwendigen Lebens-
bedarf zu bestreiten, sondern
auch darauf, ob dem Kind hierfür
andere Einkünfte und Bezüge zur
Verfügung stehen. 
Übersteigen die eigenen Einkünf-
te und Bezüge des Kindes nicht
den Grenzbetrag von 7.680 Euro
im Kalenderjahr, wird davon aus-
gegangen, dass sich das behin-
derte Kind nicht selbst unterhal-
ten kann. Bei Beurteilung der
Frage, ob das Kind seinen Le-
bensunterhalt bestreiten kann
oder nicht, ist zusätzlich ein be-
hinderungsbedingter Mehrbedarf
zu berücksichtigen, der ohne wei-
teren Nachweis pauschal in Höhe
des maßgeblichen Behinderten-
Pauschbetrages angesetzt wer-
den kann.
Rechtsquelle: § 32 Abs. 1 - 5 EStG
R 32 EStR
1.10.3. Kindergeld
1.10.3.1  Anspruchsberechtigte
Deutsche Staatsangehörige er-
halten Kindergeld, wenn sie
  in Deutschland ihren Wohnsitz
oder gewöhnlichen Aufenthalt
haben 
oder
  im Ausland wohnen, aber in
Deutschland entweder unbe-
schränkt einkommensteuer-
pflichtig sind oder entspre-
chend behandelt werden.
In Deutschland wohnende Aus-
länder können Kindergeld erhal-
ten, wenn sie eine gültige Nie-
derlassungserlaubnis oder Auf-
enthaltserlaubnis zu bestimmten
Zwecken besitzen (vor dem
01.01.2005 erteilte Aufenthaltsbe-
rechtigungen sowie unbefristete
Aufenthaltserlaubnisse gelten weiter
als Niederlassungserlaubnis). Die-
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ses Erfordernis gilt jedoch nicht
für Staatsangehörige der Schweiz
und der Europäischen Union bzw.
des Europäischen Wirtschafts-
raums (neben den EU-Staaten
handelt es sich dabei um Island,
Liechtenstein und Norwegen). Das
Gleiche gilt für Staatsangehöri-
ge Serbiens und Montenegros,
Bosnien- Herzegowinas, Maze-
doniens, Marokkos, Algeriens,
Tunesiens und der Türkei auf
Grundlage der jeweiligen zwi-
schenstaatlichen Abkommen,
wenn sie in Deutschland als Ar-
beitnehmer arbeitslosenversiche-
rungspflichtig beschäftigt sind
oder beispielsweise Arbeitslosen-
geld bzw. Krankengeld beziehen.
Saisonarbeitnehmer, Werkvertrags-
arbeitnehmer und Arbeitnehmer,
die von ihrem im Ausland ansäs-
sigen Arbeitgeber zur vorüber-
gehenden Dienstleistung nach
Deutschland entsandt worden sind,
haben jedoch keinen Anspruch
auf Kindergeld.
1.10.3.2  Berücksichtigungs-
fähige Kinder
Anspruch auf Kindergeld besteht
regelmäßig für Kinder, bei denen
die unter 1.10.2. näher beschrie-
benen Voraussetzungen erfüllt
sind. Darüber hinaus wird Kinder-
geld auch für die vom Berechtig-
ten in seinen Haushalt aufgenom-
menen Kinder seines Ehegatten
(Stiefkinder) und für die vom
Berechtigten in seinen Haushalt
aufgenommenen Enkel gewährt.
1.10.3.3  Kinder im Ausland
Kindergeld wird grundsätzlich nur
für solche Kinder gezahlt, die ei-
nen Wohnsitz oder ihren gewöhn-
lichen Aufenthalt in Deutschland,
einem anderen Mitgliedstaat der
Europäischen Union oder einem
Staat haben, der dem Abkommen
über den Europäischen Wirtschafts-
raum beigetreten ist. Aufgrund
zwischenstaatlicher Abkommen
wird auch für Kinder, die in der
Schweiz, in der Türkei, im ehema-
ligen Jugoslawien, in Marokko, in
Algerien oder in Tunesien leben,
Kindergeld in der im Abkommen je-
weils festgelegten Höhe bezahlt.
1.10.3.4  Mehrere Berechtigte
Für ein und dasselbe Kind kann
immer nur eine Person Kinder-
geld erhalten. Es wird grundsätz-
lich dem Kindergeldberechtigten
gezahlt, der das Kind in seinen
Haushalt aufgenommen hat. Lebt
das Kind nicht im Haushalt eines
Kindergeldberechtigten, erhält das
Kindergeld derjenige, der dem
Kind (laufend) den höheren Bar-
unterhalt zahlt.
Ist ein Kind in den gemeinsamen
Haushalt von Eltern, von einem
Elternteil und dessen Ehegatten,
von Pflegeeltern oder von Groß-
eltern aufgenommen worden, so
bestimmen diese untereinander,
wer von ihnen das Kindergeld
erhalten soll. Für die Berechtig-
tenbestimmung kann die hierfür
vorgesehene Erklärung auf der
Rückseite des Vordrucks „Antrag
auf Kindergeld“ verwendet wer-
den, die von dem anderen im ge-
meinsamen Haushalt lebenden
Kindergeldberechtigten zu unter-
schreiben ist. Diese Erklärung
kann nur schriftlich und nur mit
Wirkung für die Zukunft widerru-
fen werden.
Wird keine Berechtigtenbestim-
mung getroffen, bestimmt das
Amtsgericht als Vormundschafts-
gericht auf Antrag den vorrangi-
gen Kindergeldberechtigten. Den
Antrag kann stellen, wer ein be-
rechtigtes Interesse an der Zah-
lung des Kindergeldes hat.
Lebt ein Kind im gemeinsamen
Haushalt eines Elternteils und der
Großeltern, steht das Kindergeld
vorrangig dem Elternteil zu.
Dieser kann jedoch auf seinen
Vorrang zu Gunsten eines Groß-
elternteils verzichten. Den Ver-
zicht muss er der Familienkasse
schriftlich mitteilen.
1.10.3.5  Höhe
Das Kindergeld beträgt bis ein-
schließlich 2008 für das erste bis
dritte Kind jeweils 154 Euro und
für das vierte und jedes weitere
Kind jeweils 179 Euro monatlich.
Ab 2009 werden für das erste und
zweite Kind i.H.v. 164 Euro, für
das dritte Kind 170 Euro und für
das vierte und jedes weitere Kind
195 Euro Kindergeld monatlich
gezahlt. Darüber hinaus wird im
Jahr 2009 ein Einmalbetrag i.H.v.
100 Euro je berücksichtigungsfä-
higes Kind gezahlt.
Welches Kind bei einer Person
als erstes, zweites bzw. weiteres
Kind zu berücksichtigen ist, rich-
tet sich nach der Reihenfolge der
Geburten. In der Reihenfolge der
Kinder zählen als „Zählkinder“
auch diejenigen Kinder mit, für
die der Berechtigte kein Kinder-
geld erhalten kann, weil es einem
anderen Elternteil vorrangig zu-
steht (vgl. 1.10.3.4).
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1.10.3.6  Verhältnis zu
anderen Leistungen
Kindergeld wird nicht für ein Kind
gezahlt, für das Anspruch besteht
auf
  Kinderzulage aus der gesetz-
lichen Unfallversicherung,
  Kinderzuschuss aus einer ge-
setzlichen Rentenversicherung,
  Leistungen für Kinder, die im
Ausland gezahlt werden und
dem Kindergeld, der Kinder-
zulage oder dem Kinder-
zuschuss vergleichbar sind,
  Leistungen für Kinder von
einer zwischen- oder über-
staatlichen Einrichtung, wenn
sie dem Kindergeld vergleich-
bar sind. 
Ist der Kinderzuschuss bzw. die
Kinderzulage niedriger als das
Kindergeld, wird der Unter-
schiedsbetrag als Teilkindergeld
geleistet, wenn der dem Be-
rechtigten zustehende Gesamt-
unterschiedsbetrag monatlich
mindestens fünf Euro beträgt.
Ausländische kindbezogene Leis-
tungen schließen den Kindergeld-
anspruch auch dann aus, wenn
sie niedriger als das deutsche
Kindergeld sind. Dies gilt aller-
dings nicht für Familienleistun-
gen, die von einem anderen Mit-
gliedstaat der Europäischen Union
oder des Europäischen Wirt-
schaftsraumes oder der Schweiz
gewährt werden. Hier besteht
gegebenenfalls ein Anspruch auf
den Unterschiedsbetrag zum
deutschen Kindergeld.
1.10.3.7  Antragstellung
Das Kindergeld muss - außer bei
Beschäftigten im öffentlichen
Dienst - bei der Familienkasse
der Agentur für Arbeit, in dessen
Bezirk der Antragsteller seinen
Wohnsitz oder gewöhnlichen Auf-
enthalt hat, schriftlich beantragt
werden. Haben sich gegenüber
der Antragstellung die Verhält-
nisse geändert (z.B. die Höhe
der Einkünfte bei volljährigen
Kindern in Berufsausbildung oder
Einberufung des Kindes zum
Wehrdienst), muss dies der Fa-
milienkasse unverzüglich mitge-
teilt werden.
Rechtsquelle: §§ 62 - 78 EStG
1.10.4 Freibeträge für Kinder
Zu den Freibeträgen für Kinder
gehören
  der Kinderfreibetrag für das
sächliche Existenzminimum
des Kindes 
und
  der Freibetrag für Betreuungs-
und Erziehungs- oder Ausbil-
dungsbedarf.
Wie bereits eingangs erwähnt,
wird im laufenden Jahr nur Kin-
dergeld gezahlt. Bei der Veran-
lagung zur Einkommensteuer
prüft das Finanzamt von Amts
wegen, ob anstelle des Kinder-
geldanspruchs für das einzelne
Kind die Freibeträge für Kinder
abzuziehen sind. Ist die Steuerer-
sparnis durch Abzug der Freibe-
träge höher als der Anspruch auf
Kindergeld, werden diese Frei-
beträge vom Einkommen abge-
zogen. Gleichzeitig wird dann die
ermittelte Einkommensteuer um
den Anspruch auf Kindergeld
erhöht. Es besteht also entweder
Anspruch auf Kindergeld oder auf
die Freibeträge für Kinder, je
nachdem, was günstiger ist.
Solidaritätszuschlag und Kirchen-
steuer bemessen sich dagegen
stets nach der Einkommensteuer,
die sich unter Berücksichtigung
der Freibeträge für Kinder ergibt
(vgl. 1.14 und 1.15).
1.10.4.1  Höhe
Für Ledige und dauernd getrennt
lebende Ehegatten ergeben sich
folgende Abzugsmöglichkeiten:
  Kinderfreibetrag von jährlich
1.824 Euro (ab VZ 2009:
1.932 Euro)
  Freibetrag für den Betreu-
ungs- und Erziehungs- oder
Ausbildungsbedarf von jähr-
lich 1.080 Euro.
Verheiratete, zusammenlebende
Steuerbürger haben für ein ge-
meinsames Kind Anspruch auf:
  Kinderfreibetrag von jährlich
3.648 Euro (ab VZ 2009:
3.864 Euro)
  Freibetrag für den Betreu-
ungs- und Erziehungs- oder
Ausbildungsbedarf von jähr-
lich 2.160 Euro.
Die für Ehegatten geltenden hö-
heren Freibeträge stehen Steuer-
bürgern auch dann zu, wenn:
  der andere Elternteil verstor-
ben ist oder im Ausland lebt
  der Steuerbürger allein das
Kind adoptiert hat oder das
Kind nur zu ihm in einem Pfle-
gekindschaftsverhältnis steht.
Lebt das Kind im Ausland, wer-
den die oben aufgeführten Frei-
beträge unter Umständen nur zu
3/4, 1/2 oder 1/4 angesetzt.
Für jeden vollen Kalendermonat,
in dem die Voraussetzungen für
einen Freibetrag nicht vorliegen,
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1.11 Grundfreibetrag, Splittingtabelle,
Progressionsvorbehalt und
Tarif- und Steuerermäßigungen
ermäßigen sich die oben genann-
ten Beträge um ein Zwölftel.
1.10.4.2  Übertragungs-
möglichkeiten
Für nicht verheiratete Elternpaare
bzw. für verheiratete Elternpaare,
die dauernd getrennt leben, be-
stehen hinsichtlich der Freibeträ-
ge folgende Übertragungsmög-
lichkeiten:
  Auf Antrag eines Elternteils
(auf der Anlage Kind) kann der
dem anderen Elternteil zuste-
hende Kinderfreibetrag zu-
sammen mit dem Freibetrag
für den Betreuungs- und Er-
ziehungs- oder Ausbildungs-
bedarf auf ihn übertragen wer-
den, wenn er, nicht jedoch der
andere Elternteil seiner Unter-
haltspflicht gegenüber dem
Kind zu mindestens 75 v. H.
nachkommt. Dabei erfüllt der
Elternteil, in dessen Obhut das
Kind sich befindet, seine
Unterhaltsverpflichtung in der
Regel durch die Pflege und
Erziehung des Kindes.
  Ist ein minderjähriges Kind nur
bei einem Elternteil gemeldet,
kann dieser beim Finanzamt
beantragen (Anlage Kind),
dass der Freibetrag für den
Betreuungs- und Erziehungs-
oder Ausbildungsbedarf des
anderen Elternteils auf ihn
übertragen wird. Im Jahr der
Vollendung des 18. Lebens-
jahres des Kindes ist nur eine
zeitanteilige Übertragung mög-
lich.
  Die den Eltern zustehenden
Freibeträge können auf Antrag
auch auf einen Stiefelternteil
oder Großelternteil übertragen
werden, wenn dieser das Kind
in seinen Haushalt aufgenom-
men hat. Hierzu ist zusätzlich
zur Anlage Kind die Anlage K
auszufüllen.
Rechtsquelle: §§ 31, 32 Abs. 6 EStG
R 31, 32 EStR
1.11.1 Grundfreibetrag,
Splittingtabelle
Zur Sicherung des Existenzmini-
mums muss ein bestimmter
Grundfreibetrag steuerfrei blei-
ben. Dieser beträgt im Jahr 2009
7.834 Euro, bei Anwendung des
Splittingverfahrens 15.668 Euro.
Ab dem Jahr 2010 erhöhen sich
die Beträge auf 8.004 Euro bzw.
16.008 Euro.
Das Splittingverfahren wird ange-
wendet:
  bei der Zusammenveranla-
gung von Ehegatten,
  bei Verwitweten für das Kalen-
derjahr, das dem Todesjahr des
Ehegatten folgt, wenn im Zeit-
punkt des Todes die Voraus-
setzungen für das Veranla-
gungswahlrecht (vgl. 1.3.2)
erfüllt waren;
  bei einem Steuerbürger, des-
sen Ehe im Kalenderjahr auf-
gelöst worden ist (Scheidung,
Aufhebung oder Nichtigerklä-
rung der Ehe), wenn er mit
seinem bisherigen Ehegatten
die Voraussetzungen für das
Veranlagungswahlrecht (vgl.
1.3.2) erfüllt hat. Dies gilt
nicht, wenn der Steuerbürger
wieder geheiratet hat und ge-
trennt zur Einkommensteuer
veranlagt wird. 
In allen anderen Fällen ist der
Einkommensteuer-Grundtarif maß-
gebend.
1.11.2 Progressionsvorbehalt
Hat ein Steuerbürger bestimmte
steuerfreie Sozialleistungen be-
zogen, so ist auf das zu versteu-
ernde Einkommen ein besonderer
Steuersatz anzuwenden (sog-
nannter Progressionsvorbehalt).
Dasselbe gilt für bestimmte aus-
ländische Einkünfte, die aus
Staaten außerhalb der EU stam-
men und zum Beispiel aufgrund
von Doppelbesteuerungsabkom-
men nicht der inländischen Be-
steuerung unterliegen.
Der Progressionsvorbehalt führt
nicht zu einer Steuerpflicht der an
sich steuerfreien Einnahmen. Er
dient vielmehr nur der Ermittlung
des auf die übrigen steuerpflichti-
gen Einkünfte anzuwendenden
Steuersatzes. Der Progressions-
vorbehalt ist also nur dann von
Bedeutung, wenn zusätzlich steu-
erpflichtige Einkünfte bezogen
werden. Er dient zum einen der
steuerlichen Berücksichtigung
der wirtschaftlichen Leistungs-
fähigkeit, die ja auch durch steu-
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erfreie Einnahmen erhöht wird,
andererseits soll gerade durch
Einbeziehung der „Lohnersatz-
leistungen“ der Vorteil ausgegli-
chen werden, der aus der
Inanspruchnahme von Jahresfrei-
beträgen auch auf den Arbeits-
lohn, der nur während eines Teils
des Kalenderjahrs bezogen wur-
de, gegenüber ganzjährig be-
schäftigten Arbeitnehmern ent-
steht.
Zur Ermittlung des „besonderen
Steuersatzes“ werden zu den
steuerpflichtigen Einkünften die
einzubeziehenden steuerfreien
Sozialleistungen - gegebenenfalls
gemindert um den noch nicht
ausgeschöpften Arbeitnehmer-
Pauschbetrag - und die steuer-
freien ausländischen Einkünfte
hinzugerechnet; eventuelle nega-
tive Beträge werden abgezogen.
Für das so ermittelte „fiktive zu
versteuernde Einkommen“ wird
zunächst die darauf entfallende
„fiktive Einkommensteuer“ be-
rechnet. Aus dem Verhältnis die-
ser beiden Beträge ergibt sich der
„besondere Steuersatz“, welcher
dann auf das tatsächliche zu ver-
steuernde Einkommen angewen-
det wird.
Von den steuerfreien Sozialleis-
tungen unterliegen insbesondere
die folgenden dem Progressions-
vorbehalt:
  Arbeitslosengeld, Arbeitslo-
senhilfe, Kurzarbeitergeld, Win-
terausfallgeld, Insolvenzgeld,
Übergangsgeld, Unterhaltsgeld
(Zuschuss) und bestimmte an-
dere Leistungen nach dem Drit-
ten Buch Sozialgesetzbuch
oder dem Arbeitsförderungs-
gesetz;
  Arbeitslosenhilfe und Arbeits-
losenbeihilfe nach dem Solda-
tenversorgungsgesetz;
  Krankengeld, Mutterschafts-
geld, Verletztengeld, Über-
gangsgeld und vergleichbare
Lohnersatzleistungen nach den
Sozialversicherungsgesetzen;
  bestimmte Leistungen nach
dem Mutterschutzgesetz (zum
Beispiel Mutterschaftsgeld)
und dem Bundesversorgungs-
gesetz;
  steuerfreie Aufstockungsbe-
träge oder Zuschläge bei Al-
tersteilzeit (vgl. 1.4.15).
Das seit dem Jahr 2007 gezahlte
Elterngeld ist als Lohnersatzleis-
tung ausgestaltet und wird daher
ebenfalls in den Progressions-
vorbehalt einbezogen. Dem Pro-
gressionsvorbehalt unterliegt hin-
gegen nicht das Erziehungsgeld.
Die Träger dieser Sozialleistungen
(zum Beispiel Arbeitsämter, Kran-
kenkassen, Berufsgenossenschaf-
ten) übermitteln die Dauer des
Leistungszeitraums sowie die Art
und Höhe der während eines
Kalenderjahrs gezahlten Leistun-
gen den Finanzbehörden elektro-
nisch und bescheinigen dies dem
Leistungsempfänger; sie weisen
in diesem Zusammenhang auf die
steuerliche Behandlung dieser
Leistungen und auf die Steuerer-
klärungspflicht der Empfänger hin.
Rechtsquelle: § 32b EStG, R 32b EStR
1.11.3 Tarif- und
Steuerermäßigungen
1.11.3.1 Außerordentliche
Einkünfte
Nach dem Einkommensteuerge-
setz werden so genannte „außer-
ordentliche Einkünfte“ ermäßigt
besteuert. Zu den außerordent-
lichen Einkünften können insbe-
sondere Entschädigungen gehö-
ren, die als Ersatz für entgehende
oder entgangene Einnahmen ge-
währt werden (zum Beispiel Ab-
findungen wegen Auflösung eines
Dienstverhältnisses, wenn der
Arbeitgeber die Beendigung ver-
anlasst hat). Solche außerordent-
lichen Einkünfte werden nach der
sog. „Fünftelmethode“ besteuert.
Begünstigt sind in der Regel nur
solche Entschädigungen, bei de-
nen durch einen Einmalbetrag
Einnahmen mehrerer Jahre abge-
golten werden. Eine Tarifermäßi-
gung kommt ferner für Einkünfte
in Betracht, die die Vergütung für
eine mehrjährige Tätigkeit (zum
Beispiel Jubiläumszuwendungen)
darstellen.
Für Gewinne aus der Veräuße-
rung von Betrieben und Teilbe-
trieben kann auf Antrag die
Besteuerung nach einem er-
mäßigten Steuersatz erfolgen;
Voraussetzung ist, dass der Steu-
erbürger das 55. Lebensjahr voll-
endet hat oder im sozialversiche-
rungsrechtlichen Sinn dauernd
berufsunfähig ist. Der ermäßigte
Steuersatz kann nur einmal ange-
wendet werden.
1.11.3.2 Gewerbe-
steueranrechnung
Erzielt der Steuerbürger Einkünfte
aus Gewerbebetrieb und zahlt er
Gewerbesteuer, wird diese Steu-
erbelastung bei der Einkommen-
steuer durch eine pauschalierte
Anrechnung der Gewerbesteuer
berücksichtigt. Eine Anrechnung
auf die Einkommensteuer, die auf
die gewerblichen Einkünfte ent-
fällt, erfolgt seit dem Jahr 2008 in
Höhe des 3,8fachen des Gewer-
besteuer-Messbetrages.
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Nr.
1
2
3
4
ein geringfügiges Beschäftigungsverhält-
nis in Privathaushalten nach § 8a
des Vierten Buches Sozialgesetzbuch
ein haushaltswirtschaftliches Beschäfti-
gungsverhältnis, für das Pflichtbeiträge
zur Sozialversicherung entrichtet werden
und das kein geringfügiges Beschäfti-
gungsverhältnis ist
die Inanspruchnahme von haushalts-
nahen Dienstleistungen einer
Dienstleistungsagentur; es darf sich
nicht um ein geringfügiges
Beschäftigungsverhältnis handeln
die Inanspruchnahme von Handwerker-
leistungen für Renovierungs-,
Erhaltungs- und Modernisierungs-
maßnahmen (ab 2006)
Die Aufwendungen können nur berücksichtigt werden, soweit sie nicht bereits als Werbungs-
kosten, Betriebsausgaben oder außergewöhnliche Belastungen abgezogen worden sind.
10 % der Auf-
wendungen, max.
510 € pro Jahr
20 % der Auf-
wendungen, max.
510 € pro Jahr
12 % der Auf-
wendungen,
max. 2.400 €
pro Jahr
20 % der Auf-
wendungen,
max. 4.000 €
pro Jahr
20 % der Aufwen-
dungen (Arbeitsko-
sten); max. 4.000 €
pro Jahr (gilt auch
bei Heimunterbrin-
gung, wenn Kosten
für eine Haushalts-
hilfe vergleichbare
Dienstleistungen
enthalten sind)
20 % der Auf-
wendungen,
max. 1.200 €
pro Jahr
20 % der Auf-
wendungen (Ar-
beitskosten); max.
600 € pro Jahr
(Erhöhung auf
1.200 € bei Be-
treuung von Pfle-
gebedürftigen)
20 % der Auf-
wendungen (Ar-
beitskosten); max.
600 € pro Jahr
Aufwendungen für Wie hoch
bis 2008 ab 2009
1.11.3.3 Steuerermäßigung für
haushaltsnahe
Beschäftigungsver-
hältnisse und Dienst-
leistungen sowie
Handwerkerleistungen
in Privathaushalten
Zur Förderung der Privathaus-
halte als Arbeitgeber und
Auftraggeber von Dienstleistun-
gen und zur Eindämmung von
Schwarzarbeit wird für haushalts-
nahe Beschäftigungsverhältnisse
und die Inanspruchnahme haus-
haltsnaher Dienstleistungen so-
wie von Handwerkerleistungen
eine Steuerermäßigung gewährt.
Mit Wirkung ab dem Jahr 2009
wurden die Fördersätze ange-
glichen und die Förderbeträge
größtenteils erhöht. Eine Steu-
erermäßigung wird für folgende
Aufwendungen gewährt:
Während der Steuerbürger bei
den Nummern 1 und 2 selbst als
Arbeitgeber auftreten muss, ist
dies bei Nummer 3 und 4 nicht
erforderlich. Daher können auch
Mieter und Wohnungseigentümer
die Steuerermäßigung für ent-
sprechend begünstigte Aufwen-
dungen erhalten, die auf Aufträge
der Vermieter (Nebenkostenab-
rechnung) oder der Wohnungsei-
gentümergemeinschaft (Jahresab-
rechnung) bzw. deren Verwalter
beruhen. Die Steuerermäßigun-
gen nach den Nummern 1 und 2
können, sofern jeweils ein ent-
sprechendes Beschäftigungsver-
hältnis vorliegt, nebeneinander in
Anspruch genommen werden.
Daneben ist es möglich, für weite-
re Aufwendungen für haushalts-
nahe Dienstleistungen oder die
Inanspruchnahme von Handwer-
kerleistungen (Nummern 3 und 4),
die nicht im Rahmen der bereits
genannten, förderfähigen Beschäf-
tigungsverhältnisse erbracht wer-
den, jeweils eine weitere Steuer-
ermäßigung zu erhalten.
Bestehen die Beschäftigungsver-
hältnisse nach den Nummern 1
und 2 nicht das gesamte Kalen-
derjahr, werden bis zum Jahr
2008 die Höchstbeträge für jeden
Kalendermonat, in dem sie nicht
bestanden haben, gekürzt; ab
2009 entfällt diese Kürzung. Für
die Inanspruchnahme der Steu-
erermäßigung für haushaltsnahe
Dienstleistungen einer Dienstleis-
tungsagentur und für Handwer-
kerleistungen muss dem Steuer-
bürger eine Rechnung und ein
Beleg über die Zahlung des
Entgeltes auf das Konto des
Erbringers der Dienstleistung vor-
liegen, mit denen auf Anforderung
die Aufwendungen und die unba-
re Zahlung gegenüber dem Fi-
nanzamt nachgewiesen werden
können.
Als haushaltsnahe Tätigkeiten
sind Tätigkeiten begünstigt, die
gewöhnlich durch Mitglieder des
Privathaushalts erledigt werden.
Zu diesen Tätigkeiten zählen
bspw. Zubereitung von Mahlzei-
ten, Reinigung der Wohnung
sowie die Pflege, Versorgung und
Betreuung von Kindern, wobei die
Erteilung von Unterricht nicht
hierunter fällt. Voraussetzung ist,
dass die Tätigkeiten im Haushalt
des Steuerbürgers ausgeübt wer-
den. Das bedeutet, dass die Be-
treuung von Kindern durch eine
Tagesmutter im Haushalt des
Bürgers erfolgen muss. Für die
Berücksichtigung von Kinderbe-
treuungskosten ist Folgendes zu
beachten:
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1.12 Außergewöhnliche Belastungen
Der Abzug von Kinderbetreu-
ungskosten erfolgt grundsätzlich
wie Werbungskosten, Betriebs-
ausgaben oder als Sonderaus-
gaben (siehe 1.5.1.1, 1.6.7).
Aufwendungen für die Betreuung
von Kindern können danach nicht
mehr für die Steuerermäßigung
genutzt werden, wenn sie bereits
dementsprechend berücksichtigt
werden können. Auch der als
Eigenanteil vom steuerlichen Ab-
zug ausgeschlossene Betrag (1/3
der Kosten) und die den Höchst-
betrag von 4.000 Euro überstei-
genden Aufwendungen führen
nicht zu einer Steuerermäßigung.
Die Inanspruchnahme der Steu-
erermäßigung für Handwerker-
leistungen ist in einem Merkblatt
des Thüringer Finanzministeri-
ums ausführlicher dargestellt,
welches Sie im Internet unter
http://www.thueringen.de/de/tfm/s
teuern/ratgeber/handwerker/
finden.
Rechtsquelle: §§ 34, 35, 35a EStG
R 34 EStR
1.12.1 Was sind außerge-
wöhnliche Belastungen
Außergewöhnliche Belastungen
sind Kosten der privaten Lebens-
führung, die aufgrund besonderer
Umstände anfallen und nur auf
Antrag in einem bestimmten Um-
fang steuerlich berücksichtigt
werden. Sie müssen zwangsläu-
fig entstehen und außergewöhn-
lich sein.
Aufwendungen erwachsen einem
Steuerbürger dann zwangsläufig,
wenn er sich ihnen aus rechtli-
chen, tatsächlichen oder sittlichen
Gründen nicht entziehen kann.
Deshalb können in der Regel nur
Aufwendungen des Steuerbür-
gers für sich selbst oder für
Angehörige anerkannt werden.
Zudem müssen die Kosten den
Umständen nach notwendig sein
und dürfen einen angemessenen
Betrag nicht übersteigen. 
Außergewöhnlich sind Aufwen-
dungen, wenn sie höher sind als
bei der überwiegenden Mehrzahl
der Steuerbürger gleicher Ein-
kommens- und Vermögensver-
hältnisse und gleichen Familien-
standes.
Die außergewöhnlichen Belas-
tungen sind im Einkommensteu-
ergesetz in den §§ 33 bis 33c
geregelt. Dort wird unterschieden
zwischen außergewöhnlichen Be-
lastungen allgemeiner Art und
außergewöhnlichen Belastungen
in besonderen Fällen. In der Ein-
kommensteuererklärung sind die
Aufwendungen im Mantelbogen,
Seite 4 bzw. - soweit sie Kinder
betreffen - auf der Anlage Kind zu
erklären.
Abzugszeitpunkt ist das Kalen-
derjahr, in dem die Ausgaben tat-
sächlich geleistet worden sind.
Ersatzleistungen Dritter mindern
die abziehbaren Aufwendungen.
Dies gilt auch dann, wenn diese
erst in einem späteren Kalen-
derjahr gezahlt werden, der Steu-
erbürger aber bereits in dem
Kalenderjahr, in dem die Belas-
tung eingetreten ist, mit der Zahl-
ung rechnen konnte. In diesem
Fall können nur die geleisteten
Aufwendungen, gekürzt um die
erwartete Ersatzleistung, abgezo-
gen werden.
1.12.2 Außergewöhnliche
Belastungen
allgemeiner Art
Zu den außergewöhnlichen Be-
lastungen allgemeiner Art zählen
Ausgaben, die z. B. durch Krank-
heit, Todesfall, Unwetterschäden,
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Ehescheidung oder wegen Be-
hinderung entstanden sind. Ein
Ausgabenersatz von dritter Seite
(z. B. Versicherungsleistungen,
Beihilfen, Unterstützungen, Ent-
schädigungen) vermindert die
berücksichtigungsfähigen Auf-
wendungen, da der Steuerbürger
insoweit nicht endgültig belastet
ist. Die Aufwendungen sind grund-
sätzlich im Einzelnen nachzuwei-
sen bzw. glaubhaft zu machen.
Behinderte Menschen und Per-
sonen, denen laufende Hinterblie-
benenbezüge bewilligt worden
sind sowie Steuerbürger, die eine
ständig hilflose Person pflegen,
können aber auch einen Pauschbe-
trag geltend machen (Behinderten-,
Hinterbliebenen- und Pflege-
Pauschbetrag). Diese Pausch-
beträge werden nicht um die sog.
zumutbare Belastung gekürzt
(siehe dazu 1.12.3).
Nachfolgend werden einzelne
außergewöhnliche Belastungen
näher erläutert:
1.12.2.1  Krankheit
Krankheitskosten sind Aufwen-
dungen, die zum Zweck der Hei-
lung einer Krankheit oder mit dem
Ziel getätigt werden, die Krank-
heit erträglicher zu machen bzw.
die Krankheitsfolgen zu lindern.
Zu den Krankheitskosten gehören
beispielsweise Arztkosten, die Pra-
xisgebühr, Behandlungskosten
eines zugelassenen Heilprak-
tikers, Krankenhauskosten, Aus-
gaben für Hilfsmittel (z. B. Hör-
und Sehhilfen, orthopädische
Einlagen) sowie Aufwendungen
für Arznei- und Heilmittel bzw.
Zahnersatz.
Nicht abziehbar sind z. B. Kosten
für medizinische Fachliteratur, für
Diätverpflegung oder Trinkgelder.
Rein altersbedingte Mehraufwen-
dungen sind grundsätzlich eben-
falls nicht - insbesondere nicht als
Krankheitskosten - abziehbar, da
diese Aufwendungen nicht außer-
gewöhnlich sind. 
Die medizinische Notwendigkeit
der Aufwendungen für Arznei-,
Heil- und Hilfsmittel ist dem
Finanzamt durch Verordnung
eines Arztes oder Heilpraktikers
nachzuweisen. Bei einer andau-
ernden Erkrankung mit anhalten-
dem Verbrauch bestimmter Arz-
nei-, Heil- und Hilfsmittel genügt
die einmalige Vorlage einer
Verordnung. Wurde die Notwen-
digkeit einer Sehhilfe in der Ver-
gangenheit durch einen Augen-
arzt festgestellt, ist es für die
steuerliche Anerkennung der Auf-
wendungen ausreichend, wenn
Folgerefraktionsbestimmungen
durch einen Augenoptiker vorge-
nommen werden.
Für bestimmte Ausgaben ist als
Nachweis der Zwangsläufigkeit
und Notwendigkeit der Aufwen-
dungen ein vor dem Kauf oder
der Behandlung ausgestelltes
amtsärztliches Attest vorzulegen,
z. B. für
  Kuren
  psychotherapeutische Behand-
lungen
  den Krankheitswert einer Le-
gasthenie oder einer anderen
Behinderung eines Kindes,
der die auswärtige Unterbrin-
gung für eine medizinische
Behandlung erfordert
  die Notwendigkeit der Betreu-
ung alter oder hilfloser Men-
schen durch eine Begleitperson
  medizinische Hilfsmittel, die
als allgemeine Gebrauchsge-
genstände des täglichen Le-
bens anzusehen sind (z. B.
Treppenschräglift)
  wissenschaftlich nicht aner-
kannte Behandlungsmethoden,
wie Frisch- und Trockenzel-
lenbehandlungen, Sauerstoff-,
Chelat- und Eigenblutthera-
pie.
Dem amtsärztlichen Attest gleich-
gestellt sind eine ärztliche Be-
scheinigung eines Medizinischen
Dienstes der Krankenversiche-
rung, bei Pflichtversicherten die
Bescheinigung der Versiche-
rungsanstalt und bei öffentlichen
Bediensteten die Bescheinigung
über die Anerkennung der Beihil-
fefähigkeit durch die Beihilfestel-
len.
Aufwendungen für Besuchsfahr-
ten zu einem über längere Zeit in
einem Krankenhaus liegenden
Ehegatten oder Kind sind ab-
zugsfähig, wenn der behandeln-
de Krankenhausarzt durch Attest
bescheinigt, dass gerade der
Besuch des Steuerbürgers zur
Linderung oder Heilung einer
bestimmten Krankheit entschei-
dend beitragen kann.
1.12.2.2  Behinderung
Tatsächliche Aufwendungen
Aufwendungen, die einem behin-
derten Menschen wegen seiner
Behinderung entstehen, können
als außergewöhnliche Belastun-
gen berücksichtigt werden, z. B.:
  Ausgaben für erhöhten Wä-
scheverbrauch
  Kosten für behinderungsbe-
dingte Heilbehandlungen und
Medikamente
  Zuzahlungen
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Grad der
Behinderung
25 und 30 310
430
570
720
65 und 70
75 und 80
85 und 90
95 und 100
890
1.060
1.230
1.420
35 und 40
45 und 50
50 und 60
Pauschbetrag
Euro
Grad der
Behinderung
Pauschbetrag
Euro
  Ausgaben für Hilfsmittel - wie
Rollstühle oder Prothesen - und
  Aufwendungen für die Be-
schäftigung einer ambulanten
Pflegekraft.
Mehraufwendungen für die behin-
dertengerechte Gestaltung eines
für den eigenen Wohnbedarf ein-
gerichteten Hauses oder einer
Wohnung können nur in Ausnah-
mefällen zur Berücksichtigung
außergewöhnlicher Belastungen
führen. Denn von einer Belastung
im steuerlichen Sinne kann nicht
gesprochen werden, wenn für die
Aufwendungen ein nicht nur vor-
übergehender Vorteil oder ein
Gegenwert erlangt wird. Letzte-
res ist der Fall, wenn der ange-
schaffte Gegenstand eine gewis-
se Marktgängigkeit besitzt. Die
Ausstattung eines Einfamilien-
hauses mit einem Fahrstuhl und
eine behindertengerechte Bau-
ausführung (wie der Einbau brei-
ter Türen, eines großen Bades
usw.) führen daher grundsätzlich
nicht zu außergewöhnlichen Be-
lastungen.
Fahrtkosten sind grundsätzlich
nicht als außergewöhnliche Be-
lastung abziehbar, weil sie in der
Regel nicht zwangsläufig sind.
Eine Ausnahme gilt aber z. B. für
Kosten eines Krankentransports
oder bei Kraftfahrzeugkosten
behinderter Menschen, die durch
die Behinderung verursacht wor-
den sind. Für unumgängliche
Fahrten sind bei Benutzung eines
Pkw grundsätzlich nur die Kosten
abziehbar, die bei Benutzung
eines öffentlichen Verkehrsmittels
entstanden wären, es sein denn,
die Fahrt mit öffentlichen Verkehrs-
mitteln ist aufgrund der ungünsti-
gen Verbindung unzumutbar.
Bei geh- und stehbehinderten
Menschen mit einem GdB von 80
oder mindestens 70 mit Merkzei-
chen „G“ können aus Vereinfach-
ungsgründen grundsätzlich ohne
weitere Einzelnachweise durch
die Behinderung veranlasste un-
vermeidbare Kraftfahrzeugkosten
mit 0,30 Euro/km für Fahrten bis
zu 3.000 km jährlich angesetzt
werden. Bei außergewöhnlich
gehbehinderten (aG), blinden (Bl)
oder hilflosen Menschen (H) kann
eine Fahrleistung bis zu 15.000 km
berücksichtigt werden, wenn ent-
sprechende tatsächliche Fahrten
nachgewiesen oder glaubhaft ge-
macht wurden. Werden neben
den Aufwendungen für Privatfahr-
ten mit dem eigenen Pkw auch
Ausgaben für Fahrten mit ande-
ren Verkehrsmitteln (z.B. Taxi)
geltend gemacht, ist die als noch
angemessen anzusehende Fahr-
leistung von 3.000 km bzw.
15.000 km (siehe oben) entspre-
chend zu kürzen.
Behinderte Menschen, die die Vor-
aussetzung für die Gewährung
eines Pauschbetrages erfüllen
(siehe nachfolgende Erläuterun-
gen), haben für jeden Veranla-
gungszeitraum ein Wahlrecht, ob
sie entweder ohne Einzelnach-
weis den Behinderten-Pausch-
betrag oder aber unter Kürzung
um die zumutbare Belastung
(siehe dazu 1.12.3) die tatsäch-
lich entstandenen höheren Auf-
wendungen geltend machen.
Dafür sind zumindest für einen
begrenzten Zeitraum entspre-
chende Aufzeichnungen zu füh-
ren und Belege zu sammeln. 
Pauschbetrag
für behinderte Menschen
Wegen der Aufwendungen, die
einem behinderten Menschen für
die Hilfe bei den gewöhnlichen
und regelmäßig wiederkehrenden
Verrichtungen des täglichen Le-
bens, für die Pflege sowie für
einen erhöhten Wäschebedarf
entstehen, wird auf Antrag an
Stelle der tatsächlichen Aufwen-
dungen ein Behinderten-Pausch-
betrag gewährt. Dieser wird nicht
um eine zumutbare Belastung
(vgl. 1.12.3) gekürzt.
Der Pauschbetrag ist ein Jahres-
betrag, der auch dann in voller
Höhe gewährt wird, wenn die
Behinderung nicht während des
gesamten Jahres vorgelegen hat.
Die Höhe des Behinderten-
Pauschbetrages ist gestaffelt und
richtet sich nach dem dauernden
GdB. Bei Änderungen im Laufe
eines Kalenderjahres wird stets
der Pauschbetrag nach dem
höchsten GdB gewährt:
Bei einem GdB von mindestens
50 wird der Behinderten-Pausch-
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betrag ohne weitere Voraus-
setzungen gewährt. Bei einem
geringeren GdB kann der Behin-
derten-Pauschbetrag nur gewährt
werden, wenn dem behinderten
Menschen wegen seiner Behin-
derung nach gesetzlichen Vor-
schriften Renten (z. B. Unfallrente)
oder andere laufende Bezüge zu-
stehen. Der Behinderten-Pausch-
betrag steht auch zu, wenn durch
eine Bescheinigung des Versor-
gungsamtes nachgewiesen wurde,
dass die Behinderung zu einer
dauernden Einbuße der körper-
lichen Beweglichkeit geführt hat
oder auf einer typischen Berufs-
krankheit beruht.
Für Blinde (Merkzeichen „Bl“ im
Schwerbehindertenausweis) und
behinderte Menschen, die nicht
nur vorübergehend hilflos (Merk-
zeichen "H" im Schwerbehinder-
tenausweis oder Einstufung in die
Pflegestufe III) sind, wird unab-
hängig vom GdB ein erhöhter
Behinderten- Pauschbetrag von
3.700 Euro/Jahr gewährt.
Die Behinderung ist dem Finanz-
amt durch eine Bescheinigung
des Versorgungsamtes (falls ein
GdB unter 50 festgestellt worden
ist), einen Schwerbehinderten-
ausweis bzw. Bescheid des Ver-
sorgungsamtes, einen entspre-
chenden Rentenbescheid oder
einen Bescheid über die Einstu-
fung als Schwerstpflegebedürfti-
ger in Pflegestufe III (Merkzeichen
„H“) nachzuweisen.
Steht einem Kind ein Behinder-
ten-Pauschbetrag zu, für das der
Steuerbürger Anspruch auf Kin-
dergeld oder einen Freibetrag für
Kinder hat, wird der Pauschbe-
trag auf Antrag auf den Steuer-
bürger übertragen, wenn das
Kind diesen (z.B. mangels eige-
ner Einkünfte) nicht in Anspruch
nimmt. Bei Eltern, die nicht zu-
sammen veranlagt werden, wird
der Pauschbetrag dabei grund-
sätzlich beiden Elternteile je zur
Hälfte gewährt; auf gemeinsamen
Antrag der Eltern ist jedoch eine
andere Aufteilung möglich.
Mit den Pauschbeträgen für
behinderte Menschen werden die
Aufwendungen für die Hilfe bei
den gewöhnlichen und regelmä-
ßig wiederkehrenden Verrichtun-
gen des täglichen Lebens, für die
Pflege sowie für einen erhöhten
Wäschebedarf abgegolten. Ne-
ben diesem Pauschbetrag kön-
nen bspw. Krankheitskosten,
Aufwendungen für Heilkuren,
Ausgaben für den Privatschulbe-
such behinderter Kinder sowie
behinderungsbedingte Fahrtkosten
als außergewöhnliche Belastung
abgezogen werden.
Eltern bzw. Großeltern eines
(geh-)behinderten Kindes, auf die
der Behinderten-Pauschbetrag
übertragen wurde, können ent-
standene Kosten für Fahrten mit
dem behinderten Kind im Rah-
men der Angemessenheit eben-
falls neben dem Pauschbetrag
abziehen.
1.12.2.3  Pflegebedürftigkeit
Abziehbare Aufwendungen
Aufwendungen wegen eigener
Pflegebedürftigkeit oder für die
Pflege eines Angehörigen können
als außergewöhnliche Belastung
abziehbar sein. Erstattungen von
dritter Seite (z.B. Pflegekassen)
sind anzurechnen. Die Übernah-
me der Pflegekosten für Angehö-
rige ist aus rechtlichen Gründen
zwangsläufig, wenn der Steuer-
bürger der gepflegten Person ge-
genüber gesetzlich unterhaltsver-
pflichtet ist, d. h. z.B. gegenüber
Kindern, Eltern und Großeltern.
Anderen Verwandten gegenüber
kann eine Zwangsläufigkeit aus
tatsächlichen oder sittlichen
Gründen vorliegen; allein das
Bestehen eines nahen Verwandt-
schaftsverhältnisses reicht jedoch
nicht aus. Hat die zu pflegende
Person eigene Einkünfte oder
eigenes Vermögen und ist sie
daher in der Lage, die Aufwen-
dungen selbst zu tragen, kann es
an der Zwangsläufigkeit fehlen.
Zu den Aufwendungen infolge
Pflegebedürftigkeit zählen sowohl
Kosten für die Beschäftigung einer
ambulanten Pflegekraft bzw. für
die Inanspruchnahme von Pflege-
diensten als auch Aufwendungen
zur Unterbringung in einem Heim.
Wurde bei der Heimunterbrin-
gung wegen Pflegebedürftigkeit
der private Haushalt aufgelöst, ist
auf die abziehbaren Ausgaben
die sog. Haushaltsersparnis in
Höhe von 7.680 Euro/Jahr anzu-
rechnen. Aufwendungen für einen
pflegebedürftigen Angehörigen in
Höhe der Haushaltsersparnis
können jedoch als Unterhaltsauf-
wendungen berücksichtigt wer-
den (siehe dazu 1.12.4.1).
Voraussetzung für die steuerliche
Berücksichtigung der Aufwendun-
gen ist, dass der Steuerbürger
selbst bzw. die pflegebedürftige
Person in eine Pflegestufe (I, II
oder III) im Sinne des Elften
Sozialgesetzbuches eingestuft
wurde oder dass eine erhebliche
Einschränkung der Alttagskompe-
tenz nach § 45a SGB XI festge-
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stellt wurde. Dies ist durch eine
Bescheinigung der sozialen Pfle-
gekasse bzw. eines privaten Ver-
sicherungsunternehmens oder –
falls das gesundheitliche Merkmal
„hilflos“ festgestellt wurde – durch
den Schwerbehindertenausweis
nachzuweisen. Pflegekosten von
Personen, die nicht die vorgenann-
ten Voraussetzungen erfüllen und
ambulant gepflegt werden, kön-
nen ohne weiteren Nachweis als
außergewöhnliche Belastung be-
rücksichtigt werden, wenn sie von
einem anerkannten Pflegedienst
nach § 89 SGB XI gesondert in
Rechnung gestellt werden.
Die tatsächlichen Ausgaben we-
gen Pflegebedürftigkeit können
dann nicht als außergewöhnliche
Belastungen geltend gemacht
werden, wenn der Behinderten-
Pauschbetrag in Anspruch ge-
nommen wird. Dies gilt auch
dann, wenn es sich um das pfle-
gebedürftige Kind handelt und der
Steuerbürger den Pauschbetrag
auf sich übertragen lassen hat.
Werden die tatsächlichen Auf-
wendungen als außergewöhnli-
che Belastung geltend gemacht,
erfolgt von Amts wegen eine Kür-
zung der Aufwendungen um die
zumutbare Belastung (siehe dazu
1.12.3).
Pflege-Pauschbetrag
Ein Steuerbürger kann wegen der
außergewöhnlichen Belastungen,
die ihm durch die persönliche
Pflege einer anderen nicht nur
vorübergehend hilflosen Person
(Merkzeichen „H“ im Schwerbe-
hindertenausweis oder Pflege-
stufe III) in seiner oder in deren
Wohnung im Inland entstehen, an
Stelle seiner tatsächlichen Auf-
wendungen einen Pflege-Pausch-
betrag in Höhe von 924 Euro
erhalten. Weitere Voraussetzung
ist, dass er für die Pflege keine
Einnahmen erhält.
Einnahmen sind z. B. Pflegegel-
der aus der gesetzlichen oder
privaten Pflegeversicherung, die
die hilflose Person an den Steu-
erbürger weitergibt, um seine
Pflegeaufwendungen zu vergüten
oder seine entstandenen Aufwen-
dungen zu ersetzen. Wird das
Pflegegeld lediglich zur unmit-
telbaren Sicherung der erfor-
derlichen Grundpflege der hilflosen
Person oder deren hauswirt-
schaftlichen Versorgung verwendet
(Anschaffung von pflegenotwen-
digen oder pflegeerleichternden
Bedarfsgegenständen, Bezahlung
einer fremden Pflegeperson), lie-
gen keine Einnahmen vor. Pfle-
gegeld, das Eltern für ihr be-
hindertes Kind erhalten, zählt
ebenfalls nicht zu den Einnah-
men. Die Pflege wird auch dann
noch persönlich vorgenommen,
wenn sich der Steuerbürger zeit-
weise der Mithilfe einer anderen
Person (z.B. ambulante Pflege-
kraft) bedient.
Der Pflege-Pauschbetrag ist eben-
falls ein Jahresbetrag, der nicht
um eine zumutbare Belastung
gekürzt wird. Er ist entsprechend
der Zahl der Pflegepersonen auf-
zuteilen, wenn ein Pflegebedürf-
tiger während des Kalenderjahres
gleichzeitig oder nacheinan-
der von mehreren Steuerbürgern
gepflegt wird. Pflegt dagegen
ein Steuerbürger mehrere hilflo-
se Personen, so steht ihm der
Pauschbetrag auch mehrfach zu.
Neben dem Pflege-Pauschbetrag
können weitere Aufwendungen,
z.B. für eine Heilkur oder Opera-
tion oder Fahrtkosten sowie der
Behinderten-Pauschbetrag (siehe
dazu 1.12.2.2) abgezogen wer-
den. Der Pflege-Pauschbetrag
kann auch neben dem auf die El-
tern bzw. Großeltern eines behin-
derten Kindes übertragenen Be-
hinderten-Pauschbetrag gewährt
werden.
1.12.2.4  Hinterbliebenen-
Pauschbetrag
Personen, denen laufende Hin-
terbliebenenbezüge (z.B. nach
dem Bundesversorgungsgesetz
oder aus der gesetzlichen Unfall-
versicherung) bewilligt worden
sind, erhalten auf Antrag einen
Pauschbetrag von 370 Euro (Jah-
resbetrag). Für die Übertragung
des einem Kind zustehenden
Pauschbetrags auf die Eltern
oder Großeltern gelten die glei-
chen Grundsätze wie bei der
Übertragung des Behinderten-
Pauschbetrags (siehe dazu
1.12.2.3)
1.12.2.5  Weitere außergewöhn-
liche Belastungen
Folgende, im Einzelnen nachzu-
weisende Aufwendungen, kommen
darüber hinaus als außergewöhn-
liche Belastungen unter Berück-
sichtigung einer zumutbaren Be-
lastung (siehe dazu 1.12.3) in
Betracht:
  Beerdigungskosten, soweit sie
nicht aus dem Nachlass be-
stritten werden können und
auch nicht durch Ersatzleis-
tungen gedeckt sind; nicht
abziehbar sind Aufwendungen
für die Bewirtung von Trauer-
gästen und für Trauerkleidung
  Gerichts- und Anwaltskosten,
die im Rahmen einer Eheschei-
dung anfallen; nicht jedoch
Aufwendungen für die vermö-
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Zumutbare Belastung in Prozent des Gesamtbetrags der Einkünfte
bei einem Gesamt-
betrag der Einkünfte
Ledige, Verwitwete
oder Geschiedene
ohne Kinder
Verheiratete und an-
dere Personen, bei
denen das Splitting-
Verfahren anzuwen-
den ist, ohne Kinder
Steuerbürger mit 1
Kind oder 2 Kindern
Steuerbürger mit 3
und mehr Kindern
bis 15.340 €
5
4
2
1
über 15.340 €
bis 51.130 €
6
5
3
1
über 51.130 €
7
6
4
2
gensrechtliche Auseinander-
setzung
  Aufwendungen zur Wiederbe-
schaffung oder Schadensbesei-
tigung für existentiell notwendi-
ge Gegenstände wie Wohnung,
Hausrat und Kleidung, die durch
ein unabwendbares Ereignis
(Unwetter, Brand) zerstört
oder beschädigt wurden; nicht
dagegen Ausgaben für Pkw,
Garage oder Außenanlagen.
Es müssen tatsächlich finan-
zielle Aufwendungen entstan-
den sein; ein bloßer Scha-
denseintritt reicht nicht aus.
Außerdem werden die Auf-
wendungen nur insoweit be-
rücksichtigt, als sie den Wert
des Gegenstandes vor dem
schädigenden Ereignis nicht
übersteigen (verlorener Auf-
wand). Ein Abzug scheidet
aus, sofern zumutbare Schutz-
maßnahmen unterlassen wur-
den oder eine allgemein
zugängliche und übliche Ver-
sicherungsmöglichkeit nicht
wahrgenommen wurde.
Rechtsquelle: §§ 33, 33a, 33b EStG
R 33, 33a, 33b EStR
1.12.3 Zumutbare Belastung
Bei den außergewöhnlichen Be-
lastungen allgemeiner Art werden
die tatsächlichen Aufwendungen
nur berücksichtigt, soweit sie die
zumutbare Belastung überstei-
gen. Diese ist nach dem Fami-
lienstand, der Kinderzahl und
dem Gesamtbetrag der Einkünfte
gestaffelt. Die zumutbare Belas-
tung stellt einen Selbstbehalt dar,
weil es dem Steuerbürger zuge-
mutet werden kann, entspre-
chend seiner steuerlichen Leis-
tungsfähigkeit einen gewissen
Teil der Belastung selbst zu tra-
gen. Die zumutbare Belastung
wird von Amts wegen angesetzt.
Rechtsquelle: §§ 33 EStG, R 33 EStR
1.12.4 Außergewöhnliche
Belastungen
in besonderen Fällen
1.12.4.1  Unterhalts-
aufwendungen
Unterhaltsleistungen an gesetz-
lich unterhaltsberechtigte Personen
(z.B. Eltern, Großeltern, Kinder,
Enkel, geschiedener Ehegatte,
Mutter eines nichtehelichen Kin-
des gegenüber dem Kindesvater
nach (§ 1615l BGB) können als
außergewöhnliche Belastungen
geltend gemacht werden. Den
gesetzlich Unterhaltsberechtigten
gleichgestellt sind Personen, de-
nen zum Unterhalt bestimmte in-
ländische öffentliche Leistungen
(z.B. Arbeitslosengeld II) mit Rück-
sicht auf die Unterhaltsleistungen
des Steuerbürgers ganz oder teil-
weise nicht gewährt werden (z.B.
Partner einer eheähnlichen Le-
bensgemeinschaft). Bei Zahlun-
gen an den geschiedenen oder
dauernd getrennt lebenden Ehe-
gatten kommt entweder nur ein
Abzug als Sonderausgaben (sie-
he dazu 1.6.3.1) oder als außer-
gewöhnliche Belastungen in Be-
tracht.
Weitere folgende Voraussetzun-
gen müssen vorliegen:
  Es müssen Aufwendungen für
den typischen Unterhalt (z.B.
Unterkunft, Kleidung, Ernäh-
rung sowie Aufwendungen für
die Berufsausbildung) gelei-
stet werden.
  Für die unterstützte Person darf
niemand Anspruch auf Kinder-
geld oder einen Freibetrag für
Kinder haben (vgl. 1.10).
  Die unterstützte Person darf
kein oder nur ein geringes
eigenes Vermögen besitzen.
Die Höhe des Abzugsbetrages
richtet sich auch nach dem Net-
toeinkommen des Unterhaltsleis-
tenden sog. Opfergrenze) und
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beträgt maximal 7.680 Euro im
Kalenderjahr. Dieser Höchstbe-
trag vermindert sich, soweit die
eigenen Einkünfte und Bezüge
der unterhaltenen Person den
Betrag von jährlich 624 Euro
übersteigen sowie um bestimmte
öffentliche Zuschüsse.
Die vorgenannten Beträge wer-
den für jeden vollen Monat, in
dem die Voraussetzungen nicht
erfüllt sind, um je 1/12 gekürzt.
Unterhält der Steuerbürger meh-
rere Personen, die einen gemein-
samen Haushalt führen, so ist der
Abzugsbetrag grundsätzlich für
jede unterhaltene Person ge-
trennt zu ermitteln. Der insgesamt
nachgewiesene Zahlungsbetrag
ist nach Köpfen aufzuteilen und
zwar auch, soweit unterhaltene
Personen nicht unterhaltsberech-
tigt sind oder Kinder unterhalten
wurden, für die Anspruch auf Kin-
dergeld oder Freibeträge für Kin-
der besteht.
Tragen mehrere Steuerbürger die
Aufwendungen für den Unterhalt
bzw. die Berufsausbildung eines
Unterhaltsempfängers, so wird
der Abzugsbetrag diesen Steuer-
bürgern nur anteilig - entspre-
chend dem Anteil am insgesamt
gezahlten Unterhalt - gewährt.
Lebt die unterstützte Person im
Ausland, so können die Aufwen-
dungen nur insoweit abgezogen
werden, als sie nach den Verhält-
nissen des ausländischen Wohn-
sitzstaates notwendig und ange-
messen sind. Die o. g. Beträge
werden daher u.U. nur zu 3/4, 1/2
oder 1/4 angesetzt.
1.12.4.2  Freibetrag zur
Abgeltung eines
Sonderbedarfs bei
Berufsausbildung
(Ausbildungsfreibetrag)
Der Ausbildungsfreibetrag wird
für auswärtig untergebrachte,
volljährige Kinder gewährt, für die
der Steuerbürger Anspruch auf
Kindergeld oder auf einen
Freibetrag für Kinder (siehe dazu
1.10) hat.
Zur Abgeltung von den Eltern aus
der Ausbildung des Kindes ent-
stehenden Aufwendungen wird
ein Pauschbetrag von 924 Euro
jährlich gewährt. Einzelne Kosten
müssen hier demnach nicht nach-
gewiesen werden.
Der Freibetrag von 924 Euro ver-
mindert sich jedoch um die eige-
nen Einkünfte und Bezüge des
Kindes abzüglich geleisteter
Pflichtbeiträge zur gesetzlichen
Sozialversicherung (siehe dazu
1.10.2.4), soweit diese 1.848 Euro
im Kalenderjahr übersteigen. Der
danach verbleibende Betrag wird
zudem um bestimmte öffentliche
Zuschüsse (z. B. den Zuschuss-
teil nach dem BAföG) gekürzt.
Zusammenveranlagten Eltern
steht der Ausbildungsfreibetrag
gemeinsam, anderen Elternteilen
grundsätzlich zur Hälfte zu. Auf
gemeinsamen Antrag der Eltern
ist jedoch auch eine andere
Aufteilung möglich.
Lebt das Kind im Ausland, wer-
den die oben aufgeführten Be-
träge unter Umständen nur zu
3/4, 1/2 oder 1/4 angesetzt.
Für jeden vollen Kalendermonat,
in dem die Voraussetzungen für
den Ausbildungsfreibetrag nicht
vorliegen, ermäßigen sich die
oben genannten Beträge um ein
Zwölftel.
91 92
Der Solidaritätszuschlag wird als
Ergänzungsabgabe zur Einkom-
mensteuer erhoben. Er beträgt
5,5 % der festgesetzten Steuer.
Der Solidaritätszuschlag wird be-
reits bei der Festsetzung von Ein-
kommensteuer-Vorauszahlungen,
bei der Erhebung der Kapitaler-
tragsteuer und des Zinsabschlags
sowie beim Lohnsteuerabzug
berücksichtigt.
Bemessungsgrundlage für die
Ermittlung des Solidaritätszu-
schlags ist die Einkommensteuer,
die sich unter Berücksichtigung
der in Betracht kommenden Frei-
beträge für Kinder ergibt. Dies gilt
auch für die Fälle, in denen - für
Zwecke der Einkommensteuer -
der Abzug von Freibeträgen für
Kinder unterbleibt, da das Kinder-
geld für die Eltern günstiger ist. 
Der Solidaritätszuschlag wird nur
erhoben, wenn die Jahressteuer
bei Anwendung des Grundtarifs
972 Euro und bei Anwendung des
Splittingtarifs 1.944 Euro über-
steigt. Geringverdiener werden
hierdurch vom Solidaritätszu-
schlag freigestellt. In einem Über-
leitungsbereich wird der Solidari-
tätszuschlag mit einem niedrigeren
Satz festgesetzt.
Rechtsquelle: SolZG
Bemessungsgrundlage für die
Festsetzung der Kirchensteuer ist
die Einkommensteuer, die sich
unter Berücksichtigung der in
Betracht kommenden Freibeträge
für Kinder sowie unter Hinzu-
rechnung möglicher Halbein-
künfte ergibt. Dies gilt auch für die
Fälle, in denen - für Zwecke der
Einkommensteuer - der Abzug
von Freibeträgen für Kinder un-
terbleibt, da das Kindergeld für
die Eltern günstiger ist.
Rechtsquelle: § 51a Abs. 2, 2a EStG
1.13 Solidaritätszuschlag 1.14 Kirchensteuer
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Unbeschränkt einkommensteuer-
pflichtige Personen können nach
dem Wohnungsbau-Prämien-
gesetz für Aufwendungen zur
Förderung des Wohnungsbaus
eine Wohnungsbauprämie erhal-
ten. Solche Aufwendungen sind
insbesondere Beiträge an Bau-
sparkassen zur Erlangung von
Baudarlehen, soweit die an die-
selbe Bausparkasse geleisteten
Beiträge im Sparjahr mindestens
50 Euro betragen, sowie Aufwen-
dungen für den ersten Erwerb
von Anteilen an Bau- und Woh-
nungsgenossenschaften. Die Auf-
wendungen sind je Kalenderjahr
bis zu einem Höchstbetrag von
512 Euro (Ehegatten 1.024 Euro)
prämienbegünstigt. Aufwendun-
gen für vermögenswirksame Leis-
tungen nach dem Vermögens-
bildungsgesetz sind nur dann
prämienbegünstigt, wenn für die
vermögenswirksamen Leistungen
kein Anspruch auf Arbeitnehmer-
Sparzulage besteht.
Der Höchstbetrag steht dem Prä-
miensparer und seinem Ehegat-
ten gemeinsam zu (Höchst-
betragsgemeinschaft). Kinder, die
das 16. Lebensjahr vollendet
haben, sind selbständig prämien-
berechtigt.
Die Wohnungsbauprämie beträgt
8,8 % der prämienbegünstigten
Aufwendungen. 
Voraussetzung für die Gewäh-
rung der Wohnungsbauprämie
ist, dass im Sparjahr das zu ver-
steuernde Einkommen unter
Berücksichtigung von Kinderfrei-
beträgen die Einkommensgrenze
von 25.600 Euro (Ehegatten
51.200 Euro) nicht übersteigt.
Der Antrag auf Wohnungsbau-
prämie ist bis zum Ablauf des
zweiten Kalenderjahrs, das dem
Sparjahr folgt, an das Unterneh-
men oder Institut zu richten, an
das die prämienbegünstigten Auf-
wendungen geleistet worden
sind.
Rechtsquelle: §§ 1 - 10 WoPG
2. Sonstige Regelungen
2.1 Wohnungsbauprämie
2.2.1 Schuldner der
Erbschaft- bzw.
Schenkungsteuer
Die Erbschaft- und Schenkung-
steuer ist in Deutschland als so
genannte Erbanfallsteuer ange-
legt, d. h. es wird nicht der ge-
samte Nachlass oder das Ge-
schenk als solches, sondern die
Zuwendung, die beim einzelnen
Erben oder Beschenkten an-
kommt, der Steuer unterworfen.
Steuerschuldner der Erbschaft-
oder Schenkungsteuer ist stets
der Zuwendungsempfänger, also
der Erbe oder der Beschenkte. 
Zum 1. Januar 2009 wurde das
Erbschaftsteuer- und das Bewer-
tungsrecht umfassend reformiert.
Alle Vermögensgegenstände sind
einheitlich nach dem Verkehrs-
wert zu bemessen. Um daraus
resultierende Mehrbelastungen
zu vermeiden, wurden die per-
sönlichen Freibeträge für das
unmittelbare und engere familiäre
Umfeld des Erblassers bzw.
Schenkers deutlich angehoben.
Damit wird sichergestellt, dass in
einem Erbfall Vermögen in einem
beträchtlichen Umfang gänzlich
von der Besteuerung freigestellt
wird, das gilt auch unter bestimm-
ten Voraussetzungen für eine
selbstgenutzte Wohnimmobilie.
Besonders Ehegatten, Kindern
und sonstigen Personen der
Steuerklasse I bleiben durch die
Neuregelungen von der Erb-
schaftsteuer verschont.
So wird z.B. das Erbe der hinter-
bliebenen Ehefrau und/oder der
Kinder kaum einer Besteuerung
unterliegen, dafür aber das auf
einen entfernten Verwandten,
z.B. dem Neffen vererbte Vermö-
gen, entsprechend höher besteu-
ert.
2.2 Erbschaft- und Schenkungsteuer
Beispiel 1:
A vererbt seiner Ehefrau ein Haus
mit einem Verkehrswert von
200.000 Euro und zusätzlich
Barvermögen von 100.000 Euro.
Lösung:
Der persönliche Freibetrag für
die hinterbliebene Ehefrau be-
trägt 500.000 Euro. Hinzu kommt
ein Versorgungsfreibetrag von
256.000 Euro. 
Folge:
Die Ehefrau nutzt das Einfamil-
ienhaus weiterhin selbst, damit ist
es von der Besteuerung ausge-
nommen. Das Erbe ist nicht zu
besteuern, da der Wert des Bar-
vermögens unter den Freibeträ-
gen liegt.
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Rechtsquelle: § 20 ErbStG
2.2.2 Höhe der Steuer
Die Erbschaftsteuerbelastung ist
nach der Verwandtschaftsnähe
und nach der Höhe des steuer-
pflichtigen Erwerbs abgestuft.
Grundsatz:
Je entfernter der Grad der Ver-
wandtschaft, umso höher die
Steuer.
2.2.2.1 Steuerklassen
Das Erbschaft -und Schenkung-
steuergesetz unterscheidet, nach
dem persönlichen Verhältnis des
Erwerbers zum Erblasser oder
Schenker, in drei Steuerklassen:
Steuerklasse I:
1. Der Ehegatte,
2. die Kinder und Stiefkinder,
3. die Abkömmlinge der in Num-
mer 2 genannten Kinder und
Stiefkinder,
4. die Eltern und Voreltern bei
Erwerben von Todes wegen.
Steuerklasse II:
1. Die Eltern und Voreltern, so-
weit sie nicht zur Steuerklasse I
gehören,
2. die Geschwister,
3. die Abkömmlinge ersten Gra-
des von Geschwistern,
4. die Stiefeltern,
5. die Schwiegerkinder,
6. die Schwiegereltern,
7. der geschiedene Ehegatte.
Steuerklasse III:
Alle übrigen Erwerber.
Rechtsquelle: § 15 ErbStG
2.2.2.2 Persönliche Freibeträge
Die persönlichen Freibeträge sind
ebenfalls abhängig vom Ver-
wandtschaftsgrad zum Erblasser/
Schenker. Erst wenn das übertra-
gene Vermögen diesen Freibe-
trag überschreitet, unterliegt der
darüber hinausgehende Teil des
Vermögens regelmäßig der Be-
Beispiel 2:
A vererbt seinem Neffen ein Haus
mit einem Verkehrswert von
200.000 Euro.
Lösung:
Der persönliche Freibetrag für
den Neffen beträgt 20.000 Euro.
Nach Abzug des Freibetrags sind
180.000 Euro zu versteuern. Die
Steuer beträgt 30 % von 180.000
Euro = 54.000 Euro.
steuerung. Zu den persönlichen
Freibeträgen können noch be-
sondere Versorgungsfreibeträge
(vgl. Tz. 2.2.4) kommen. 
Die persönlichen Freibeträge be-
laufen sich auf:
500.000,-- Euro für den Ehegatten
400.000,-- Euro für Kinder, Stief-
kinder und die Kinder
verstorbener Kinder
und Stiefkinder
200.000,-- Euro für Enkel und
Großenkel sowie für El-
tern und Großeltern bei
Erwerben im Todesfall
20.000,-- Euro für alle Personen
der Steuerklasse II
500.000,-- Euro für Lebenspartner
5.200,-- Euro für alle Personen
der Steuerklasse III
Rechtsquelle: § 16 ErbStG
Personenkreis
Steuerklasse I
Steuerklasse I
Steuerklasse II, III
für
Lebenspartner
Personen, die
gepflegt und/oder
Unterhalt gewährt
haben.
Inhalt der Befreiungsvorschrift /
Begünstigungstatbestand
Hausrat inkl. Wäsche und
Kleidungsstücke
andere bewegliche körperliche
Gegenstände, z.B. privater PKW,
Schmuck
Hausrat und andere bewegliche
körperliche Gegenstände
gelten die Freibeträge für Hausrat
und
bewegliche Gegenstände wie
für Erwerber der Steuerklasse I
unentgeltliche oder gegen
unzureichendes Entgelt gewährte
Pflege für den Erblasser
Freibetrag
(in Euro)
41.000
12.000
12.000
41.200
12.000
20.000
2.2.3 Steuerbefreiungen
Rechtsquelle: § 13 ErbStG
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2.2.4 Besonderer
Versorgungsfreibetrag
für den überlebenden
Ehegatten
und für Kinder
Besondere Versorgungsfreibeträge
dienen dem Ausgleich der unter-
schiedlichen Behandlung der auf
Gesetz beruhenden Versorgungs-
bezüge einerseits und der privaten
Versorgungsbezüge andererseits.
Daneben wird auch den Personen
ein angemessener Ausgleich ge-
währt, die anlässlich des Todes des
Erblassers keine oder nur geringe
Versorgungsbezüge erhalten, de-
ren weitere Versorgung aber durch
das erworbene Vermögen gesi-
chert wird. Die besonderen Frei-
beträge nach § 17 ErbStG kommen
nur bei Erwerben von Todes wegen
in Betracht, nicht dagegen bei
Schenkungen unter Lebenden. 
Der Umsatzsteuer unterliegen
grundsätzlich alle Lieferungen
und sonstigen Leistungen eines
Unternehmers mit dem Regel-
steuersatz (derzeit 19%). Die
Umsatzsteuer wird entsprechend
ihrer Zielsetzung vom Endver-
braucher getragen. Sie ist Be-
standteil des Preises und vom
Unternehmer an das Finanzamt
abzuführen.
Das Umsatzsteuergesetz enthält
einige Regelungen, die mittelbar
Familien zu Gute kommen. Zu nen-
nen sind insbesondere die folgen-
den Steuerbefreiungen und Steuer-
ermäßigungen (Steuersatz in Höhe
von 7%) bestimmter Umsätze: 
  Steuerbefreiung für Heilbe-
handlungen im Bereich der
Humanmedizin, die im Rah-
men der Tätigkeit als Arzt,
Zahnarzt, Heilpraktiker, Phy-
siotherapeut, Hebamme oder
einer ähnlichen heilberuflichen
Tätigkeit durchgeführt werden.
Rechtsquelle: § 4 Nr. 14 Buchst. a UStG
  Steuerbefreiung der unmittel-
bar dem Schul- und Bildungs-
zweck dienenden Leistungen
privater Schulen und anderer
allgemein bildender oder
berufsbildender Einrichtungen
(z. B. Kurse zur Erteilung von
Nachhilfeunterricht für Schü-
ler, Schreibmaschinen- oder
Computerkurse), wenn diese
privaten Schulen und Bil-
dungseinrichtungen bestimm-
te Voraussetzungen erfüllen.
Rechtsquelle: § 4 Nr. 21 Buchst. a UStG
  Steuerbefreiung für die Ge-
währung von Beherbergung,
Beköstigung und der üblichen
Naturalleistungen durch Ein-
richtungen, wenn sie überwie-
gend Jugendliche für Erzie-
hungs-, Ausbildungs- oder
Fortbildungszwecke oder für
Zwecke der Säuglingspflege
bei sich aufnehmen (z. B.
Kindergärten, Schullandheime).
Die Leistungen müssen den
Jugendlichen oder den bei
ihrer Erziehung, Ausbildung,
Fortbildung oder Pflege täti-
gen Personen tatsächlich zu-
gute kommen.
Rechtsquelle: § 4 Nr. 23 UStG
  Steuerbefreiung der Leistun-
gen des Deutschen Jugend-
herbergswerkes und vergleich-
barer Vereinigungen (z.B. die
Beherbergung und Bekösti-
gung in Jugendherbergen, die
Durchführung von Freizeiten
Begünstigte Person
Ehegatte
Kind bis zu 5 Jahren
Kind von mehr als   5 bis zu 10 Jahren
Kind von mehr als 10 bis zu 15 Jahren
Kind von mehr als 15 bis zu 20 Jahren
Kind von mehr als 20 Jahren bis zur Vollendung
des 27. Lebensjahres
Freibetrag
(in Euro)
256.000
52.000
41.000
30.700
20.500
10.300
Rechtsquelle: § 17 ErbStG
2.3 Umsatzsteuer
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und Wanderfahrten, die Über-
lassung von Fahrrädern).
Rechtsquelle: § 4 Nr. 24 UStG
  Steuerbefreiung der Leistun-
gen der Jugendhilfe (z. B. die
Durchführung von Lehrgängen,
Freizeiten, Zeltlagern, Fahr-
ten, Treffen, kulturellen und
sportlichen Veranstaltungen)
die von Trägern der öffentli-
chen Jugendhilfe oder anderen
Einrichtungen mit sozialem
Charakter erbracht werden.
Rechtsquelle: § 4 Nr. 25 UStG
  Steuerermäßigung für Lebens-
mittel, Bücher und Zeitungen.
Rechtsquelle: § 12 Abs. 2 Nr. 1 UStG
  Steuerermäßigung für zahn-
technische Leistungen.
Rechtsquelle: § 12 Abs. 2 Nr. 6 UStG
  Steuerermäßigung für be-
stimmte kulturelle und sportli-
che Leistungen.
Rechtsquelle: § 12 Abs. 2 Nr. 7 und 8 UStG
  Steuerermäßigung für die Be-
nutzung von Schwimmbädern.
Rechtsquelle: § 12 Abs. 2 Nr. 9 UStG
  Steuerermäßigung für Beför-
derungen im Personennahver-
kehr.
Rechtsquelle: § 12 Abs. 2 Nr. 10 UStG
Der Grunderwerbsteuer unterlie-
gen grundsätzlich alle Rechtsvor-
gänge über inländische Grund-
stücke (z. B. Kaufverträge),
soweit sie darauf gerichtet sind,
das Eigentum am Grundstück
oder eine eigentümerähnliche
Position zu erlangen. Steuer-
schuldner sind im Regelfall der
Grundstückserwerber und/ oder
der Grundstücksveräußerer.
Das Grunderwerbsteuergesetz
enthält einige Regelungen, die
unmittelbar Familien zu Gute
kommen. Zu nennen sind insbe-
sondere die folgenden Ausnah-
men von der Besteuerung:
  Der Grundstückserwerb durch
den Ehegatten des Veräu-
ßerers.
Rechtsquelle: § 3 Nr. 4 GrEStG
  Der Grundstückserwerb durch
den früheren Ehegatten des
Veräußerers im Rahmen der
Vermögensauseinandersetzu
ng nach der Scheidung.
Rechtsquelle: § 3 Nr. 5 GrEStG
  Der Erwerb eines Grundstücks
durch Personen, die mit dem
Veräußerer in gerader Linie
verwandt sind. Dabei stehen
Stiefkinder den Abkömmlingen
gleich. Den Verwandten in ge-
rader Linie sowie den Stief-
kindern stehen deren Ehegat-
ten gleich.
Rechtsquelle: § 3 Nr. 6 GrEStG
2.4 Grunderwerbsteuer
101 102
Das Bundeskindergeldgesetz
kommt seit der Neuregelung des
Familienlastenausgleichs im Jahr
1996 nur noch in wenigen Son-
derfällen (zum Beispiel bei ins
Ausland entsandten Entwick-
lungshelfern oder bei Vollwaisen)
zur Anwendung. In allen übrigen
Fällen wird Kindergeld als monat-
liche Steuervergütung nach den
Vorschriften des Einkommen-
steuergesetzes gezahlt (siehe
dazu 1.10.3).
Rechtsquelle: BKGG
Beiträge für die private Altersvor-
sorge mit bestimmten Altersvor-
sorgeprodukten werden durch
eine Zulage und ergänzend durch
einen zusätzlichen Sonderausga-
benabzug (siehe dazu 1.6.4.3)
gefördert. Mit der Förderung soll
ein Anreiz zum Aufbau einer pri-
vaten kapitalgedeckten Altersvor-
sorge gegeben werden, deren
Leistungen die Niveauabsenkung
in der gesetzlichen Rentenver-
sicherung und in der Beamten-
versorgung im Alter ausgleichen
sollen. 
2.6.1 Höhe der Zulage
Die Zulage setzt sich zusammen
aus einer Grundzulage und einer
Kinderzulage. Beginnend ab dem
Jahr 2002 werden die Zulagebe-
träge bis zum Jahr 2008 alle zwei
Jahre angehoben.
Die Grundzulage beträgt jährlich
2006 und 2007      114 Euro
ab 2008 154 Euro.
Die Kinderzulage erhält grund-
sätzlich der Elternteil, dem das
Kindergeld ausbezahlt wird. Bei
verheirateten Eltern, die zusam-
men zur Einkommensteuer ver-
anlagt werden, erhält grundsätz-
lich die Mutter die Kinderzulage,
es sei denn es wird beantragt,
dass der Vater diese erhalten soll.
Für jedes Kind, für das der An-
spruchsberechtigte Kindergeld
erhält, beträgt die Kinderzulage
jährlich
2006 und 2007     138 Euro
ab 2008                185 Euro.
Für ein nach dem 31.12.2007
geborenes Kind erhöht sich die
Kinderzulage auf 300 Euro.
2.6.2 Mindesteigenbeitrag
Der Steuerbürger muss, um die
Zulage zu erhalten, eigene Bei-
tragsleistungen für die private
Altersvorsorge erbringen (Min-
desteigenbeitrag). Die notwendi-
ge Sparleistung wird - wie die
Zulage - alle zwei Jahre angeho-
ben. Sie beträgt anfangs 1 % der
(in der Rentenversicherung) bei-
tragspflichtigen Einnahmen (in
der Regel der Bruttolohn) bzw.
der Besoldung oder Amtsbezüge
und steigt in der Endstufe auf 4 %.
Die Sparleistung setzt sich aus
den eigenen Beiträgen und der
Zulage zusammen, d.h. die Zu-
lage wird auf den ermittelten pro-
zentualen Betrag angerechnet
und der Steuerbürger braucht nur
einen entsprechend geringeren
2.5 Bundeskindergeldgesetz 2.6 Altersvorsorgezulage
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Betrag selbst aufzubringen. Wird
der Mindesteigenbeitrag nicht in
der erforderlichen Höhe geleistet,
wird die Zulage nur im entspre-
chend gekürzten Umfang ausge-
zahlt.
Als Mindesteigenbeitrag sind jähr-
lich aufzubringen
2006 und 2007
3% (max. 1.575 Euro) abzgl. Zulage
ab 2008
4% (max. 2.100 Euro) abzgl. Zulage
In bestimmten Fällen kann der
Zulageanspruch den prozentua-
len Betrag der beitragspflichtigen
Einnahmen bzw. Besoldung über-
steigen, so dass kein Mindest-
eigenbeitrag zu erbringen wäre.
Deshalb wird für den Mindest-
eigenbeitrag ein Sockelbetrag
festgelegt, der in jedem Fall zu
leisten ist, um die volle Zulage zu
erhalten. Ab dem Jahr 2005 ist der
jährliche Sockelbetrag 60 Euro.
Ist bei Verheirateten ein Ehegatte
nicht selbst zulageberechtigt, son-
dern hat über den anderen Ehe-
gatten einen abgeleiteten Zula-
geanspruch, wird für den Vertrag
des nicht Zulageberechtigten die
volle Zulage gezahlt, wenn der
originär zulageberechtigte Ehe-
gatte seinen Mindesteigenbeitrag
erbracht hat. Das bedeutet, dass
in diesen Fällen der Mindestei-
genbeitrag für beide Ehegatten
nur einmal erbracht werden muss.
Rechtsquelle: §§ 79 ff EStG
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